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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Energie 


1 . Abgeordneter 

Klaus 

Barthel 

(SPD) 


Wie erklärt es die Bundesregierung, dass das 
deutsche Unternehmen M. noch im Oktober 
2010 Ventile an eine Firma T. liefern konnte, 
obwohl deutsche Behörden (Bundesamt für 
Verfassungsschutz und Zollkriminalamt) schon 
im Jahr 2009 Informationen darüber hatten, 
dass H. T. mit der Firma in Kontakt stand 
(vgl. ARD-Sendung FAKT vom 25. Juni 
2013)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer 
vom 10. März 2014 

Die aufgeworfene Fragestellung war Gegenstand eines Strafverfah- 
rens vor dem Oberlandesgericht Hamburg. Der 3. Strafsenat des 
Oberlandesgerichts hat am 8. November 2013 erstinstanzlich ent- 
schieden. Gegen das Urteil wurde Revision eingelegt. Das Urteil in 
diesem Verfahren ist daher noch nicht rechtskräftig. Vor Rechtskraft 
des Urteils kann die Bundesregierung keine Stellungnahme abgeben. 


2. Abgeordneter 

Klaus 

Barthel 

(SPD) 


Wie erklärt es die Bundesregierung, dass die 
Firma B. in Halle im Dezember 2010 Ventile 
an eine Firma A. liefern durfte, obwohl der 
Bundesverfassungsschutz in einem Schreiben 
vom 25. September 2009 das Zollkriminalamt 
darüber informiert hatte, dass H. T. unter an- 
derem Mitarbeiter dieser Firma sei und der 
Bundesverfassungsschutz schon 2009 feststell- 
te, dass von H. T. Proliferationsgefahr ausgehe 
(vgl. Magazin FAKT vom 25. Juni 2013)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer 
vom 10. März 2014 

Siehe Antwort zu Frage 1 . 


3. Abgeordneter 

Klaus 

Barthel 

(SPD) 


Wie erklärt die Bundesregierung, weshalb das 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon- 
trolle 2011 bei der deutschen Firma B. anfrag- 
te, ob es an die Firma A. geliefert habe oder 
Anfragen bekommen habe, wenn es bereits im 
Jahr 2010 der Firma B. Lieferungen an die 
Firma A. genehmigt hatte (vgl. Frage 2 und 
Magazin FAKT vom 25. Juni 2013)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer 
vom 10. März 2014 

Siehe Antwort zu Frage 1 . 


4. Abgeordneter 
Dr. Thomas 
Gamhke 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch war die jährliche Anlageverzinsung 
des ERP-Sondervermögens (ERP = Europä- 
isches Wiederaufbauprogramm) in den Jahren 
2000 bis 2013, und wie hoch war die durch- 
schnittliche Anlageverzinsung des ERP-Son- 
dervermögens in den 50er-, 60er-, 70er-, 80er- 
und 90er-Jahren? 


5. 


Abgeordneter 

Dr. Thomas 
Gamhke 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hoch war der jährliche Förderbetrag des 
ERP-Sondervermögens (also die direkt bereit- 
gestellten Mittel aus dem ERP-Sondervermö- 
gen) in den Jahren 2000 bis 2013, und wie 
hoch war der durchschnittliche Förderbetrag 
des ERP-Sondervermögens in den 50er-, 60er-, 
70er-, 80er- und 90er-Jahren? 


Antwort des Staatssekretärs Stefan Kapferer 
vom 7. März 2014 

Die Fragen 4 und 5 werden gemeinsam beantwortet. 

Für die Beantwortung der Fragen sind zwei Zeiträume zu unterschei- 
den, denn im Jahr 2007 wurde die Förderung des ERP-Sonderver- 
mögens (ERP-SV) im Rahmen des ERP-Wirtschaftsförderungs- 
neuordnungsgesetzes neu strukturiert. 

In der Zeit seit Bestehen des ERP-SV bis Mitte 2007 waren Anlage 
des ERP-SV und Förderung miteinander verbunden. Das heißt, das 
ERP-Kapital wurde ganz überwiegend in Form von zinsverbilligten 
Förderdarlehen herausgelegt. Die Zinserträge auf die Förderdarle- 
hen waren also bereits um die gewährte Förderung gemindert. Im 
Zuge der Wiedervereinigung und der damit erhöhten Nachfrage 
nach Förderkrediten wurden vom ERP-Sondervermögen zudem in 
großem Umfang Darlehen am Kapitalmarkt aufgenommen und mit 
Hilfe eines Teils der Zinserträge ebenfalls als verbilligte Förderdarle- 
hen ausgereicht. Aus den Zinserträgen waren auch die Lasten zu tra- 
gen, die durch den damals förderpolitisch gewollten Verzicht auf 
sog. Vorfälligkeitsentschädigungen entstanden sind. Das heißt, die 
geförderten Unternehmen konnten die Förderdarlehen jederzeit ent- 
schädigungslos zurückzahlen. Vor dem Hintergrund dieser Verflech- 
tungen unterschiedlicher Ertrags- und Förderkomponenten lässt sich 
bis Mitte 2007 keine Anlageverzinsung ermitteln. 

Dokumentiert ist allerdings die Entwicklung des Vermögensbestan- 
des nach Abzug der Zinsverbilligung, der Wiederanlageverluste und 
der Zinslasten aus aufgenommenen Darlehen. Für alle erfragten Be- 
trachtungszeiträume kann festgestellt werden, dass das ERP-SV in- 
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flationsbereinigt mit nur kleinen Ausschlägen um die gesetzlich vor- 
gegebene Werterhaltung geschwankt ist, also das ERP-SV über Jahr- 
zehnte seine reale Vermögenssubstanz nach Abzug der Förderung 
erhalten hat. 

Mit der Neuordnung der Förderung des ERP-SV Mitte 2007 hat das 
ERP-SV - neben seiner schon seit langem bestehenden Beteiligung 
an der KfW Bankengruppe - zusätzlich wesentliche Kapitalanteile in 
die KfW Bankengruppe eingebracht und erhält hierfür eine Verzin- 
sung. Seither wird nicht mehr das ERP-SV selbst als För der dariehen 
herausgereicht, sondern die KfW Bankengruppe nimmt Kapital am 
Kapitalmarkt auf, reicht es als verbüligte Förder dariehen aus und 
stellt dann dem ERP-Sondervermögen die Zinsverbilligung als sog. 
Förderlast in Rechnung. Das ERP-SV zahlt dann diese Förderlast 
aus den eingenommenen Zinserträgen. Vor diesem Hintergrund 
können die Fragen nach der Verzinsung für die Zeit ab Mitte 2007 
beantwortet werden, wobei zu unterscheiden ist zwischen den Ver- 
mögensbestandteilen des ERP-SV, deren Erträge als Gewinne der 
KfW Bankengruppe in der KfW Bankengruppe thesauriert werden 
und nicht in liquider Form für Förderung einsetzbar sind, und den 
Vermögensbestandteilen, deren liquide Erträge für Förderung ein- 
gesetzt und verzehrt werden können. Die thesaurierten, illiquiden 
Erträge dienen dem Ausgleich von Inflationsverlusten und sichern 
somit den Realvermögenserhalt des ERP-SV. 

Im Folgenden werden die wesentlichen Bestandteile des ERP-SV 
aufgeführt, deren liquide Erträge derzeit zur Deckung der Förderlas- 
ten eingesetzt werden: 

• ERP-Förderrücklage I in der KfW Bankengruppe, Volumen 
4,65 Mrd. Euro 

Die ERP-Förderrücklage ist in zehn Tranchen aufgeteilt, die an- 
fängliche Verzinsung der einzelnen Tranchen im Jahr 2007 betrug 
4,8 Prozent, jedes Jahr wird die Vergütung einer Tranche ange- 
passt auf den Zehn-Jahres-Euribor-Swap zzgl. einer Marge von 
0,6 Prozent. Die Verzinsung der gesamten ERP-Förderrücklage 
beträgt 4,17 Prozent per Ende 2013. 

• ERP-Förderrücklagenll und III in der KfW Bankengruppe, Vo- 
lumen 1,25 Mrd. Euro 

In den Jahren 2012 und 2013 wurden vom ERP-SV durch eine 
Bareinlage und die Teilwandlung eines Nachrangdarlehens 

1.25 Mrd. Euro als zusätzliches Kapital in die KfW Bankengrup- 
pe eingebracht. Die Vergütung erfolgt über Teilhabe am handels- 
rechtlichen Jahresergebnis der KfW Bankengruppe, sie ist also va- 
riabel. 

• Für eine weitere Kapitalrücklage des ERP in der KfW Banken- 
gruppe mit einem Bestand von rund 1,1 Mrd. Euro erfolgt die 
Vergütung ebenfalls über Teilhabe am handelsrechtlichen Jahres- 
ergebnis der KfW Bankengruppe. Davon stehen aber nur 85 Pro- 
zent für die Förderung zur Verfügung. 

• Nachrangdarlehen bei der KfW Bankengruppe, Volumen 

2.25 Mrd. Euro 
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Das Nachrangdarlehen hat ein Volumen von ca. 2,25 Mrd. Euro 
und ist in drei Tranchen aufgeteilt. Die anfängliche Verzinsung im 
Jahr 2007 betrug 4,5 Prozent je Tranche, eine erste Anpassung 
der ersten Tranche ist per Januar 2013 erfolgt, die nächsten An- 
passungen erfolgen per Januar 2015 und Januar 2017. Hierbei 
wird die Verzinsung entsprechend dem Euribor-Swap für die ge- 
wählte Eaufzeit zzgl. einer Marge von 0,3 Prozent festgelegt. Eür 
die erste Anpassung resultiert hieraus ein Zinssatz von 0,96 Pro- 
zent, die Verzinsung des gesamten Nachrangdarlehens beträgt 
3,41 Prozent per Ende 2013. 

• Darlehen an Airbus zur Entwicklung des Großraumflugzeugs 
A380 

Im Jahr 2002 wurde gegenüber Airbus und Zulieferern ein Darle- 
hen über ca. 1,095 Mrd. Euro aus dem ERP-SV zur Entwicklung 
des A380 gewährt. Dieses Darlehen setzt sich aus verschiedenen 
Tranchen zusammen. Die Verzinsung entspricht der Verzinsung 
einer entsprechenden Bundesanleihe zzgl. 0,6212 Prozent. Die 
durchschnittliche Verzinsung des gesamten Darlehens beträgt 
4,63 Prozent per Ende 2013. 

Im Zuge der im Jahr 2007 erfolgten Neuordnung der ERP-Wirt- 
schaftsförderung wurde mit Hilfe eines Gutachtens der Wirtschafts- 
prüfungsgesellschaft Ernst & Young ermittelt, wie hoch der Eörder- 
beitrag des ERP-SV zu diesem Zeitpunkt war, damit sichergestellt 
werden konnte, dass die Eörderleistung des ERP-SV auch nach der 
Neuordnung erhalten blieb. Dieser Eörderbeitrag wurde damals mit 
300 Mio. Euro p. a. festgestellt. Dieser Wert, fortgeschrieben mit der 
Inflationsrate, gilt seitdem als Zielgröße bei der Aufstellung des 
ERP-W irtschaftsplans . 


6 . 


Abgeordneter 

Uwe 

Kekeritz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Mit welchen Eändern verhandelt bzw. plant 
die Bundesregierung derzeit Rohstoffpartner- 
schaftsabkommen, und bis wann plant die 
Bundesregierung, das Rohstoffpartnerschafts- 
abkommen mit Peru abzuschließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer 
vom 10. März 2014 

Die Bundesregierung verhandelt und plant zurzeit keine neuen Re- 
gierungsabkommen über Rohstoffpartnerschaften. Eür die Unter- 
zeichnung des Abkommens mit Peru ist noch kein Termin verein- 
bart. 


7. Abgeordnete 

Katja 

Keul 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Eür den Export von welchen Kriegswaffen 
und sonstigen Rüstungsgütern mit welchem je- 
weiligen Wert hat die Bundesregierung im Jahr 
2013 Genehmigungen für das Bestimmungs- 
land Ukraine erteilt? 
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8. Abgeordnete 

Katja 

Keul 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Eür den Export von welchen Kriegswaffen 
und sonstigen Rüstungsgütern mit welchem je- 
weiligen Wert hat die Bundesregierung im Jahr 
2013 Genehmigungen für das Bestimmungs- 
land Algerien erteilt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer 
vom 10. März 2014 

Die Eragen 7 und 8 werden aufgrund des Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Die Bundesregierung setzt die im Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD vereinbarten transparenzsteigernden Maßnahmen im 
Bereich der Rüstungsexportkontrolle um. Neben der Erstellung eines 
zusätzlichen Zwischenberichtes wird der jährliche Rüstungsexportbe- 
richt der Bundesregierung zukünftig vor der Sommerpause veröf- 
fentlicht. Im Rahmen dieses beschleunigten Zeitplans werden die 
vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle ermittelten 
Daten vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie konsoli- 
diert und aufbereitet. Die Bundesregierung wird den nächsten Rüs- 
tungsexportbericht vor der Sommerpause 2014 vorlegen. Auf diesen 
wird an dieser Stelle verwiesen. 

Vor dem Hintergrund der aktuellen Entwicklungen in der Ukraine 
hat die Bundesregierung die Prüfung der entsprechenden vorläufigen 
Daten vorgezogen. Nach dieser Auswertung wurden im Jahr 2013 
keine Genehmigungen für den Export von Kriegswaffen in die Uk- 
raine erteilt. Im Bereich der sonstigen Rüstungsgüter umfassten die 
Genehmigungen im Wesentlichen Jagd- und Sportwaffen sowie für 
diese Waffen verwendbare Munition. 


9. Abgeordnete 

Jutta 

Krellmann 

(DIE EINKE.) 


Schließt die Bundesregierung aus, dass private 
bzw. externe Dienstleister, die für die Bundes- 
ministerien tätig sind, ihren Beschäftigten ein 
Entgelt von weniger als 8,50 Euro brutto pro 
Stunde zahlen (vgl. die Antwort der Bundesre- 
gierung auf meine Schriftliche Erage 3 auf 
Bundestagsdrucksache 18/680), und wenn 
nein, für welche Bundesministerien sind priva- 
te bzw. externe Dienstleister tätig, die ihren Be- 
schäftigten weniger als 8,50 Euro brutto pro 
Stunde zahlen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 13. März 2014 

Zur Beantwortung der Erage wird auf die Antwort der Bundesregie- 
rung zu Erage 3 auf Bundestagsdrucksache 18/680 verwiesen. Wie 
im Koalitionsvertrag vereinbart, erarbeitet das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales derzeit den Gesetzentwurf zur Einführung 
eines gesetzlichen Mindestlohns von 8,50 Euro/Stunde, der ab dem 
1. Januar 2015 gelten wird. Bis dahin richten sich die Entgelte der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter privater bzw. externer Dienstleis- 
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ter der Bundesministerien nach den jeweils geltenden gesetzlichen 
Vorschriften und - soweit einschlägig - tarifvertraglichen Vereinba- 
rungen. Deren Einhaltung durch private bzw. externe Dienstleister 
wird dann vertraglich sichergestellt. Teilweise wurden mit privaten 
bzw. externen Dienstleistern Vereinbarungen zu Mindestentgelten 
von 8,50 Euro/Stunde getroffen. Da die Bundesministerien darüber 
hinaus über keine rechtliche Handhabe verfügen, private bzw. exter- 
ne Dienstleister zur Offenlegung ihrer Gehaltsdaten zu verpflichten, 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass private bzw. externe Dienst- 
leister im Einzelfall und übergangsweise noch weniger als 8,50 Euro 
brutto pro Stunde bezahlen. 


10. 


Abgeordneter 

Oliver 

Krischer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Mit welchem Inhalt wurden die nach meiner 
Kenntnis stattgefundenen Gespräche zwischen 
dem Übertragungsnetzbetreiber TenneT TSO 
GmbH und der Bundesnetzagentur in den ver- 
gangenen Monaten über die fehlende Zertifi- 
zierung geführt, und welche konkrete Kompro- 
misslösung zeichnet sich ab? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer 
vom 11. März 2014 

Die Bundesnetzagentur hat mit Entscheidung vom 9. November 
2012 der TenneT TSO GmbH die Zertifizierung versagt, weil sie 
zum Entscheidungszeitpunkt nicht die für die Erfüllung der gesetzli- 
chen Pflichten notwendigen finanziellen Mittel nachgewiesen hatte. 
Gegen diese Entscheidung hat der Übertragungsnetzbetreiber Be- 
schwerde beim Oberlandesgericht Düsseldorf eingelegt. In der öf- 
fentlichen mündlichen Verhandlung vom 22. Januar 2014 wurde der 
Streitgegenstand erörtert und auf Vorschlag des Gerichtes das Ver- 
fahren übereinstimmend für erledigt erklärt. Die Entscheidung der 
Bundesnetzagentur ist somit bestandskräftig. 

Gleichzeitig hat die Bundesnetzagentur im Rahmen des gerichtlichen 
Vergleichs zugesichert, die Zertifizierung der TenneT TSO GmbH 
unter der Bedingung vorzunehmen, dass die TenneT TSO GmbH 
den Bau der zum Startnetz des Offshore-Netzentwicklungsplanes ge- 
hörenden Offshore-Anbindungsleitungen in Auftrag gibt. 


11. 


Abgeordneter 

Oliver 

Krischer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche bereits erfolgten oder angekündigten 
Verlagerungen von stromintensiven Produk- 
tionsstätten der Industrie ins Ausland, v. a. in 
die USA, infolge angeblich zu hoher Strom- 
preise in Deutschland sind der Bundesregie- 
rung bekannt (bitte um Auflistung der Unter- 
nehmen, der betroffenen Standorte und der 
Zahl der Arbeitsplätze), und welche Schlussfol- 
gerungen bzw. Konsequenzen zieht sie daraus? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 11. März 2014 

Der Bundesregierung liegen bezüglich des Ausmaßes der Verlage- 
rungen von stromintensiven Produktionsstätten ins Ausland keine 
umfassenden Daten vor. Die in Deutschland im internationalen und 
europäischen Vergleich hohen Strompreise werden allerdings von 
vielen stromintensiven und im internationalen Wettbewerb stehen- 
den Unternehmen zunehmend als Wettbewerbsnachteil gesehen. 

Die Entscheidungen von Unternehmen über Standort- oder Produk- 
tionsverlagerungen in Drittstaaten sind von vielen Einzelfaktoren ab- 
hängig. In einigen Industriezweigen stellen die Strompreise einen er- 
heblichen Kostenanteil dar. In diesen Eällen bedeuten Kostennach- 
teile für den Standort Deutschland, dass in diesen ström- und ener- 
gieintensiven Branchen die Gefahr der Verlagerung der Produktion 
sowie von C02-Emissionen (Carbon Eeakage) besteht. Die Erwar- 
tung, dass sich energiebedingte Kostennachteile mittelfristig nicht 
umkehren werden, kann Neuinvestitionen in der Industrie und damit 
die Schaffung neuer und den Erhalt bestehender Arbeitsplätze in 
Deutschland verhindern. 

Aus Sicht der Bundesregierung dürfen solche Kostennachteile zum 
einen die langfristige Wettbewerbsfähigkeit deutscher energieintensi- 
ver Unternehmen nicht gefährden und sollten insbesondere dort, wo 
sie die Wettbewerbsfähigkeit von Industrieunternehmen betreffen, 
abgebaut werden. Zum anderen müssen Maßnahmen zur Entlastung 
der betroffenen Unternehmen von energiepolitisch bedingten 
Steuern, Abgaben und Umlagen beibehalten werden, wo sie zur 
Wahrung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit erforderlich 
sind. 

Die Bundesregierung führt kein Register über Entscheidungen von 
Unternehmen, Produktionsstandorte ins Ausland zu verlagern. Sie 
kann mangels Kenntnis der Kostenstrukturen sowie der sonstigen 
unternehmerischen Entscheidungen (z. B. Marktnähe, Zugang zu 
Produktionsfaktoren etc.) der jeweiligen Unternehmen ebenso wenig 
beurteilen, welche weiteren Gründe für Standortentscheidungen 
maßgeblich gewesen sein könnten. Eine vollständige Auflistung von 
Einzelfällen ist vor diesem Hintergrund nicht möglich. Belastbare 
Zahlen liegen der Bundesregierung weder bezüglich der Gesamtan- 
zahl von Standortverlagerungen noch bezüglich davon betroffener 
Arbeitsplätze vor. 

Allein in jüngster Zeit haben Medien über eine Reihe von Investi- 
tionsentscheidungen berichtet, die von den Unternehmen vor allem 
mit hohen Strompreisen in Deutschland begründet wurden. 

- Outukumpu: Das Edelstahlwerk (Elüssigphase) am Standort Kre- 
feld wurde geschlossen und es ist geplant, das Stahlwerk am Stand- 
ort Bochum im Jahr 2015 ebenfalls zu schließen. Hiervon betrof- 
fen wären 450 Mitarbeiter. 

- SGE Carbon/BMW: Das neue Werk zur Eertigung von Carbonfa- 
sern wurde in den USA gebaut, da die Strompreise am dortigen 
Standort ein Drittel von den deutschen betragen. 
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- Chemiekonzern Wacker: In den letzten beiden Jahren floss der 
Großteil der Investitionen in den Aufbau eines neuen Reinstsili- 
zium-Standorts in den USA. 

- Das Chemieunternehmen Clariant plante bis vor kurzem, in deut- 
sche Standorte zu investieren. Wegen der hohen Stromkosten fin- 
den die Investitionen jetzt nicht statt. Die Investitionen fließen 
nun in Standorte in den USA. 

- Autozulieferer Borgers: Verzicht auf den Bau einer neuen Anlage 
am Stammsitz in Bocholt. 

Zudem hat nach einer Erhebung des Verbandes der Chemischen In- 
dustrie (VCI) die deutsche chemische Industrie rund 6,5 Mrd. Euro 
in Nordamerika in neue Produktionsanlagen oder ihre Erweiterung 
investiert (VCI-Pressemitteilung „Deutsche Chemie investiert ver- 
stärkt im Ausland“ vom 25. November 2013). Allein im Jahr 2012 
seien die Investitionen der Branche in Nordamerika um 54 Prozent 
auf rund 3,2 Mrd. Euro gestiegen. Inzwischen gingen über 41 Pro- 
zent der Auslandsinvestitionen der chemischen Industrie dorthin; im 
Jahr 2005 seien es nur knapp 28 Prozent gewesen. 

Die Gründe für die einzelnen Standortentscheidungen können von 
der Bundesregierung nicht abschließend beurteilt werden, einschließ- 
lich der Präge, inwieweit in den hier beispielhaft genannten Pällen 
die hohen Strompreise für die Standortentscheidung maßgeblich wa- 
ren. 


12. Abgeordneter 
Stephan 
Kühn 
(Dresden) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, in 
welchen Bereichen deutsche Unternehmen an 
der Ausstattung der saudischen Öl- und Gasin- 
dustrie mit IT-Technologie beteüigt sind, und 
sind der Bundesregierung Angriffe auf die 
oder Störungen der IT-Systeme der Öl-, Gas- 
sowie der Energieindustrie in Deutschland be- 
kannt (falls ja, bitte benennen)? 


Antwort des Staatssekretärs Stefan Kapferer 
vom 7. März 2014 

Die Bundesregierung verfügt hierzu über keine eigenen Erkenntnis- 
se. 


13. Abgeordneter 
Christian 
Kühn 
(Tübingen) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Bewertungen gibt es innerhalb der 
Bundesregierung zum aktuellen Verhandlungs- 
stand des Preihandelsabkommens zwischen 
der EU und Kanada (CETA) und der Transat- 
lantischen Handels- und Investitionspartner- 
schaft (TTIP) zwischen der EU und den USA 
bezüglich deren möglicher Auswirkungen auf 
das deutsche Mietrecht sowie dessen geplante 
Veränderungen, wie zum Beispiel die Miet- 
preisbremse? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte Zypries 
vom 11. März 2014 

Die Verhandlungen zum CETA dauern noch an. Auswirkungen der 
geplanten Investitionsschutzbestimmungen auf künftige Gesetzesän- 
derungen können erst dann abschließend beurteilt werden, wenn die 
entsprechenden Textvorschläge zum Investitionsschutz einschließlich 
des Investor-Staat-Schiedsverfahrens zwischen den Verhandlungs- 
partnern weitgehend konsentiert sind. Bereits jetzt lässt sich jedoch 
generell festhalten, dass ein Staat im Rahmen von Investor-Staat- 
Schiedsverfahren nicht zur Änderung seiner Gesetze verurteilt wer- 
den kann. Negative Auswirkungen einer Gesetzesänderung auf eine 
bereits getätigte Investition reichen auch nicht aus, um einen Scha- 
densersatzanspruch im Rahmen eines solchen Verfahrens zu begrün- 
den. Vielmehr muss eine Gesetzesänderung wülkürlich, unverhältnis- 
mäßig oder diskriminierend sein. Üblicherweise wird in Freihandels- 
abkommen versucht, den Vertragsstaaten über eine Vorbehaltsrege- 
lung die Gesetzgebung zur Verfolgung von Gemeinwohlzielen zu er- 
möglichen, ohne Schutzstandards zu verletzen. 

In den Verhandlungen zur TTIP wird die Europäische Kommission 
erst im Rahmen der angekündigten öffentlichen Konsultation ihre 
Vorstellungen zum Investitionsschutz formulieren und gegebenen- 
falls in die Verhandlungen einführen. Deshalb kann eine Bewertung 
derzeit nicht abgegeben werden. 


14. 


Abgeordneter 

Dr. Konstantin 
von Notz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Ratschläge hält die Bundesregierung 
u. a. im Hinblick auf Nachfragen der Außen- 
wirtschaft in Sachen Massenausspähung durch 
Geheimdienste der sog. Five-Eyes-Staaten der- 
zeit bereit, und erwägt sie Warnhinweise hin- 
sichtlich aller Staaten, die systematisch Grund- 
und Menschenrechte der Privatheit ihrer eige- 
nen sowie der Bevölkerung von Drittstaaten 
verletzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer 
vom 10. März 2014 

Derzeit liegen der Bundesregierung keine derartigen Nachfragen 
von Akteuren in der Außenwirtschaft vor. 


15. Abgeordnete 

Dr. Julia 
Verlinden 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann begann aus Sicht der Bundesregierung 
die Energiewende (mit der Bitte um Nennung 
eines Datums oder einer politischen Entschei- 
dung)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Uwe Beckmeyer 
vom 10. März 2014 

Die Bundesregierung führt die Energiewende, also die Entwicklung 
zu einer nachhaltigen, klimafreundlichen, sicheren und bezahlbaren 
Energieversorgung ohne Atomenergie, mit höherer Energieeffizienz 
und mit stetig wachsendem Anteil erneuerbarer Energien in Deutsch- 
land, konsequent und planvoll fort. Der Umbau unserer Energiever- 
sorgung hin zu einem System, das auf einem überwiegenden Anteil 
erneuerbarer Energien basiert, ist ein langfristig und breit angelegter, 
kontinuierlicher Prozess, der nicht zuletzt flankiert und forciert wor- 
den ist durch die Eörderung von Eorschung, Entwicklung und 
Markteinführung von Technologien in den Bereichen Energieefil- 
zienz und Erneuerbare Energien. Vor diesem Hintergrund kann 
nicht von einem konkreten Anfangsdatum ausgegangen werden. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


16. Abgeordneter 

Klaus 

Barthel 

(SPD) 


Ist nach Kenntnis der Bundesregierung die 
Warnung, dass der iranische Staatsbürger 
H. T. für das iranische Atomprogramm arbei- 
tet, von der Deutschen Botschaft Teheran an 
das Zollkriminalamt weitergeleitet worden (in 
der ARD-Sendung PAKT vom 25. Juni 2013 
wurde darüber berichtet, dass die Stadt Olden- 
burg die Deutsche Botschaft Teheran am 
24. Juni 2010 entsprechend informierte)? 


Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 10. März 2014 

Die aufgeworfene Pragestellung war Gegenstand eines Strafverfah- 
rens vor dem Oberlandesgericht Hamburg. Der 3. Strafsenat des 
Oberlandesgerichts hat am 8. November 2013 erstinstanzlich ent- 
schieden. Gegen das Urteil wurde Revision eingelegt. Das Urteil in 
diesem Verfahren ist daher noch nicht rechtskräftig. Vor Rechtskraft 
des Urteils kann die Bundesregierung keine Stellungnahme abgeben. 


17. Abgeordnete 
Sevim 
Dagdelen 
(DIE EINKE.) 


Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung 
über den so genannten Maidan-Kommandan- 
ten Andrij Parubij, der im Jahr 1991 zusam- 
men mit dem Parteivorsitzenden der extrem 
rechten Partei „Swoboda“, Oleg Tjagnibok, 
einem der Gründer der Vorgängerpartei von 
„Swoboda“ - der „Sozial-Nationalen Partei 
der Ukraine“ - war (http://file.liga.net/person/ 
866-andrej-parubij.html) und zum Sekretär des 
Nationalen Sicherheits- und Verteidigungsrates 
der Ukraine durch den Übergangspräsidenten 
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Alexander Turtschinow ernannt wurde (http:// 
korrespondent.net/ukraine/politics/3312438- 
turchynov-podpysal-ukaz-o-naznachenyy- 
parubyia-sekretarem-snbo) sowie der Einset- 
zung von Dmitri Jarosch, früher Mitglied der 
extrem rechten Gruppe „Dreizack“ (Trysub) 
und heute führende Kraft im „Rechten Sek- 
tor“, einer informellen Vereinigung von rechts- 
radikalen und neofaschistischen Gruppen 
(www.abendzeitung-muenchen.de/inhalt. 
ukraine-hintergrund-die-radikale-ukrainische- 
gruppe-rechter-sektor . 5 34eb79f-b3 1 7-4f8 9- 
8994-e90c5fe48359.html)? 


Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 10. März 2014 

Zu Andrij Parubij liegen der Bundesregierung folgende Erkenntnisse 
vor: 

Andrij Parubij, geboren im Jahr 1971 in Tscherwonohrad in der 
Nähe von Eemberg, ist seit dem Jahr 2007 Abgeordneter der „Wer- 
chowna Rada“ der Ukraine. Im Jahr 1991 gehörte er zu den Grün- 
dern der „Sozial-Nationalen Partei der Ukraine“, die im Jahr 2004 
in „Swoboda“ umbenannt wurde. Von 2007 bis 2012 gehörte er der 
Eraktion „Nascha Ukraina“ an, seit dem Jahr 2012 der Eraktion 
„Batkiwschtschyna“. Zuvor war er mehrfach Abgeordneter des Be- 
zirksparlaments von Eemberg und Redakteur einer politikwissen- 
schaftlichen Zeitschrift. Seit dem 27. Eebruar 2014 ist er Sekretär 
des Sicherheits- und Verteidigungsrats der Ukraine. 

Zu Dmytro Jarosch liegen der Bundesregierung folgende Erkenntnis- 
se vor: 

Dmytro Jarosch wurde im Jahr 1971 im Gebiet Dnepropetrowsk ge- 
boren und hat Pädagogie studiert. Seit dem Jahr 1989 ist er in ver- 
schiedenen rechtsgerichteten Organisationen aktiv. Im Jahr 1994 
war er Mitbegründer der nationalistischen Organisation „Trysub“. 
Seit November 2013 führt er den „Rechten Sektor“ der Demonstra- 
tionen auf dem Maidan in Kiew an. Hierzu wird ergänzend auf die 
Antwort zu Präge 19 verwiesen. 


18. Abgeordnete 

Sevim 
Dagdelen 
(DIE EINKE.) 


Wie viele Zusammentreffen auf welcher Ebene 
in den vergangenen zwei Jahren hat es zwi- 
schen Vertretern des deutschen Auswärtigen 
Amts oder anderer Bundesministerien mit 
dem Vorsitzenden der rechtsextremen Partei 
„Swoboda“, Oleg Tjagnibok, gegeben? 
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Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 10. März 2014 

Die Bundesregierung pflegt über ihre Auslandsvertretungen in der 
Ukraine einen kontinuierlichen Dialog mit Vertretern eines breiten 
gesellschaftlichen Spektrums der Ukraine, auch unabhängig von den 
Ereignissen seit Ende November 2013. Dies dient der Analyse der 
politischen Entwicklung in der Ukraine. Treffen mit Vertretern der 
ukrainischen Partei „Swoboda“ fanden seit dem 21. November 2013 
lediglich in größerem Rahmen statt, d. h. im Beisein von Vertretern 
anderer Oppositionsparteien und anderer Staaten. 

In ihren Gesprächen tritt die Bundesregierung für die Achtung der 
Menschenwürde, die Einhaltung der Menschenrechte und bürgerli- 
chen Ereiheiten sowie gegen Antisemitismus ein. Seit Beginn der De- 
monstrationen in Kiew Ende November 2013 spricht sich die Bun- 
desregierung gegenüber ihren ukrainischen Gesprächspartnern darü- 
ber hinaus für eine gewaltfreie Eösung der innenpolitischen Krise, 
Toleranz gegenüber Minderheiten, die Einbeziehung aller Bevölke- 
rungsgruppen in den weiteren politischen Prozess und die rechts- 
staatskonforme Aufarbeitung etwaiger Verbrechen aus. 


19. Abgeordnete 
Sevim 
Dagdelen 
(DIE EINKE.) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass 
es sich bei der Organisation „Rechter Sektor“ 
in der Ukraine um eine faschistische, extrem 
rechte Gruppierung (www.dw.de/cracks-in- 
opposition-alliance-against-yanukovych/a- 
17399961) handelt? 


Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 10. März 2014 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass der weitaus größte Teil 
der Protestbewegung und deren Unterstützer Protestierende waren, 
die ihrem Interesse an einer demokratischen, rechtsstaatlichen Ent- 
wicklung der Ukraine Ausdruck verleihen wollten. Richtig ist jedoch, 
dass sich der Protestbewegung Menschen aus den unterschiedlichs- 
ten gesellschaftlichen und politischen Richtungen angeschlossen ha- 
ben. Dazu zählten auch Gruppierungen, die zum „Rechten Sektor“ 
gehören, einem losen Zusammenschluss rechtsgerichteter, darunter 
auch rechtsnationalistische und rechtsextreme, Gruppierungen. 


20. Abgeordneter 

Wolfgang 
Gehrcke 
(DIE EINKE.) 


Welche konkreten Informationen über russi- 
sches Vorgehen auf der Krim, nicht in Bezug 
auf russische Bürgerinnen und Bürger der Au- 
tonomen Republik Krim, sondern in Bezug 
auf Aktivitäten der russischen Streitkräfte, lie- 
gen der Bundesregierung vor? 
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Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 12. März 2014 

Die Bundesregierung geht derzeit von ca. 1 0 000 Soldaten der russi- 
schen Schwarzmeerllotte auf der Krim sowie mindestens 2 000 zu- 
sätzlichen verlegten russischen Soldaten auf der Krim aus. Sowohl 
die Luftlandetruppen wie auch die Spezialkräfte wurden zur Siche- 
rung/Einnahme militärisch relevanter Infrastruktur, von Zufahrten 
zu militärischen Liegenschaften der ukrainischen Streitkräfte, Flug- 
plätzen, Luftverteidigungsanlagen, Land- und Fährverbindungen 
von der und auf die Krim eingesetzt. 


21. Abgeordneter 

Wolfgang 
Gehrcke 
(DIE LINKE.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die völker- 
rechtliche Legitimität des russischen Vorge- 
hens auf der Krim vor dem Hintergrund des 
Abkommens über Status und Bedingungen der 
Anwesenheit der Schwarzmeerflotte auf dem 
Staatsgebiet der Ukraine? 


Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 12. März 2014 

Das Abkommen zwischen der Russischen Föderation und der Ukrai- 
ne über den Status und die Bedingungen des Aufenthalts der 
Schwarzmeerflotte der Russischen Föderation auf dem Staatsgebiet 
der Ukraine vom 28. Mai 1997 gibt den Einheiten der russischen 
Schwarzmeerflotte ein Aufenthaltsrecht auf ukrainischem Staatsge- 
biet, knüpft dieses aber an eine Reihe von Bedingungen und Ein- 
schränkungen. Der Aufenthalt unter Verstoß gegen diese Bedingun- 
gen und Einschränkungen oder der Aufenthalt anderer, nicht zur 
Schwarzmeerflotte gehörender russischer Einheiten auf ukraini- 
schem Staatsgebiet sind nicht vom Schwarzmeerflottenvertrag abge- 
deckt. 


22. Abgeordnete 

Heike 

Hänsel 

(DIE LINKE.) 


Welche Ressorts und welche Mitglieder der 
Bundesregierung sowie nach Kenntnis der 
Bundesregierung Mitglieder von Landesregie- 
rungen und Kommunalvertreterinnen und 
-Vertreter (bitte alle namentlich auflisten) 
haben wann genau entschieden, dass die US- 
Kommandozentrale AFRICOM in Stuttgart- 
Möhringen eingerichtet werden kann? 


Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 10. März 2014 

Mit der von der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
damals geplanten Einrichtung des regionalen Militärkommandos 
AFRICOM in Stuttgart waren im Januar 2007 im Auswärtigen 
Amt der Bundesminister des Auswärtigen, im Bundesministerium 
der Verteidigung der zuständige Staatssekretär befasst. Auf die Ant- 
wort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 18/237 
vom 23. Dezember 2013 wird verwiesen. 


23. Abgeordnete 

Heike 

Hänsel 

(DIE EINKE.) 


Auf welcher rechtlichen Grundlage wurde die 
Entscheidung für das AERICOM getroffen, 
und weshalb ohne Parlamentsbeteiligung? 


Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 10. März 2014 

Die Bundesregierung sah keinen Anlass, den Deutschen Bundestag 
mit dieser Entscheidung, die sie im Rahmen der exekutiven Eigen- 
verantwortung getroffen hat, zu befassen. Im Übrigen wird auf die 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Eraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 18/237 
vom 23. Dezember 2013 verwiesen. 


24. Abgeordneter 

Andrej 

Hunko 

(DIE EINKE.) 


Hält die Bundesregierung weiter an der Aussa- 
ge fest, dass in der Ukraine „die bestehende 
verfassungsmäßige Ordnung [. . .] der recht- 
liche Rahmen für alle politischen Entschei- 
dungen“ ist (Pressemitteüung des Auswärtigen 
Amts vom 22. Eebruar 2014), und sieht sie die 
Verfassungsmäßigkeit der Vorgänge seit Un- 
terzeichnung des Abkommens zwischen dem 
Präsidenten Wiktor Janukowitsch und Vertre- 
tern der Opposition vom 21. Eebruar 2014 
(Inkraftsetzung der Verfassung von 2004, Ab- 
setzung des Präsidenten durch das Parlament, 
Ernennung einer Übergangsregierung und 
eines Übergangspräsidenten) gewahrt? 


Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 11. März 2014 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich der Auffassung, dass die gel- 
tende Verfassung der rechtliche Rahmen für politische Entscheidun- 
gen sein sollte. Dies gilt auch für die Ukraine. Die Bundesregierung 
geht davon aus, dass die Verfassungsorgane der Ukraine im Rahmen 
der Verfassung handeln. 


25. Abgeordneter 

Andrej 

Hunko 

(DIE EINKE.) 


Inwiefern hat die Bundesregierung Erkenntnis- 
se darüber, wer für die tödlichen Einsätze von 
Scharfschützen gegen Maidan-Demonstranten 
beziehungsweise staatliche Repressionskräfte 
in der Ukraine verantwortlich ist, und inwie- 
fern hat sich die Bundesregierung in internatio- 
nalen Organisationen wie der Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
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und dem Europarat und gegenüber der ukrai- 
nischen De-facto-Regierung für eine Aufklä- 
rung dieser Fragen eingesetzt? 


Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 12. März 2014 

Die Bundesregierung verfügt nicht über eigene Erkenntnisse, wer für 
die tödlichen Einsätze von Scharfschützen gegen Maidan-Demons- 
tranten beziehungsweise staatliche Sicherheitskräfte in der Ukraine 
verantwortlich ist. 

Die Bundesregierung setzt sich - auch gemeinsam mit ihren Partnern 
in der Europäischen Union - für eine umfassende und transparente, 
unter Einbeziehung internationaler Institutionen erfolgende, Aufklä- 
rung aller Gewaltakte in Kiew ein. Dies gilt auch für die Todesfälle 
in der Zeit vom 18. bis 20. Februar 2014. 


26. Abgeordneter 
Niema 
Movassat 
(DIE FINKE.) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, dass 
sich in der ehemaligen Sammlung menschli- 
cher Gebeine der Berliner Charite, die „zurzeit 
vom Museum für Vor- und Frühgeschichte 
(MVF) der Staatlichen Museen zu Berlin 
(SMB) bewahrt und verwaltet“ werden (siehe 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion DIE FINKE, auf 
Bundestagsdrucksache 18/37 vom 8. Novem- 
ber 2013), menschliche Überreste aus der 
ehemaligen Kolonie Deutsch-Ostafrika, dem 
heutigen Tansania, befinden, und wie ist der 
aktuelle Sachstand über den Verbleib oder eine 
etwaige Weitergabe dieser Sammlung, die sich 
aktuell im Besitz der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz (SPK), Eigentümerin der SMB, 
befindet, an andere öffentliche oder private 
Institutionen? 


Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 10. März 2014 

Die Bundesregierung kann bestätigen, dass das Museum für Vor- 
und Frühgeschichte der Staatlichen Museen zu Berlin derzeit die 
ehemalige Charite-Sammlung menschlicher Gebeine in Obhut hat. 
Hintergrund ist, dass die Berliner Charite selbst keine Möglichkeit 
sah, diesen Bestand konservatorisch zu sichern und hinreichend wür- 
devoll unterzubringen. Das MVF hat die Sammlung kurzfristig in 
Verwahrung genommen, um sie einerseits vor dem Verfall zu schüt- 
zen, andererseits die Aufbewahrung in angemessener Form zu ge- 
währleisten. Der Schwerpunkt dieser Sammlung liegt jedoch nicht 
im vor- und frühgeschichtlichen Bereich; überwiegend handelt es sich 
um Anthropologika. Keines der Häuser der Staatlichen Museen zu 
Berlin verfügt über eine anthropologische Sammlung. Auch wird 
eine Erweiterung des Sammlungsprofils um einen derartigen Bestand 
nicht angestrebt. Aus diesem Grund war und ist ein dauerhafter Ver- 
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bleib der Sammlung bei den Staatlichen Museen zu Berlin nicht be- 
absichtigt. 

Da sich der Bestand wie dargelegt nur vorübergehend in der Obhut 
des Museums befindet, erfolgten keine Herkunftsrecherchen durch 
das MVF. Derzeit wird gemeinsam mit der Berliner Charite nach 
einer Lösung gesucht, die eine angemessene Unterbringung und 
fachwissenschaftlich nötige Erforschung und Betreuung garantiert. 
Dies kann nur von einer Einrichtung geleistet werden, die neben ar- 
chäologischer und ethnologischer vor allem eine hohe anthropologi- 
sche Kompetenz aufweist und auch räumlich entsprechend ausgestat- 
tet ist. 


27. Abgeordneter Inwiefern wertet die jetzige Bundesregierung 

Niema die von der Bundesministerin a. D. Heidemarie 

Movassat Wieczorek-Zeul im Jahr 2004 in Namibia getä- 

(DIE LINKE.) tigte Aussage, dass die „damaligen Gräuelta- 
ten“ das waren, „was heute als Völkermord be- 
zeichnet würde“ und den damals geäußerten 
Satz „Ich bitte Sie [. . .] um Vergebung unserer 
Schuld“ als offizielle Entschuldigung der Bun- 
desregierung (www.ag-friedensforschung.de/ 
regionen/Namibia/lOO-jahre.html), und er- 
kennt die Bundesregierung die im Zeitraum 
von 1904 bis 1908 durch die deutsche „Schutz- 
truppe“ systematisch verübten Gräueltaten 
und Massaker in der ehemaligen Kolonie 
Deutsch-Südwestafrika als Völkermord an? 


Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 10. März 2014 

Die Bundesregierung hat sich wiederholt zu der historischen und mo- 
ralischen Verantwortung Deutschlands gegenüber der Republik Na- 
mibia bekannt, so auch die damalige Bundesministerin für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung, Heidemarie Wieczorek- 
Zeul, anlässlich ihrer Teilnahme an den Gedenkfeiern in Namibia im 
Jahr 2004. Der Deutsche Bundestag hat diese Verantwortung u. a. in 
seinen Entschließungen vom April 1989 und Juni 2004 bekräftigt. 
Die Bundesregierung kommt der Verantwortung insbesondere durch 
eine verstärkte bilaterale Zusammenarbeit - auch auf dem Gebiet 
der Entwicklungszusammenarbeit - nach. 

Die Konvention vom 9. Dezember 1948 über die Verhütung und Be- 
strafung des Völkermordes ist am 12. Januar 1951 - für die Bundes- 
republik Deutschland am 22. Februar 1955 - in Kraft getreten. Sie 
gilt nicht rückwirkend. Juristische Bewertungen historischer Ereig- 
nisse unter Anwendung völkerrechtlicher Bestimmungen, die zum 
Zeitpunkt dieser Ereignisse für die Bundesrepublik Deutschland 
nicht in Kraft waren, werden von der Bundesregierung nicht vorge- 
nommen. 
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28. Abgeordneter 

Niema 
Movassat 
(DIE LINKE.) 


Welche Schlussfolgerungen für das eigene En- 
gagement zieht die Bundesregierung aus dem 
jüngst vorgelegten Zwischenbericht der Mis- 
sion der Vereinten Nationen im Südsudan 
(UNMISS) zur zunehmend chaotischen und 
von extremer Gewalt und Menschenrechtsver- 
letzungen sowohl seitens der südsudanesischen 
Regierung als auch diverser Rebellengruppen 
geprägten Lage in Südsudan, und inwiefern 
setzt sie sich für ein Ende der Gewalt unter 
Einbindung auch der Zivilgesellschaft sowie 
der nichtbewaffneten Oppositionsgruppen in 
einen Eriedensplan und nationalen Dialog ein? 


Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 10. März 2014 

Die Bundesregierung verurteilt die Gewalt und die Menschenrechts- 
verletzungen in der Republik Südsudan auf das Schärfste. Sie unter- 
stützt intensiv die Vermittlungsbemühungen der Regionalorganisa- 
tion IGAD (Intergovernmental Authority on Development) und der 
Afrikanischen Union, um eine Beendigung der Kämpfe und einen 
nationalen Dialog unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft zu errei- 
chen. In diesem Sinne hat der Bundesminister des Auswärtigen, Dr. 
Erank-Walter Steinmeier, mit dem äthiopischen und dem sudanesi- 
schen Außenminister telefoniert. Elankierend haben hochrangige 
Diplomaten des Auswärtigen Amts u. a. Gespräche in der Region, 
mit der IGAD sowie mit internationalen Partnern geführt. 

Auch der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, Dr. Gerd Müller, hat das Thema auf seiner Reise nach 
Addis Abeba im Eebruar 2014 angesprochen. Die Ausrichtung der 
entwicklungspolitischen Zusammenarbeit wird gemeinsam mit den 
weiteren Gebern überprüft. 

Aus Sicht der Bundesregierung ist insbesondere das Engagement in 
der Eriedensmission UNMISS ein wesentlicher Beitrag, um die Lage 
in Südsudan wieder zu stabilisieren und weitere Menschenrechtsver- 
letzungen zu verhindern. Zu den Aufgaben der UN-Mission gehören 
laut Resolution 1996 (2011) der Schutz der Zivilbevölkerung sowie 
die Überwachung, Untersuchung, Verifikation und regelmäßige Be- 
richterstattung mit Blick auf die Einhaltung der Menschenrechte. 
Die Bundesregierung wird ihr Engagement in der Mission daher bei- 
behalten. 


29. Abgeordneter 
Omid 
Nouripour 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Beschlüsse des NATO-Gipfels in Bu- 
karest im Jahr 2008 wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung seit dem Gipfel umgesetzt, 
und welche sollen nach Kenntnis der Bundes- 
regierung noch vor welchem Zeithorizont um- 
gesetzt werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer 
vom 7. März 2014 

Der NATO-Gipfel in Bukarest im Jahr 2008 hat eine Erklärung ver- 
abschiedet, die unter anderem eine Positionierung der Allianz zu 
einer Vielzahl internationaler Themen (u. a. Krise in Darfur, irani- 
sches Nuklearprogramm, regionale Konflikte im Kaukasus und der 
Republik Moldau) enthält. 

Zahlreiche der in der Gipfelerklärung aufgeführten Punkte werden 
von der Bundesregierung und den NATO-Partnern intensiv weiter 
verfolgt, wie z. B. das Engagement der Allianz zur Stabilisierung der 
Islamischen Republik Afghanistan, oder wurden bereits umgesetzt, 
wie die Aufnahme der Republik Albanien und der Republik Kroa- 
tien in die NATO im Jahr 2009. Die Erklärung von Bukarest hat un- 
verändert Bestand bzw. wird durch die Gipfelerklärungen von 2009 
(Straßburg/Kehl), 2010 (Eissabon) und 2012 (Chicago) fortgeschrie- 
ben. 


30. Abgeordneter 
Omid 
Nouripour 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Rolle 
des NATO-Ukraine-Ausschusses vor dem Hin- 
tergrund der aktuellen Entwicklungen in der 
Ukraine, und inwiefern gibt es auf NATO-Ebe- 
ne ein Gesprächsformat, welches sowohl die 
Ukraine als auch Russland einbezieht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer 
vom 7. März 2014 

Die NATO-Ukraine-Kommission besteht seit 1997 und tritt regelmä- 
ßig auf verschiedenen Ebenen zusammen - zuletzt im Rahmen des 
NATO-Verteidigungsministertreffens am 27. Eebruar 2014 und auf 
Ebene der NATO-Botschafter am 2. März 2014. Die NATO-Ukrai- 
ne-Kommission ist das Eorum, in dem der politische Dialog zwi- 
schen der NATO und der Partnernation Ukraine stattfindet und die 
praktische Zusammenarbeit, die u. a. auf der Grundlage eines natio- 
nalen Aktionsprogramms erfolgt, besprochen wird. 

Die beiden jüngsten Treffen der NATO-Ukraine-Kommission be- 
schäftigten sich mit der Eage in der Ukraine. Die NATO-Verteidi- 
gungsminister haben in einer gemeinsamen Erklärung vom 26. Ee- 
bruar 2014 ihre Unterstützung der Souveränität, der Unabhängigkeit 
und der territorialen Integrität der Ukraine unterstrichen und sich 
für die weitere Zusammenarbeit im Rahmen der NATO-Ukraine- 
Kommission ausgesprochen. 

Die Ukraine und die Russische Eöderation nehmen beide als Part- 
nernationen der NATO am Euro-Atlantischen-Partnerschaftsrat teil 
und haben damit Zugang zu allen Partnerschaftsangeboten der 
NATO. Die Bündnispartner können grundsätzlich mit einer beliebi- 
gen Konstellation von Partnerstaaten Zusammentreffen, soweit hier- 
zu Konsens innerhalb des Bündnisses besteht und die betroffenen 
Partnerstaaten zustimmen. 
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3 1 . Abgeordneter 

Harald 
Petzold 
(Havelland) 
(DIE LINKE.) 


Inwiefern hat die Bundesregierung bislang auf 
das neue Anti-Homosexuellen-Gesetz in Ugan- 
da reagiert, und welche Maßnahmen wird sie 
zukünftig diesbezüglich ergreifen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Markus Ederer 
vom 7. März 2014 

Die Bundesregierung hat das Anti-Homosexuellen-Gesetz in der Re- 
publik Uganda scharf kritisiert. Sowohl der Bundesminister für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Dr. Gerd Müller, als 
auch der Beauftragte der Bundesregierung für Menschenrechtspoli- 
tik und Humanitäre Hilfe im Auswärtigen Amt (AA), Christoph 
Strässer, haben das Gesetz verurteilt. Der Bundesminister Dr. Gerd 
Müller hat die Europäische Union zudem aufgefordert, aktuelle 
Budgethüfeauszahlungen zurückzustellen. Uber weitere Konsequen- 
zen wird die Bundesregierung in enger Abstimmung mit den EU- 
Mitgliedstaaten entscheiden. Die Deutsche Botschaft Kampala ist 
intensiv mit dem Thema befasst und koordiniert sich hierbei eng im 
EU-Kreis. 

Ziel ist es, die ugandische Regierung von der Unvereinbarkeit der 
neuen Gesetzgebung mit ihren Verpflichtungen aus internationalen 
Menschenrechtsabkommen zu überzeugen und zu entsprechenden 
Schritten zu bewegen. Die ugandische Regierung hat in diesem Zu- 
sammenhang ihre Bereitschaft zu einem politischen Dialog zu dem 
Thema - im Rahmen des Artikels 8 des Cotonou-Abkommens - si- 
gnalisiert. Die Ergebnisse des Artikel-8-Dialogs werden ausschlag- 
gebend für das weitere Vorgehen sein. 

Wichtiges Anliegen ist der Schutz der LGBTI-Personen (LGBTI = 
Lesbische, Schwule, Bi-, Trans- und Intersexuelle) in Uganda. Hierzu 
steht die Deutsche Botschaft Kampala in engem Kontakt mit betrof- 
fenen Interessengruppen und koordiniert im Geberkreis weitere 
Maßnahmen (z. B. Referenzsystem für einzelne Betroffene zur Ver- 
mittlung an Hilfsorganisationen). 

Die Bundesrepublik Deutschland setzt sich auf der Basis der Leitli- 
nien der Europäischen Union zum Schutz der Menschenrechte von 
LGBTI-Personen aktiv gegen Diskriminierung aufgrund von sexuel- 
ler Orientierung und Geschlechtsidentität ein und arbeitet daran, 
dass LGBTI-Rechte weltweit als untrennbarer Bestandteil der Men- 
schenrechte geachtet werden. Dies schließt sowohl den Einsatz für 
die Entkriminalisierung von Homosexualität als auch die Einforde- 
rung des aktiven Schutzes von LGBTI-Rechten durch alle Staaten 
ein. Vor diesem Hintergrund unterstützt die Bundesregierung auch 
die Bekämpfung von Homophobie in Afrika. 

Aus Mitteln des AA wurden im letzten Jahr LGBTI-Projekte mit 
Schwerpunkt Subsahara-Afrika mit einer Gesamtsumme von rund 
200 000 Euro unterstützt. In diesem Zusammenhang wurde der Dia- 
log zwischen Vertretern der Kirche und Vertretern von Menschen- 
rechtsorganisationen in Deutschland und Subsahara-Afrika fortge- 
führt, zuletzt bei der Veranstaltung „Homosexualität und Kirchen in 
Afrika“, welche gemeinsam mit der Hirschfeld-Eddy-Stiftung im AA 
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stattfand. Durch die Förderung von Kapazitätsaufbau und Vernet- 
zungsaktivitäten unterstützt die Bundesregierung Aktivisten aus aller 
Welt bei ihrer Arbeit, beispielsweise im Rahmen eines Seminars des 
Salzburg Global Seminar im Juni 2013. Derzeitige Planungen der 
Bundesregierung in diesem Bereich umfassen zum Beispiel die Aus- 
richtung einer Veranstaltung mit der kamerunischen Menschen- 
rechtspreisträgerin Alice Nkom, Gründerin der Association de la 
Defence des Homosexuels au Cameroun, am 20. März 2014 und eine 
Veranstaltung anlässlich des jährlich am 17. Mai begangenen Inter- 
nationalen Tages gegen Homophobie und Transphobie. 

Im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit unterstützt das Vor- 
haben „Stärkung der Menschenrechte in Uganda“ seit dem Jahr 
2010 die Nationale Planungsbehörde, die unabhängige Menschen- 
rechtskommission und Gleichstellungskommission sowie zivilgesell- 
schaftliche Akteure in ihrer Arbeit zur systematischen Verankerung 
eines Menschenrechtsansatzes in der Entwicklungsplanung und zur 
Sicherstellung der Einhaltung aller Menschenrechte. 

Für den Zeitraum 2010 bis 2016 hat das Bundesministerium für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 5,6 Mio. Euro für die 
Förderung gesellschaftlicher Toleranz und der Rechte von LGBTI- 
Personen sowie anderer benachteiligter Gruppen zugesagt. 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung Menschenrechtsverletzun- 
gen gegen LGBTI-Personen im Menschenrechtsrat der Vereinten 
Nationen auch weiterhin in angemessener Weise thematisieren. 


32. Abgeordnete Verfügt die Bundesregierung über Erkenntnis- 

Dr. Sahra se, welche die Darstellung des estnischen Au- 

Wagenknecht ßenministers Urmas Paet in einem Telefonat 

(DIE LINKE.) mit der EU-Außenbeauftragten Lady Catherine 
Ashton stützen, wonach Vertreter der „Mai- 
dan-Koalition“ in der Ukraine die Aufklärung 
hinsichtlich der zahlreichen Todesfälle durch 
Scharfschützen behindern bzw. sich der Ver- 
dacht erhärte, „dass hinter den Scharfschützen 
nicht Janukowitsch, sondern jemand aus der 
Koalition gestanden habe“, und welche Aus- 
wirkungen hätte eine Bestätigung dieser Ver- 
dachtsmomente auf die Zusammenarbeit der 
Bundesregierung mit diesen Kräften (vgl. 
www.faz.net/aktuell/politik/ashton-telefonat- 
abgehoert-wer-waren-die-scharfschuetzen-auf- 
dem-maj dan- 12833560. html)? 


Antwort des Staatsministers Michael Roth 
vom 12. März 2014 

Nach Kenntnis der Bundesregierung hat der estnische Außenminis- 
ter klargestellt, dass er in dem Telefonat mit der Hohen Vertreterin 
der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik, Lady 
Catherine Ashton, keine derartigen Schlussfolgerungen gezogen hat. 
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Die Bundesregierung verfügt nicht über eigene Erkenntnisse, wer für 
die tödlichen Einsätze von Scharfschützen gegen Maidan-Demons- 
tranten beziehungsweise staatliche Sicherheitskräfte in der Ukraine 
verantwortlich ist. 

Die Bundesregierung setzt sich - auch gemeinsam mit ihren Partnern 
in der Europäischen Union - für eine umfassende und transparente, 
unter Einbeziehung internationaler Institutionen erfolgende, Aufklä- 
rung aller Gewaltakte in Kiew ein. Dies gilt auch für die Todesfälle 
in der Zeit vom 18. bis 20. Eebruar 2014. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


33. 


Abgeordnete 

Dr. Franziska 
Brantner 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Warum werden aus der Befragung von syri- 
schen Asylbewerbern durch das Bundesamt 
für Migration und Elüchtlinge (BAME) even- 
tuell gewonnene Erkenntnisse an Sicherheits- 
behörden weitergeleitet, und mit welchem Ziel 
geschieht dies? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 10. März 2014 

Sollten bei der Befragung syrischer Asylbewerber Personen identifi- 
ziert werden, die als Zeugen für Kriegsverbrechen in Syrien in Be- 
tracht kommen, wird durch das BAME zur Ermittlungsunterstüt- 
zung im Hinblick auf einen möglichen Genozid in Syrien und zur 
Identifizierung von Tätern das Bundeskriminalamt informiert. 


34. Abgeordnete 
Sevim 
Dagdelen 
(DIE EINKE.) 


Wie begründet die Bundesregierung die Ver- 
fassungsmäßigkeit der geltenden staatsangehö- 
rigkeitsrechtlichen Regelungen zur Options- 
pfiicht nach dem Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts (BVerfG) vom 17. Dezember 
2013, in dem - übertragbar - von einem 
schutzwürdigen Vertrauen von Kindern in den 
Bestand der deutschen Staatsangehörigkeit die 
Rede ist und davon, dass „[w]egen der erhebli- 
chen Belastungswirkung des Staatsangehörig- 
keitsverlusts, die mit dem Alter des Kindes 
und mit der Dauer der Staatsangehörigkeit 
steigt, [. . .] dem Staatsangehörigkeitsverlust 
jenseits des relativ frühen Kindesalters zeitli- 
che Grenzen zu setzen“ sind (BVerfG, 1 BvE 
6/10, Rn. 88), und inwieweit genügt der 
unbestimmte Rechtsbegriff des Aufwachsens 
in Deutschland als im Koalitionsvertrag 
vereinbartes künftiges Unterscheidungsmerk- 
mal beim Optionszwang verfassungsrechtli- 
chen Anforderungen der Normenklarheit und 
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Verhältnismäßigkeit angesichts des möglichen 
Verlusts der deutschen Staatsangehörigkeit 
(bitte darlegen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Günter Krings 
vom 13. März 2014 

Im Urteil des BVerfG vom 17. Dezember 2013 ging es um die Frage 
des Verlusts der deutschen Staatsangehörigkeit im Falle der erfolgrei- 
chen behördlichen Anfechtung einer Vaterschaft. Demgegenüber ist 
das Optionsverfahren nach § 29 des Staatsangehörigkeitsgesetzes 
verfassungskonform so ausgestaltet, dass bei Einhaltung der Mitwir- 
kungspflichten niemand gegen seinen Willen die deutsche Staatsan- 
gehörigkeit verliert. 

Die Frage, in welcher Form die Vereinbarung aus dem Koalitions- 
vertrag zur Optionsregelung umgesetzt wird, ist Gegenstand eines 
laufenden Abstimmungsprozesses, dessen Ergebnis abzuwarten 
bleibt. 


35. Abgeordneter Wie viele im Spitzen- bzw. Leistungssport akti- 

Dr. Andre ve Sportlerinnen und Sportler sowie Trainerin- 

Hahn nen und Trainer und weitere Sportfunktionäre 

(DIE LINKE.) sind beim Bund beschäftigt (bitte aufschlüsseln 
nach Bundesbehörden sowie getrennt nach 
Behinderten- und Nichtbehindertensport ange- 
ben)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 10. März 2014 

Im Spitzen- bzw. Leistungssport sind insgesamt bis zu 908 aktive 
Sportler, 76 Trainer sowie vier Unterstützungskräfte (Piloten/ 
Guides, Physiotherapeut, Skitechniker) beim Bund beschäftigt. Es 
gibt keine Anstellungsverhältnisse mit Sportfunktionären. 

Im Einzelnen: 

Bundeswehr: 

Derzeit werden bis zu 744 Förderplätze (Obergrenze Gesamtkontin- 
gent) bereitgestellt. Die Auslastung der Förderplätze beträgt regel- 
mäßig ca. 95 bis 100 Prozent. Innerhalb dieses Gesamtkontingents 
fördert die Bundeswehr bis zu 692 Spitzensportler sowie bis zu 
50 Trainer (Obergrenze; ausschließlich für Trainer mit Bundesaufga- 
ben in olympischen Sportarten/Disziplinen). Darüber hinaus werden 
drei bundeskaderangehörige Athleten mit Behinderung des Deut- 
schen Behindertensportverbandes e. V. (DBS) gefördert. 

Zudem werden flankierend Piloten/Guides des DBS für z. B. blinde 
Athleten im Rahmen der Regelung für die Förderung von Spitzen- 
sportlern berücksichtigt (derzeit zwei Piloten/Guides innerhalb des 
744er Gesamtkontingents). 
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Bundespolizei: 

Die Bundespolizei beschäftigt derzeit 159 Spitzensportler sowie 
1 8 Trainer. Davon entfallen auf die Bundespolizeisportschule Bad 
Endorf (Wintersportarten) 83 Sportler mit 14 Trainern und auf die 
Bundespolizeisportschule Kienbaum (Sommer- und Ganzjahres- 
sportarten) 76 Sportler mit vier Trainern. Darüber hinaus beschäftigt 
die Bundespolizei zwei Athleten mit Behinderung (Bundespolizeiprä- 
sidium Potsdam und Bereitschaftspolizei in Fuldatal). 

Zoll: 

Die Zollverwaltung fördert im Zoll Ski Team derzeit 42 Spitzen- 
sportler. Zudem sind acht Trainer sowie zwei Unterstützungskräfte 
(Physiotherapeut, Skitechniker) beschäftigt. Darüber hinaus sind 
zwei Athleten mit Behinderung beim Zoll angestellt. 

Sonstige Beschäftigungsbehörden: 

Über Bundeswehr, Bundespolizei und Zoll hinaus ist jeweils eine 
Athletin/ein Athlet mit Behinderung bei folgenden acht Bundesbe- 
hörden beschäftigt: 

• Bundesministerium des Innern, 

• Bundesakademie für öffentliche Verwaltung, 

• Bundesinstitut für Sportwissenschaft, 

• Statistisches Bundesamt, 

• Bundesverwaltungsamt, 

• Bundesanstalt für den Digitalfunk der Behörden und Organisatio- 
nen mit Sicherheitsaufgaben, 

• Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, 

• Physikalisch-Technische Bundesanstalt. 


36. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE EINKE.) 


Wie viele erfolgreiche Aussteiger aus der 
rechtsextremen Szene wurden seit dem Jahr 
2010 durch das Aussteigerprogramm des Bun- 
desamtes für Verfassungsschutz (BfV) bis heu- 
te betreut (bitte nach Jahr der Meldung beim 
BfV und Bundesland der Herkunft des Ausstei- 
gers aufgliedern)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Günter Krings 
vom 12. März 2014 

Seit dem Jahr 2010 wurden vom BfV im Phänomenbereich Rechts- 
extremismus 14 erfolgreiche Aussteigerfälle betreut. 



Drucksache 18/815 


-24- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


Diese schlüsseln sich wie folgt auf: 
2010: 1 (NI), 1 (RP) 

2011: 2 (SH), 1 (MV), 1 (ST) 

2012: 2 (SH), 1 (MV), 1 (BB) 

2013: 1 (BR), 1 (BB), 1 (NW), 1 (ST). 


37. Abgeordneter 

Jan 

Körte 

(DIE LINKE.) 


In welchem Umfang hat das Bundeskriminal- 
amt seit dem Jahr 2010 bei Ermittlungen im 
Bereich Kinderpornografie private IT-Dienst- 
leister damit beauftragt, sichergestellte Compu- 
ter und Eestplatten zu analysieren (bitte nach 
jeweiligem Verfahren und beauftragter Eirma 
aufschlüsseln)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Günter Krings 
vom 12. März 2014 

Seit dem Jahr 2010 wurden in insgesamt 18 Ermittlungsverfahren 
des Bundeskriminalamtes (BKA) im Bereich Kinderpornographie 
private IT-Dienstleister mit der Auswertung sichergestellter Compu- 
ter oder Eestplatten beauftragt. 

Die Aufschlüsselung nach Verfahren und jeweils beauftragter Eirma 
ist folgender Tabelle zu entnehmen: 
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Lfd. 

Nr. 

Verfahrensführende Staatsanwalt- 
schaft 

Fremdvergabe an: 

1 

StA Baden-Baden 

Alste Technologies GmbH, Seed 
Forensics GmbH 

2 

StA Baden-Baden 

Alste Technologies GmbH, Seed 

Forensics GmbH 

3 

StA Baden-Baden 

Alste Technologies GmbH 

4 

StA Baden-Baden 

Alste Technologies GmbH 

5 

StA Regensburg 

Fast Detect 

6 

GStA Frankfurt/M. 

Alste Technologies GmbH und Fast 

Detect 

7 

GStA Frankfurt/M. 

Seed Forensics GmbH 

8 

StA Baden-Baden 

Alste Technologies GmbH 

9 

StA Halle 

Alste Technologies GmbH 

10 

StA Nürnberg 

Fast Detect 

11 

StA Mönchengladbach 

Fast Detect 

12 

StA Mannheim 

Fast Detect 

13 

GenStA Frankfurt/M. 

Alste Technologies GmbH 

14 

StA München 

Forensik.lT GmbH München 

15 

GenStA Frankfurt/M. Außenstelle Gie- 
ßen (ZIT) 

Alste Technologies GmbH 

16 

GenStA Frankfurt/M. Außenstelle Gie- 
ßen (ZIT) 

Alste Technologies GmbH 

17 

GenStA Frankfurt/M. Außenstelle Gie- 
ßen (ZIT) 

Fast Detect GmbH München 

18 

GenStA Frankfurt/M. Außenstelle Gie- 
ßen (ZIT) 

Ernst&Young GmbH Eschborn 


In 17 dieser Verfahren fand die Beauftragung durch die Staatsan- 
waltschaften, in einem Fall (lfd. Nummer 6) durch das verfahrens- 
führende Referat der Abteilung SO des BKA statt. 


38. Abgeordneter 

Stephan 
Kühn 
(Dresden) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über den Ablauf, die Schäden sowie die Urhe- 
ber des Cyberangriffs auf das Computersys- 
tem des saudischen Ölkonzerns Saudi Aramco 
mittels des Computerwurms „Shamoon“ 
(„Cyberwar: Wurm Shamoon greift saudischen 
Energiesektor an“, SPIEGEL ONLINE, 
17. August 2012, www.spiegel.de/netzwelt/ 
netzpolitik/cyberwar-wurm-shamoon-richtet- 
sich-offenbar-gegen-energiesektor-a- 
850734.html) im Jahr 2012 und welche Aus- 
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Wirkungen ein Erfolg des Angriffs oder eine 
Störung der Ölförderung bzw. des Öltrans- 
ports bei Saudi Aramco auf Deutschland ge- 
habt hätte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 11. März 2014 

Die Bundesregierung hat keine originären Informationen von Saudi 
Aramco über den Ablauf, die Schäden oder den Urheber des Cyber- 
angriffs erhalten. Laut Presseberichten habe die Attacke keine Aus- 
wirkungen auf die saudische Öl- und Gasproduktion gehabt, Ein- 
schränkungen der deutschen Rohölversorgung durch saudisches Öl 
waren jedenfalls nicht zu beobachten. Zu den Konsequenzen eines 
hypothetisch erfolgreichen Angriffs gibt die Bundesregierung keine 
Einschätzung ab. 


39. Abgeordneter 
Stephan 
Kühn 
(Dresden) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie stuft die Bundesregierung diesen Angriff 
ein (bitte begründen), und haben die Behörden 
der Bundesrepublik Deutschland Hilfe bei der 
Aufklärung des Angriffs oder der Beseitigung 
der Schäden angeboten bzw. geliefert (bitte die 
Art der Hilfe sowie der Schäden benennen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 11. März 2014 

Der Angriff verdeutlicht die grundsätzliche Möglichkeit breit ange- 
legter Cybersabotageangriffe auf Unternehmen bzw. Unterneh- 
mensbereiche. Aufgrund der nicht vorliegenden originalen Detailin- 
formationen (z. B. Qualität und Ziel des Angriffs, im Vorfeld ergriffe- 
ne Schutzmaßnahmen etc.) ist eine konkrete Einschätzung zu Pro- 
fessionalität der Angriffsvorbereitung und Durchführung sowie des 
möglichen Schadenspotentials nicht angezeigt. Es gibt kein Hilfeer- 
suchen. Behörden der Bundesrepublik Deutschland haben keine Hil- 
fe bei der Aufklärung des Angriffs oder der Beseitigung der Schäden 
geleistet. 


40. Abgeordneter 
Stephan 
Kühn 
(Dresden) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, 
ob bei dem Angriff auf das Computersystem 
von Saudi Aramco Daten über Bohraktivitäten 
und Eörderdaten gelöscht wurden (falls ja, bit- 
te Relevanz der Daten hinsichtlich der Aktivi- 
täten von Saudi Aramco benennen), und wa- 
ren darüber hinaus Daten betroffen, welche 
die Eörderung von Öl, Gas oder den Transport 
dieser Energierohstoffe betreffen (falls ja, bitte 
Daten benennen)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 11. März 2014 

Die Bundesregierung hat diesbezüglich keine Erkenntnisse. 


41. Abgeordnete 

Renate 

Künast 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung nach dem Kauf von WhatsApp 
durch Eacebook auf europäischer Ebene zu er- 
greifen, um die Bürgerinnen und Bürger vor 
der willkürlichen Datenübermittlung zu schüt- 
zen, und wie stellt die Bundesregierung sicher, 
dass es keinen willkürlichen Datenabgleich 
und keine Zusammenführung der Nutzerpro- 
file von Eacebook und WhatsApp gibt? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 7. März 2014 

Der Bundesregierung liegen zu den näheren Umständen der Über- 
nahme keine Informationen vor. 

Generell wirft die Zusammenführung der Daten von zwei Unterneh- 
men der IT-Branche, deren Geschäftsmodell auf der Erhebung, Ver- 
arbeitung und Nutzung personenbezogener Daten beruht, erhebliche 
datenschutzrechtliche Eragen auf Um die Bürger zukünftig auch in 
Eällen dieser Art besser zu schützen, strebt die Bundesregierung die 
zügige Verabschiedung einer Datenschutz-Grundverordnung an, die 
das Datenschutzrecht auf europäischer Ebene vereinheitlichen und 
modernisieren soll. Eolgende Aspekte, die auch im vorliegenden Eall 
relevant sind, sollen mit der Datenschutz-Grundverordung gelöst 
werden: 

Die Bundesregierung setzt sich bei den Verhandlungen zur Reform 
des europäischen Datenschutzrechts für eine rechtliche Verankerung 
des Marktortprinzips ein. Danach soll das dann harmonisierte EU- 
Datenschutzrecht auf Unternehmen Anwendung finden, deren Da- 
tenverarbeitung dazu dient, in der Europäischen Union ansässigen 
Personen Waren oder Dienstleistungen anzubieten oder das Verhal- 
ten solcher Personen zu beobachten. 

Im konkreten Eall sollte demnach das EU-Datenschutzrecht auf die 
Datenverarbeitung der beiden beteiligten Unternehmen - unabhän- 
gig vom Ort ihrer jeweiligen Niederlassung - anwendbar sein. 

Des Weiteren setzt sich die Bundesregierung bei den Verhandlungen 
über die Datenschutz-Grundverordnung für klare Vorgaben zur Bil- 
dung und Nutzung von Profilen ein, insbesondere zum Schutz der 
Nutzer von Onlinediensten. Damit soll den besonderen Gefahren 
angemessen begegnet werden, die für die Persönlichkeitsrechte der 
Betroffenen durch einen systematischen Datenabgleich oder eine Zu- 
sammenführung von verschiedenen Nutzerprofilen entstehen kön- 
nen. 

Darüber hinaus setzt sich die Bundesregierung für ein bürgernahes 
Verfahren ein, mit dessen Hilfe jedermann einen möglichen Verstoß 
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gegen Datenschutzrecht in seinem Heimatstaat bei der für ihn zu- 
ständigen Datenschutzbehörde rügen kann. Im konkreten Fall sollte 
sich ein in Deutschland Betroffener somit in jedem Fall an eine deut- 
sche Datenschutzbehörde wenden können und nicht nur an die Da- 
tenschutzbehörde des EU-Mitgliedstaates, in dem ein beteiligtes Un- 
ternehmen seine Hauptniederlassung hat. 

Die Datenschutz-Grundverordnung soll auch Regelungen für weitere 
rechtliche Fragen enthalten, die ein Datenabgleich bzw. eine Zusam- 
menführung von Nutzerprofilen zwischen IT-Unternehmen aufwirft. 
Dies betrifft unter anderem die Zulässigkeitsvoraussetzungen einer 
Weiterverarbeitung von Daten bei Zweckänderung, die Reichweite 
der Einwilligung eines Betroffenen in die Datenverarbeitung, die In- 
formationspflichten eines für die Datenverarbeitung Verantwortli- 
chen gegenüber dem Betroffenen, das Widerspruchsrecht eines Be- 
troffenen gegen die Datenverarbeitung und das Recht auf Datenpor- 
tabilität beim Wechsel von einem Datenverarbeitungssystem in ein 
anderes. 


42. Abgeordnete 

Renate 

Künast 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit unterstützt die Bundesregierung die 
Warnungen des Datenschutzbeauftragten des 
Landes Schleswig-Holstein, Dr. Thüo Weichert, 
der dazu rät, sowohl Facebook als auch 
WhatsApp wegen massiver datenschutzrechtli- 
cher Bedenken zu boykottieren, und inwiefern 
beabsichtigt die Bundesregierung etwa durch 
Informationskampagnen auf einen bewusste- 
ren Umgang oder Wechsel bei Messaging- 
diensten hinzuwirken? 


Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 7. März 2014 

Die Kontrolle und Durchsetzung der datenschutzrechtlichen Vor- 
schriften obliegt den zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörden, die 
in der Wahrnehmung ihrer Aufgaben unabhängig sind. Die Bundes- 
regierung kommentiert nicht die öffentlichen Erklärungen der unab- 
hängigen Landesdatenschutzbehörden. 

Um den bewussten Umgang des Bürgers mit seinen Daten zu för- 
dern, ist unter anderem auch die Stiftung Datenschutz gegründet 
worden, zu deren Aufgaben es gehört, Büdung im Bereich des Da- 
tenschutzes zu stärken und den Selbstdatenschutz durch Aufklärung 
zu verbessern. Daneben gibt es zahlreiche Initiativen und Projekte 
der Bundesregierung für mehr Datenschutz. 


43. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 
(DIE LINKE.) 


Wie viele Abteilungsleiterstellen gibt es in den 
einzelnen Bundesministerien und nachgeord- 
neten Einrichtungen, und wie viele davon sind 
von Frauen besetzt? 
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Antwort der Staatssekretärin Cornelia Rogall-Grothe 
vom 7. März 2014 

Die Anzahl der Abteilungsleiterstellen und die Anzahl der mit 
Frauen besetzten Abteüungsleiterstellen in den Bundesministerien 
und den nachgeordneten Behörden (Stand: 30. Juni 2013) können 
der nachfolgenden Tabelle entnommen werden. Der Stichtag ent- 
spricht dem der Gleichstellungsstatistik. 


Ressort 

Abteilungsleiterstellen 

insgesamt 

davon mit Frauen besetzt 

BMWi 

75 

12 

> 

> 

12 

2 

BMI 

163 

25 

BMJV^ 

65 

15 

BMF 

90 

29 

BMAS^ 

20 

6 

BMEL 

74 

10 

BMVg 

51 

9 

BMFSFJ 

9 

4 

BMG 

38 

11 

BMVI 

70 

9 

BMUB 

22 

7 

BMBF 

8 

3 

BMZ 

5 

3 

BKM 

10 

5 

BPA^ 

3 

0 


^ Stand: 4. März 2014 

^ Die zu den nachgeordneten Einrichtungen des BMJV gehörenden obersten Bun- 
desgerichte BGH, BVerwG und BFH sowie das BPatG besitzen keine Abteilungslei- 
tungen und wurden daher in den Zahlen nicht berücksichtigt. 

^ Die zu den nachgeordneten Einrichtungen des BMAS gehörenden obersten Ge- 
richtshöfe BAG und BSG besitzen keine Abteilungsleitungen und wurden daher in 
den Zahlen nicht berücksichtigt 

Im BPA sind darüber hinaus in der Gleichstellungsstatistik Stichtag 30.06.201 3 eine 
Stellvertretende Chefin mit AT/B 10, ein Stellvertretender Regierungssprecher mit 
AT/B 10 und eine Stellvertretende Regierungssprecherin mit AT/B 9 erfasst. 
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44. Abgeordneter 
Niema 
Movassat 
(DIE LINKE.) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus den Vorwürfen, dass die mit deut- 
schen Geldern ausgestattete kenianische Poli- 
zeieinheit ATPU seit dem Jahr 2007 an außer- 
gerichtlichen Tötungen, Misshandlungen und 
Polter in zahlreichen Pällen beteiligt gewesen 
sein soll (siehe Süddeutsche Zeitung vom 
21. November 2013, „Preunde der Polterpoli- 
zei“), und inwiefern erwägt sie, die Koopera- 
tion aus menschenrechtlichen und rechtsstaatli- 
chen Erwägungen bis zur Aufklärung der Vor- 
würfe zu beenden (bitte mit spezifischerem Be- 
zug als in der Antwort auf meine Mündliche 
Präge 43, Plenarprotokoll 18/3 vom 28. No- 
vember 2013, Anlage 28, S. 217 (D), gesche- 
hen, hinsichtlich der Polter-, Tötungs- und 
Misshandlungsvorwürfe und der daraus fol- 
genden Konsequenzen begründen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Günter Krings 
vom 11. März 2014 

Die Bundesregierung unterstützt die Umsetzung der im Jahr 2010 
neu angenommenen kenianischen Verfassung, die mit ihren detail- 
lierten Bestimmungen, auch zu Struktur und Kontrolle der Institutio- 
nen des Sicherheitssektors, zu einem verbesserten Menschenrechts- 
schutz führen soll. Die durch die neue Verfassung vorgegebene Poli- 
zeireform dient der Verbesserung der demokratischen Legitimität 
und Kontrolle der kenianischen Polizei. Die Police Service Commis- 
sion und andere Kontrollgremien, die die Polizeireform umsetzen, 
haben ihre Arbeit aufgenommen. Kenia hat in den vergangenen Jah- 
ren sichtbare Anstrengungen unternommen, das Polizeisystem zu re- 
formieren. 

Das Bundeskriminalamt (BKA) unterstützt seit dem Jahr 2008 die 
kenianischen Sicherheitsbehörden in ihren Reformbemühungen mit 
polizeilicher Ausbüdungs- und Ausstattungshilfe. Die Unterstüt- 
zungsleistungen des BKA stehen dabei im Einklang mit den zahlrei- 
chen Aktivitäten der internationalen Gemeinschaft (USA, Schweden, 
Großbritannien, Niederlande oder das UN-Programm „United Na- 
tions Office on Drugs and Crime“). 

Vorrangiges Ziel der polizeilichen Aufbauhüfe ist die Unterstützung 
von Drittstaaten auf ihrem Weg hin zu einer Polizei, die sich demo- 
kratischen und rechtsstaatlichen Grundsätzen verpflichtet. Aus Sicht 
der Bundesregierung sollte die Kooperation, die Kenia auch beim 
Aufbau rechtsstaatlicher und demokratischer Strukturen im Bereich 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung unterstützt, fortgesetzt wer- 
den, um das Bewusstsein für menschenrechtliche Standards und 
rechtsstaatliche Prinzipien innerhalb der kenianischen Polizei weiter 
zu stärken. Die Unterstützungsmaßnahmen unterliegen dabei der 
Evaluierung und es gehört insbesondere zu den Aufgaben des BKA- 
Verbindungsbeamten, fortlaufend zu prüfen, ob vermitteltes Wissen 
oder im Rahmen der Ausstattungshilfe zur Verfügung gestellte Tech- 
nik im Empfängerland bestimmungsgerecht und rechtsstaatlichen 
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Maßstäben entsprechend eingesetzt wird. Sollte es neue Hinweise 
geben, die auf den systematischen Missbrauch der erbrachten Unter- 
stützungsleistungen hindeuten (z. B. in Form von Menschenrechts- 
verletzungen), würde dies eine Überprüfung der Polizeizusammenar- 
beit nach sich ziehen, die gegebenenfalls auch die Einstellung dieser 
spezifischen Unterstützungsleistungen zur Folge haben könnte. 


45. 


Abgeordneter 

Dr. Konstantin 
von Notz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Handelte es sich ab dem Zeitpunkt der Kennt- 
nisnahme des Datenbestandes von 16 Millio- 
nen gestohlenen Zugangsdaten deutscher Bür- 
gerinnen und Bürger im Datenklauskandal 
(vgl. Meldungen des Bundesamts für Sicher- 
heit in der Informationstechnik vom Januar 
2014) durch staatliche Stellen und Bundesbe- 
hörden aus Sicht der Bundesregierung (auch) 
um einen Fall der Gefahrenabwehr, und wie 
kann es vor diesem Hintergrund sein, dass 
bundesdeutsche Behörden ca. fünf Monate be- 
nötigten, um die Betroffenen vor der Kompro- 
mittierung ihrer Accounts zu warnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 10. März 2014 

Der Fall wird sowohl unter Gesichtspunkten der Strafverfolgung wie 
der Gefahrenabwehr durch die zuständigen Behörden in Niedersach- 
sen bearbeitet. Das Bundesamt für Sicherheit in der Informations- 
technik (BSI) unterstützt hierbei im Rahmen seiner Befugnisse ge- 
mäß § 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 3 Buchstabe a des Gesetzes über 
das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (Unterstüt- 
zung der Polizei- und Strafverfolgungsbehörden). 

Zum zeitlichen Ablauf des Sicherheitstests des BSI wird auf den Be- 
richt des Bundesministeriums des Innern für den Innenausschuss des 
Deutschen Bundestages „Chronologie Sicherheitstest BSI“ verwie- 
sen. 


46. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 
(Zwickau) 
(DIE LINKE.) 


Welche konkreten Maßnahmen an Umstruktu- 
rierungen, Zentralisierungen und damit einher- 
gehendem Stellenabbau plant die jetzige Bun- 
desregierung in ihren Behörden (Information 
1/13 der Vereinten Dienstleistungsgewerk- 
schaft für die Beschäftigten im Bundesministe- 
rium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung) 
vor dem Hintergrund, dass in der letzten Le- 
gislaturperiode massive Umstrukturierungen 
angekündigt wurden (bitte konkrete Angaben 
zu den entsprechenden Bereichen machen, ins- 
besondere hinsichtlich eines möglichen Stellen- 
abbaus), und inwiefern ist die Bundesregierung 
bereit, bei Umstrukturierung und Personalab- 
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bau mit den Gewerkschaften Tarifverträge zur 
sozialen Absicherung vor Nachteilen für ihre 
Beschäftigten abzuschließen (bitte begründen)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Oie Schröder 
vom 10. März 2014 

Derzeit plant die Bundesregierung keine mit Stellenabbau einherge- 
henden konkreten Maßnahmen zur Umstrukturierung und Zentrali- 
sierung in den Bundesbehörden. Stichtag ist der 4. März 2014. 

Die Belange der Beschäftigten sind für die Bundesregierung von gro- 
ßer Bedeutung, dies gilt auch im Falle von Umstrukturierungen und 
unabhängig davon, ob sie von Gewerkschaften, Personalvertretun- 
gen oder auf anderem Wege vorgebracht werden. Um diesen Belan- 
gen angemessen Rechnung zu tragen, stehen verschiedene Mittel zur 
Verfügung. Was in der konkreten Situation der angemessene Weg 
ist, kann abstrakt-generell ebenso wenig beantwortet werden wie die 
Frage, ob im Falle von Tarifverhandlungen die für einen Tarifvertrag 
notwendige Einigung der Tarifvertragsparteien zustande kommt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 
und für Verbraucherschutz 


Warum hat sich die Bundesregierung im Rat 
bei der Verabschiedung der Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Richtlinie 78/660/EWG und 
83/349/EWG des Rates im Hinblick auf die 
Offenlegung nichtfinanzieller und die Diversi- 
tät betreffender Informationen durch bestimm- 
te große Gesellschaften und Konzerne der 
Stimme enthalten, und welche Änderungen 
wären aus Sicht der Bundesregierung nötig ge- 
wesen, um ihre Zustimmung zur Richtlinie zu 
geben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ulrich Kelher 
vom 11. März 2014 

Der Vorschlag der Europäischen Kommission vom 16. April 2013 
für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Richtlinie 2013/34/EU zielt darauf ab, die schon be- 
stehenden europarechtlichen Vorgaben für die Berichterstattung 
über so genannte nichtfinanzielle Informationen durch bestimmte 
große Gesellschaften und Konzerne zu erweitern. Die Verhandlun- 
gen zu dem Vorschlag wurden sowohl im Rat als auch im Europä- 
ischen Parlament intensiv geführt. In der Sitzung des Ausschusses 
der Ständigen Vertreter am 26. Februar 2014 wurde über ein Kom- 
promisspaket diskutiert, das zwischen der Ratspräsidentschaft, dem 
Europäischen Parlament und der Europäischen Kommission infor- 
mell konzipiert worden war. 


47. Abgeordneter 
Uwe 
Kekeritz 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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Die ausgeweitete Berichterstattung über nichtfinanzielle Informatio- 
nen (verkürzt auch Corporate Social Responsibility- oder CSR-Be- 
richterstattung) soll im Ergebnis zu mehr Informationen für Dritte, 
aber auch zu Anreizen für die Unternehmen selbst führen, sich noch 
mehr als bisher mit Fragen zu sozialen und ökologischen Belangen, 
Korruptionsbekämpfung u. a. auseinanderzusetzen. Die Bundesre- 
gierung hat sich in den Verhandlungen für ein Konzept eingesetzt, 
das sich auf die Unternehmen mit Vorbildfunktion und weitreichen- 
der wirtschaftlicher Bedeutung konzentriert. Dazu gehören insbeson- 
dere die großen börsennotierten Unternehmen, die häufig internatio- 
nal aktiv sind und bei denen insbesondere auch Investoren an der Be- 
richterstattung interessiert sind. Zudem hat sich die Bundesregierung 
insbesondere dafür eingesetzt, die Vorgaben der Richtlinie so zu fas- 
sen, dass die Unternehmen in der Lage sind, ihre Berichtspfiichten in 
möglichst flexibler Form und ohne unverhältnismäßigen bürokrati- 
schen Aufwand zu erfüllen. 

Die Bundesregierung bedauert, dass das am 26. Februar 2014 zur 
Abstimmung gestellte Kompromisspaket diesen Anforderungen 
nicht vollständig gerecht wurde. Die Regelungsvorschläge bleiben 
vor allem darin unklar, wie weit Unternehmen über ihre eigene Ver- 
antwortungssphäre hinaus Risiken berichten sollen und inwieweit die 
neuen Regelungen nicht mittelbar zu erheblichen Belastungen auch 
für die vom Anwendungsbereich der Richtlinie eigentlich nicht er- 
fassten kleinen und mittleren Unternehmen führen werden. Daraus 
ergeben sich Unsicherheiten für die Anwendung in der Praxis, ohne 
dass damit indes gleichzeitig das Ziel einer Stärkung der unternehme- 
rischen Verantwortung erreicht würde. Der Zeitdruck, unter dem die 
Verhandlungen zuletzt geführt wurden, hat nicht den erforderlichen 
Raum gelassen, um eine eindeutige und ausgewogene Regelung zu 
erreichen. 

Die deutsche Delegation hat sich daher in der Sitzung des Ausschus- 
ses der Ständigen Vertreter am 26. Februar 2014 der Stimme enthal- 
ten. Nunmehr muss das Europäische Parlament über den Kompro- 
missvorschlag entscheiden. 


48. Abgeordnete Wie viele Vormundschaften für minderjährige 

Katja Personen gibt es nach Kenntnis der Bundesre- 

Kipping gierung, und wie hoch ist die Anzahl dieser 

(DIE LINKE.) Vormundschaften, die durch Volljährigkeit en- 
den (bitte um jährliche Angaben mit Beginn 
im Jahr 2000 und nach Bundesländern geglie- 
dert)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange 
vom 12. März 2014 

Die Anzahl der Vormundschaften ergibt sich aus den beigefügten 
Übersichten. 

Informationen über die Zahl der wegen Volljährigkeit beendeten 
Vormundschaften liegen nicht vor. 



Vormundschaften von 2000 bis 2012 beim Vormundschaftsgericht 
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Quelle: 

Geschäftsübersichten der Amtsgerichte, Bundesämter Justiz 


Vormundschaften von 2000 bis 2012 beim Vormundschaftsgericht Vormundschaften von 2000 bis 2012 beim Famiiiengericht 
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49. Abgeordnete 

Katja 

Kipping 

(DIE LINKE.) 


Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Kosten einer solchen Vormundschaft 
für minderjährige Personen, und welcher Teü 
muss davon - bitte unter Angabe der Rechts- 
grundlage - aus Mündelvermögen bestritten 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange 
vom 12. März 2014 

1. Gerichtskosten für die Vormundschaft 

Aus dem Mündelvermögen ist eine Jahresgebühr in Höhe von fünf 
Euro je angefangene 5 000 Euro des zu berücksichtigenden Vermö- 
gens zu entrichten. Bei der Berechnung der Gebühr wird das Vermö- 
gen des Minderjährigen nur berücksichtigt, soweit es nach Abzug 
der Verbindlichkeiten mehr als 25 000 Euro beträgt; ein angemesse- 
nes Hausgrundstück, das von dem Minderjährigen oder einer ande- 
ren in § 19 Absatz 1 bis 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB XII) genannten Person allein oder zusammen mit Angehöri- 
gen ganz oder teilweise bewohnt wird und nach ihrem Tod von ihren 
Angehörigen bewohnt werden soll, bleibt dabei unberücksichtigt 
(Nummer 1311 des Kostenverzeichnisses zum Gesetz über Gerichts- 
kosten in Eamiliensachen - KV EamGKG). Angefallene Auslagen 
werden gesondert erhoben (Teil 2 KV EamGKG). Ist danach kein 
Vermögen zu berücksichtigen, werden weder Gebühren noch Ausla- 
gen erhoben (Vorbemerkung 1.3.1 Absatz 2, Vorbemerkung 2 Ab- 
satz 3 KV EamGKG). 

2. Kosten für die Eührung der Vormundschaft 

Die Vormundschaft soll durch einen ehrenamtlichen Einzelvormund 
geführt werden. Eine Vergütung erhält der Vormund grundsätzlich 
nicht, § 1836 Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB). 

a) Aufwendungsersatz und Aufwandsentschädigung 

Der Vormund hat gemäß § 1835 Absatz 1 Satz 1 BGB Anspruch ge- 
gen seinen Mündel auf Ersatz von Aufwendungen, die er für die 
Eührung der Vormundschaft gemacht hat. Hierunter fallen z. B. Tele- 
fon- und Eahrtkosten. Zu den Aufwendungen zählen auch Dienste 
des Vormundes, die zu seinem Beruf gehören, § 1835 Absatz 3 BGB. 
Hierbei kann es sich etwa um eine Anwaltsvergütung handeln, wenn 
der Vormund Anwalt ist und für den Mündel einen Prozess führt. 

Er kann statt des einzeln zu berechnenden Aufwendungsersatzes eine 
pauschale Aufwandsentschädigung (§ 1835a BGB) beanspruchen. 
Sie beträgt derzeit 399 Euro pro Jahr der Eührung der Vormund- 
schaft (§ 1835a Absatz 1 Satz 1 BGB i. V. m. § 22 des Justizvergü- 
tungs- und -entschädigungsgesetzes). 

Das Jugendamt oder ein Vormundschaftsverein als Vormund kann 
Ersatz für Aufwendungen nur verlangen, wenn das einzusetzende 
Einkommen und Vermögen des Mündels ausreicht, § 1835 Absatz 5 
BGB. Eine Aufwandsentschädigung kann weder dem Jugendamt 
noch dem Verein gewährt werden, § 1835a Absatz 5 BGB. 
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b) Vergütung 

Wird die Vormundschaft nach Feststellung des Famüiengerichts bei 
der Bestellung berufsmäßig geführt, z. B. durch einen Rechtsanwalt, 
hat dieser Anspruch auf Vergütung, § 1836 Absatz 1 Satz 2 BGB. 
Die Höhe der Vergütung ist im Vormünder- und Betreuervergü- 
tungsgesetz (VBVG) geregelt und wird nach Stundensätzen zwischen 
19,50 Euro und 33,50 Euro entsprechend der Qualifikation des Vor- 
mundes für den tatsächlichen und erforderlichen Zeitaufwand ge- 
währt. 

Stellt das Gericht nicht fest, dass die Vormundschaft beruflich ge- 
führt wird, so kann es dem Vormund dennoch eine angemessene 
Vergütung bewilligen, soweit der Umfang und die Schwierigkeit der 
vormundschaftlichen Geschäfte dies rechtfertigen und der Mündel 
nicht mittellos ist, § 1836 Absatz 2 BGB. 

Das Jugendamt oder ein Vormundschaftsverein als Vormund erhal- 
ten keine Vergütung, § 1836 Absatz 3 BGB. 

c) Einzusetzende Mittel des Mündels 

Ist der Mündel mittellos, so sind Aufwendungsersatz (§ 1835 Ab- 
satz 4 BGB), Aufwandsentschädigung (§ 1836a Absatz 3 BGB) und 
die festgesetzte Vergütung (§ 1 Absatz 2 Satz 2 VBVG) aus der 
Staatskasse zu zahlen. 

Die Mittellosigkeit des Mündels ist in § 1836d BGB definiert. Der 
Mündel hat gemäß § 1836c BGB sein Einkommen nach Maßgabe 
des § 87 SGB XII und sein Vermögen nach Maßgabe des § 90 
SGB XII einzusetzen. 

Die Höhe der Kosten einer Vormundschaft ist daher vom Einzelfall 
abhängig. Statistische Erhebungen über die Kosten der Vormund- 
schaft liegen der Bundesregierung nicht vor. 


50. 


Abgeordnete 

Lisa 

Paus 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie erklärt die Bundesregierung ihre vonein- 
ander abweichenden Antworten auf meine 
Nachfrage zu meiner Mündlichen Frage 46 im 
Rahmen der 13. Sitzung des 18. Deutschen 
Bundestages „Eine strafrechtliche Ermittlung 
gegen Mitglieder der Bundesregierung, Frau 
Kollegin, ist in den vergangenen 17 Wahlperio- 
den ein sehr seltenes Ereignis gewesen, Gott 
sei Dank und erfreulicherweise“ (Plenarproto- 
koll 18/13, S. 935) und ihre Antwort auf meine 
Mündliche Frage 44 im Rahmen der 16. Sit- 
zung des 18. Deutschen Bundestages „Er- 
kenntnisse über Ermittlungen wegen Steuer- 
vergehen gegen Mitglieder früherer Bundesre- 
gierungen liegen nicht vor“ (Plenarproto- 
koll 18/16, S. 1201), und wie sind diese Aussa- 
gen mit dem öffentlich bekannten Fall des ehe- 
maligen Bundesministers für Wirtschaft Otto 
Graf Lambsdorff in Einklang zu bringen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Christian Lange 
vom 7. März 2014 

Die Antworten der Bundesregierung auf Ihre Frage 46 in der 13. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages und Ihre Frage 44 in der 16. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages weichen nicht voneinander ab. 

Die Bundesregierung ist bei der Beantwortung davon ausgegangen, 
beide Fragen zielten auf Erkenntnisse ab, die über diejenigen hinaus- 
gehen, die der Öffentlichkeit ohnehin bereits bekannt sind (aus Me- 
dien, sonstigen Veröffentlichungen etc.). Weiter hat die Bundesregie- 
rung mit der in der jetzigen Frage zitierten Antwort auf Frage 46 in 
der 13. Sitzung des Deutschen Bundestages ersichtlich nicht zuge- 
standen, ihr lägen solche Erkenntnisse über Verfahren wegen Steuer- 
vergehen gegen Mitglieder dieser oder früherer Bundesregierungen 
vor. 

Die Bundesregierung erfasst Angaben zu strafrechtlichen Ermitt- 
lungsverfahren gegen Bundesminister und Bundesministerinnen we- 
gen Steuervergehen nicht statistisch. 

Solche Ermittlungsverfahren fallen grundsätzlich in die Zuständig- 
keit der Länder. Die Ermittlungsbehörden der Länder sind jedoch 
nicht generell verpflichtet, den obersten Bundesbehörden Mitteüun- 
gen darüber zu machen, wenn sie gegen einen Bundesminister oder 
eine Bundesministerin wegen des Verdachts einer Straftat ein Ermitt- 
lungsverfahren führen. 

Zwar könnten sich möglicherweise aus den Personalunterlagen zu 
den Mitgliedern früherer Bundesregierungen Hinweise auf solche Er- 
mittlungen ergeben. Dazu müssten diese Vorgänge allerdings einzeln 
gesichtet und ausgewertet werden, ohne dass diese jedoch eine ab- 
schließend verbindliche Auskunft über Ermittlungsverfahren wegen 
Steuervergehen ermöglichen würden, da - wie eingangs ausgeführt - 
keine generelle Mitteilungspflicht der Ermittlungsbehörden besteht. 

Im Übrigen hat die Bundesregierung von aktuellen Ermittlungen we- 
gen Steuerstraftaten gegen Mitglieder dieser oder früherer Bundesre- 
gierungen keine Kenntnis. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


5 1 . Abgeordneter 

Jan van 
Aken 

(DIE LINKE.) 


Wie viele und welche Güter mit dem Code 
nach dem Harmonisierten System (HS) 
93069010 und mit dem HS-Code 93019000 
wurden nach Kenntnis der Bundesregierung 
im Dezember 2012 über den Hamburger 
Hafen ausgeführt (bitte unter Angabe des 
Wertes)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 13. März 2014 

Unter Inanspruchnahme des zollrechtlichen Ausfuhrverfahrens er- 
folgten über das Hauptzollamt Hamburg-Hafen, Zollamt Waltershof, 
als Ausgangszollstelle im Dezember 2012 keine Ausfuhren von Wa- 
ren mit der Warennummer 9306 9010 und zwei Ausfuhren von Wa- 
ren mit der Warennummer 9301 9000. 

Es handelt sich hierbei um folgende Waren: 

• 160 Packstücke mit halbautomatischen Gewehren, Typ SKS-45, 
Kaliber 7,62 x 39 mm mit Zubehör, Rechnungsbetrag 198 360 US- 
Dollar. 

• 246 Packstücke demilitarisierter Maschinengewehre und Pistolen, 
Angaben zum Rechnungsbetrag liegen nicht vor, da die Waren in 
einem anderen EU-Mitgliedstaat in das Ausfuhrverfahren über- 
führt worden sind. Das EU-Zollrecht sieht bei dieser Eallkonstella- 
tion vor, dass nur ein bestimmter Datenkranz an die Ausgangs- 
zollstelle (hier: Hauptzollamt Hamburg-Hafen) weitergeleitet 
wird. 


52. Abgeordneter 
Dr. Thomas 
Gambke 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Zu- 
kunft der so genannten Sanierungsklausel (§ 8c 
Absatz la des Körperschaftsteuergesetzes - 
KStG) vor dem Hintergrund der Gerichtsver- 
fahren vor dem Europäischen Gerichtshof 
(EuGH), dem Gericht der Europäischen 
Union (EuG), deutschen Einanzgerichten bzw. 
dem Bundesfinanzhof, und welche Maßnah- 
men hat die Bundesregierung zum Thema „Sa- 
nierungsklausel“ ergriffen bzw. plant sie zu er- 
greifen, auch mit Blick auf die Einlegung von 
Rechtsmitteln gegen den Ablehnungsbescheid 
des Gerichts der Europäischen Union vom 
18. Dezember 2012? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 13. März 2014 

Das Verfahren über das Rechtsmittel gegen den Beschluss des EuG 
vom 18. Dezember 2012, mit dem die Klage der Bundesregierung ge- 
gen die Entscheidung der Europäischen Kommission zur Sanierungs- 
klausel abgewiesen wurde, ist noch nicht abgeschlossen (Rechtssache 
C-102/13P). Zudem hat neben der Bundesregierung eine Vielzahl 
von Unternehmen ebenfalls Klage gegen die Entscheidung der Euro- 
päischen Kommission zur Sanierungsklausel eingereicht (Rechts- 
sachen T-287/11, T-585/11, T-586/11, T-610/11, T-612/11, T-613/11, 
T-614/11, T-619/11, T-620/11, T-621/11, T-626/11, T-627A1, T-628/ 
1 1, T-629/1 1). Die klagenden Unternehmen werden von der Bundes- 
regierung im Wege der Streithilfe unterstützt. Haben die Klagen 
Erfolg, wird der Beschluss der Europäischen Kommission mit allge- 
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meiner Wirkung und damit nicht nur mit Wirkung für die konkreten 
Kläger für nichtig erklärt. 

Der deutsche Gesetzgeber hat den Kommissionsbeschluss entspre- 
chend den europarechtlichen Vorgaben umgesetzt und § 8c Ab- 
satz la KStG mit dem Gesetz zur Umsetzung der Beitreibungsrichtli- 
nie sowie zur Änderung steuerlicher Vorschriften suspendiert. Das 
bedeutet, dass bei Erfolg einer Nichtigkeitsklage gegen den Kommis- 
sionsbeschluss eine rückwirkende Anwendung der Sanierungsklausel 
des § 8c Absatz la KStG unter den Voraussetzungen des § 34 Ab- 
satz 7c Satz 3 KStG möglich ist. 

Im Übrigen bleiben die Entscheidung des EuGH und die Entschei- 
dungen des EuG über die Sanierungsklausel abzuwarten. 


53. Abgeordnete 

Garen 

Lay 

(DIE EINKE.) 


Wie viele Wohnungen aus Bundesbesitz (inklu- 
sive Wohnungen von Bundesbahn, Bundes- 
post, Bundesversicherungsanstalt und anderen 
Einrichtungen des Bundes) wurden in den Jah- 
ren 1994 bis 1998 verkauft und an wen (bitte 
die fünf größten Käufer gemessen an der Zahl 
der erworbenen Wohnungen nennen)? 


54. Abgeordnete 

Garen 

Lay 

(DIE EINKE.) 


Wie viele Wohnungen aus Bundesbesitz (inklu- 
sive Wohnungen von Bundesbahn, Bundes- 
post, Bundesversicherungsanstalt und anderen 
Einrichtungen des Bundes) wurden in den Jah- 
ren 1999 bis 2004 verkauft und an wen (bitte 
die fünf größten Käufer gemessen an der Zahl 
der erworbenen Wohnungen nennen)? 


55. Abgeordnete 

Garen 

Lay 

(DIE EINKE.) 


Wie viele Wohnungen aus Bundesbesitz (inklu- 
sive Wohnungen von Bundesbahn, Bundes- 
post, Bundesversicherungsanstalt und anderen 
Einrichtungen des Bundes) wurden in den Jah- 
ren 2005 bis 2010 verkauft und an wen (bitte 
die fünf größten Käufer gemessen an der Zahl 
der erworbenen Wohnungen nennen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 13. März 2014 

Die Beantwortung der Eragen 53 bis 55 erfolgt zur besseren Darstel- 
lung des Sachzusammenhangs einheitlich. 

Einleitend möchte ich Eolgendes ausführen: Vollständige, ressort- 
übergreifende statistische Angaben über Verkäufe von Wohnungen 
aus Bundesbesitz für den Zeitraum 1994 bis 2004 liegen der Bundes- 
regierung nicht vor und sind in der Kürze der Zeit auch nicht ermit- 
telbar. 
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Es konnten folgende Angaben zur Anzahl von verkauften Wohnun- 
gen aus Bundesbesitz für die erfragten Zeiträume ermittelt werden: 


Zeitraum 

Anzahl verkaufter Wohnungen 

1994 bis 1998 

71.490 

1999 bis 2004 

116.213 

2005 bis 2010 

24.149 


Aus den genannten Gründen können keine Angaben zu den Erwer- 
bern der Wohnungen gemacht werden. Informationen liegen allein 
in Bezug auf die damalige Bundesversicherungsanstalt für Angestell- 
te (BfA) - nunmehr Deutsche Rentenversicherung Bund - vor, wel- 
che im Jahr 2004 ihre Aktienbeteiligung an der Gemeinnützigen Ak- 
tien-Gesellschaft für Angestellten-Heimstätten (GAGEAH) in Erfül- 
lung des gesetzlichen Auftrags gemäß § 293 Absatz 3 des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch an die Eortress Investment Group EEC 
veräußert hat. 


56. Abgeordnete Wie hoch ist die Verkaufssumme der verkauf- 

Caren ten Wohnungen in den Jahren 1994 bis 2004 

Lay (bitte nach Jahren aufschlüsseln)? 

(DIE EINKE.) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 13. März 2014 

Eine abschließende Ermittlung sämtlicher Verkaufserlöse von Woh- 
nungen aus Bundesbesitz kann nicht durchgeführt werden, weil die 
statistischen Erhebungen sämtlicher Bundeseinrichtungen bzw. de- 
ren Nachfolgeorganisationen uneinheitlich und zum Teü lückenhaft 
sind. Dort, wo statistische Daten vorhanden sind, lassen sich die Er- 
löse aus der Veräußerung von Wohnungen nicht mehr von denen 
aus der Veräußerung anderer Vermögenswerte trennen. 


57. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung 
zu, dass in keinem Eand der Welt so viele 
steuerrechtliche Veröffentlichungen über das 
nationale Steuerrecht wie in der Bundesrepu- 
blik Deutschland erschienen sind, und wenn 
ja, um welche Art von Veröffentlichungen han- 
delt es sich dabei? 


58. Abgeordneter 

Joachim 

Poß 

(SPD) 


Handelt es sich nach Kenntnis der Bundes- 
regierung, sofern steuerrechtliche Veröffent- 
lichungen in deutscher Sprache abgefasst 
sind, dabei auch um Beiträge über ausländi- 
sches Steuerrecht, z. B. Österreichs oder der 
Schweiz, denen nur gemeinsam ist, dass sie in 
deutscher Sprache verfasst wurden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 12. März 2014 

Die Fragen 57 und 58 werden gemeinsam beantwortet. 

Die Bundesregierung führt keine Erhebungen über Art und Umfang 
der steuerrechtlichen Veröffentlichungen durch und hat daher keine 
eigene Kenntnis zu diesen Fragen. Stützt man sich allerdings auf all- 
gemein in diesem Zusammenhang veröffentlichte Quellen, wie z. B. 
eine gemeinsame Studie der PricewaterhouseCoopers AG und der 
Weltbank aus dem Jahr 2006, die einen quantitativen Vergleich der 
unternehmensteuerlichen Gesetze in den großen Industrienationen 
(Belgien, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, 
Niederlande, Schweden, Schweiz, Spanien, USA) anstellte, wird die 
in der Frage formulierte Annahme nicht bestätigt. Diese Studie er- 
gab, dass der Umfang der untersuchten Unternehmensteuergesetze 
in Deutschland lediglich einen Platz im Mittelfeld belegt. 


59. Abgeordneter Ist das deutsche Einkommensteuerrecht - wie 

Joachim vielfach behauptet wird - nach Auffassung der 

Poß Bundesregierung für einen Teil der Steuer- 

(SPD) pflichtigen kompliziert, weil durch Ausnahme- 

und Sonderregelungen zu ihren Gunsten eine 
größtmögliche Einzelfallgerechtigkeit ange- 
strebt wird, oder führt die behauptete Kom- 
plexität zu einer Erhöhung der individuellen 
Steuerbelastung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 12. März 2014 

Die Komplexität der Lebenssachverhalte, an die das Steuerrecht an- 
knüpfen muss, spiegelt sich naturgemäß auch in einem gewissen 
Maß in den steuerlichen Regelungen wider. In der Regel geht es bei 
den komplexeren Regelungen darum, Ausgaben oder Belastungen, 
die nicht jeden Steuerpflichtigen treffen, steuermindernd zu berück- 
sichtigen, z. B. die bekannten Kosten für doppelte Haushaltsführung, 
Betreuungskosten etc. 


60. Abgeordneter Ist es für den normalen Arbeitnehmer, der aus- 

Joachim schließlich Einkünfte aus nichtselbständiger 

Poß Tätigkeit und Kapitaleinkünfte hat, nach Auf- 

(SPD) fassung der Bundesregierung möglich, seine 

Steuererklärung ohne großen Aufwand zu er- 
stellen, und wenn ja, welche formellen Erleich- 
terungen stellt die Finanzverwaltung bereit? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 12. März 2014 

Steuerpflichtige, die ausschließlich Einkünfte aus nichtselbständiger 
Tätigkeit und Kapitaleinkünfte haben, können in der Regel ohne gro- 
ßen Aufwand die Einkommensteuererklärung erstellen. Die Bundes- 
regierung hat im Rahmen der Projektreihe „Bestimmung des büro- 
kratischen Aufwands und Ansätze zur Entlastung“ gemeinsam mit 
dem Statistischen Bundesamt im Jahr 2012 eine Untersuchung veröf- 
fentlicht, die auch den Erfüllungsaufwand im Zusammenhang mit 
Steuererklärungen zum Gegenstand hatte. Diese Untersuchung hat 
ergeben, dass in einem typischen Arbeitnehmerfall durchschnittlich 
230 Minuten zum Ausfällen der Eormulare der Einkommensteuer- 
erklärung gebraucht werden. Eür den von Ihnen angefragten einfa- 
chen Arbeitnehmerfall, in dem ausschließlich Einkünfte aus nicht- 
selbständiger Tätigkeit und Kapitaleinkünfte vorliegen, beträgt der 
Zeitaufwand unter Berücksichtigung von Kindern und Vorsorgeauf- 
wand laut dieser Untersuchung insgesamt ca. 70 Minuten. Kapital- 
einkünfte müssen seit Einführung der Abgeltungsteuer regelmäßig 
nicht mehr erklärt werden und erhöhen den Aufwand daher nicht. 

Zu ähnlichen Ergebnissen kommt eine internationale Studie der 
Steuerberatungsgesellschaft Deloitte mit Stand 2014, die die Einkom- 
mensteuererklärung natürlicher Personen im internationalen Ver- 
gleich untersuchte und dabei die Verhältnisse in 34 Industrie- und 
Schwellenländern einbezogen hat. Eür eine Einkommensteuererklä- 
rung in Deutschland braucht man demnach - wie in 35 Prozent der 
anderen Eänder - durchschnittlich zwischen zwei und fünf Stunden. 
Die Zahl der auszufüllenden Datenfelder liegt ebenfalls im Mittel- 
feld. 

In Deutschland können Steuerpflichtige, die einen einfachen Arbeit- 
nehmerfall erklären wollen, ein vereinfachtes Einkommensteuer- 
erklärungsformular nutzen. Außerdem stehen für alle Steuerpflich- 
tigen Erläuterungen zum Ausfällen der Steuererklärungsvordrucke 
sowie die gerade neu eingeführte vorausgefüllte Steuererklärung und 
die Möglichkeiten der elektronischen Eormulare und des Onlinepor- 
tals der offiziellen Einanzverwaltungssoftware EEStER zur Verfü- 
gung. 


61. 


Abgeordneter 

Manuel 

Sarrazin 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwiefern erachtet es die Bundesregierung 
als notwendig, nach dem Beitritt Eettlands 
zum Europäischen Stabilitätsmechanismus am 
13. März 2014 (www.esm.europa.eu/about/ 
governance / shareholder s /latvia/ index.htm) in 
§ 1 Absatz 1 des Gesetzes zur finanziellen 
Beteiligung am Europäischen Stabilitäts- 
mechanismus (ESM-Einanzierungsgesetz 
ESMEinG) die Höhe der finanziellen Beteili- 
gung der Bundesrepublik Deutschland an den 
Gesamtbetrag des einzuzahlenden Kapitals so- 
wie an den Gesamtbetrag des abrufbaren Ka- 
pitals des ESM gemäß neuem Beitragsschlüssel 
anzupassen, und wie würde sich der Zeitplan 
für solch eine Gesetzesänderung gestalten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Steffen Kampeter 
vom 10. März 2014 

Der Beitritt Lettlands zum Europäischen Stabilitätsmechanismus 
(ESM) hat keine Auswirkungen auf den absoluten Beitrag Deutsch- 
lands zum gezeichneten Stammkapital des ESM. Dieser setzt sich 
weiterhin aus einem Beitrag zum eingezahlten Kapital in Höhe von 
21,71712 Mrd. Euro und einem Beitrag zum abrufbaren Kapital in 
Höhe von 168,30768 Mrd. Euro zusammen. Insoweit ist aufgrund 
des Beitritts Eettlands zum ESM keine Änderung des Gesetzes zur 
finanziellen Beteiligung am Europäischen Stabilitätsmechanismus 
erforderlich. 

Ich verweise ergänzend auf mein erläuterndes Schreiben vom 14. Ok- 
tober 2013 an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages 
(BME-Vorlage Nr. 135/13 VS-NfD). Aufgrund des Beitritts Eett- 
lands zum ESM-Vertrag erhöht sich das genehmigte Stammkapital 
des ESM um den lettischen Beitrag in Höhe von 1,9353 Mrd. Euro 
von 700 Mrd. Euro auf 701,9353 Mrd. Euro. Gleichzeitig ist eine 
Neuberechnung der Beitragsschlüssel erforderlich, sodass sich der 
Beitragsschlüssel Deutschlands geringfügig von aktuell 27,1464 Pro- 
zent auf 27,0716 Prozent verringert. 

Das geänderte Stammkapital sowie der geänderte Beitragsschlüssel 
werden gemäß Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes zu dem Vertrag vom 
2. Eebruar 2012 zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmecha- 
nismus nach dem Beitritt Eettlands zum ESM im Bundesgesetzblatt 
veröffentlicht. 


62. Abgeordneter 

Dr. Gerhard 
Schick 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist es der Bundesanstalt für Einanzdienstleis- 
tungsaufsicht (BaEin) bzw. dem Bundesminis- 
terium der Einanzen rechtlich möglich, die als 
„living will“ bezeichneten Unterlagen der Ban- 
ken, die die Abwicklungsmöglichkeiten darle- 
gen, ganz oder in Teüen der Öffentlichkeit 
oder mir als Abgeordnetem zugänglich zu ma- 
chen, und wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Michael Meister 
vom 13. März 2014 

Das Kreditwesengesetz (KWG) kennt den Begriff „living will“ nicht. 
Vielmehr sieht das KWG in § 47 ff. spezielle Regelungen für Maß- 
nahmen zur Vorbereitung und Durchführung der Sanierung und Ab- 
wicklung von Kreditinstituten sowie zur Erstellung von Sanierungs- 
und Abwicklungsplänen vor. 

Über die allgemeine Regelung zur Verschwiegenheitspflicht in § 9 
KWG hinaus und mit Blick auf die besondere Sensibilität dieser 
Maßnahmen hat der Gesetzgeber in § 47i KWG ausdrückliche Rege- 
lungen zur Wahrung der Vertraulichkeit geschaffen. Die BaEin hat 
danach u. a. die Ergebnisse der durch sie erstellten Abwicklungspla- 
nung sowie die ihr im Zusammenhang mit der Abwicklungsplanung 
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zur Verfügung stehenden Informationen, Einschätzungen, Analysen 
und Gutachten vertraulich zu behandeln. 

Die Sanierungspläne und die Ergebnisse der Abwicklungsplanung 
sind sowohl Geschäftsgeheimnisse im Sinne des § 203 Absatz 2 des 
Strafgesetzbuchs als auch ihrem Wesen nach geheimhaltungsbedürf- 
tig im Sinne des § 99 Absatz 1 Satz 2 der Verwaltungsgerichtsord- 
nung. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind auch grundrechtlich 
geschützt. 

Vor diesem Hintergrund können entsprechende Unterlagen der Ban- 
ken weder der Ölfentlichkeit noch Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages zugänglich gemacht werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


63. 


Abgeordnete 

Annalena 

Baerbock 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchem Quartal welchen Jahres wird die 
Bundesregierung voraussichtlich einen Ent- 
wurf des Bundesteühabegesetzes (Reform der 
Eingliederungshilfe für Menschen mit Behin- 
derungen) vorlegen, um Kindern mit Behinde- 
rungen, die an Regelschulen unterrichtet wer- 
den, die notwendige Betreuung am Nachmit- 
tag zu finanzieren sowie die Aufnahme der 
Hortassistenz in den Katalog der privilegierten 
Eeistungen des § 92 Absatz 2 des Zwölften Bu- 
ches Sozialgesetzbuch veranlassen? 


Antwort des Staatssekretärs Jörg Asmussen 
vom 7. März 2014 

Die Bundesregierung wird in dieser Eegislaturperiode unter Einbe- 
ziehung der Bund-Eänder-Einanzbeziehungen ein Bundesteilhabege- 
setz für Menschen mit Behinderungen erarbeiten. Abschließende 
zeitliche Eestlegungen sind noch nicht getroffen worden. 


64. 


Abgeordnete 

Annalena 

Baerbock 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Ist nach Ansicht der Bundesregierung ein An- 
trag auf Besuch eines Hortes für ein Schulkind 
mit zusätzlichem Eörderbedarf wegen geistiger 
oder körperlicher (oder Mehrfach-)Behinde- 
rung als notwendige Hilfe zu einer angemesse- 
nen Schulbildung und damit als ein privilegier- 
ter Eall nach § 92 Absatz 2 SGB XII zu beur- 
teilen - unter Berücksichtigung des Urteils des 
Eandessozialgerichts Schleswig-Holstein vom 
6. Oktober 2008 (Az. E 9 SO 8/08), wonach 
der Schulbegriff insbesondere bei Kindern mit 
geistiger Behinderung weit zu verstehen ist? 
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Antwort des Staatssekretärs Jörg Asmussen 
vom 7. März 2014 

Es entspricht dem gesetzgeberischen Willen, mit den in § 92 Absatz 2 
SGB XII genannten Maßnahmen den Nachranggrundsatz der So- 
zialhilfe zu durchbrechen und insbesondere Bildung für Kinder und 
Jugendliche mit einer wesentlichen Behinderung zu privilegieren. 
Die Vorschrift ist vor diesem Hintergrund unter Berücksichtigung 
der besonderen Umstände des Einzelfalls auszulegen. Dieser gesetz- 
geberischen Intention folgt auch das Eandessozialgericht Schleswig- 
Holstein in seiner in der Erage angesprochenen Entscheidung vom 
6. Oktober 2008. 


65. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


An welche Adressaten im unterdurchschnitt- 
lich tarifgebundenen Ostdeutschland wurde 
der zwölf Punkte umfassende Eragebogen des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
(BMAS) zur Ermittlung von Problemlagen im 
Zusammenhang mit der Einführung eines ein- 
heitlichen gesetzlichen Mindestlohnes zum 
1. Januar 2015 versandt, und inwiefern können 
einzelne ostdeutsche Unternehmen den Erage- 
bogen beziehen bzw. eine diesbezügliche Stel- 
lungnahme zur genannten Problematik abge- 
ben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 7. März 2014 

Bei dem angesprochenen Eragebogen handelt es sich um die Anlage 
zu einem Schreiben der Bundesministerin für Arbeit und Soziales, 
Andrea Nahles, welches sich an alle Sozialpartnerorganisationen 
richtet und dabei nicht nach Ost- oder Westdeutschland differenziert. 
Eür die Belange einzelner Beschäftigter oder Unternehmen ist die 
Anlage nur bedingt geeignet, da die Eragen vor allem Angaben zur 
gesamten Branchenperspektive zum Gegenstand haben. Entspre- 
chend den Verabredungen des Koalitionsvertrags zwischen CDU, 
CSU und SPD führt das BMAS im Rahmen der Erarbeitung des 
Gesetzentwurfs zur Einführung des allgemein verbindlichen Min- 
destlohnes einen Dialog mit Arbeitgebern und Arbeitnehmern aller 
Branchen. Der Dialog richtet sich insbesondere an die verantwort- 
lichen Repräsentanten der Sozialpartnerorganisationen. Alle Bran- 
chenvertreter erhalten Gelegenheit, in schriftlichen Stellungnahmen 
mögliche Probleme darzulegen, welche sich aus ihrer Sicht im Zu- 
sammenhang mit der Einführung des allgemein verbindlichen Min- 
destlohnes zum 1. Januar 2015 ergeben könnten. Auch können dem 
BMAS Vorschläge zur Berücksichtigung unterbreitet sowie Anpas- 
sungsstrategien der verantwortlichen Tarifpartner angeregt werden. 
Die Möglichkeit zur Stellungnahme steht einzelnen Unternehmen so- 
wie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auch ohne Bezugnahme 
auf den Eragebogen offen. Zu richten sind Stellungnahmen ggf an 
das BMAS. 
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66. Abgeordneter Wie verteilt sich im Rentenzugang 2012 der 

Matthias W. Bezug von Erwerbsminderungsrenten und Al- 

Birkwald tersrenten nach Altersklassen insgesamt und 

(DIE EINKE.) für die Berufsgruppen Gesundheitsdienstberu- 
fe und Bauberufe (analog zu Tabelle 27 auf 
Bundestagsdrucksache 17/2271, S. 233)? 


67. Abgeordneter 

Matthias W. 
Birkwald 

(DIE EINKE.) 


Wie hoch ist die durchschnittliche Rentenbe- 
zugsdauer von Erwerbsminderungsrenten und 
Altersrenten für die in Erage 66 genannten 
Berufsgruppen (insgesamt und getrennt nach 
Männern und Erauen)? 


Antwort des Staatssekretärs Jörg Asmussen 
vom 7. März 2014 

Aussagen zu ausgeübten Tätigkeiten/Berufen anhand der Statistiken 
der Deutschen Rentenversicherung sind nur mit einer Vielzahl von 
Einschränkungen möglich. Insbesondere ist dieses Merkmal statis- 
tisch untererfasst, da z. B. für einige Versicherte in den letzten Jahren 
vor dem Rentenzugang keine Meldungen der Arbeitgeber zur Sozial- 
versicherung vorliegen, aus denen die Informationen zu Berufen ent- 
nommen werden können. Darüber hinaus ist zu beachten, dass eine 
Situation zu einem bestimmten Stichtag bzw. in einem bestimmten 
Berichtsjahr dargestellt wird. Somit kann nur eine Aussage darüber 
getroffen werden, dass von den Rentenzugängen eines Jahres eine 
bestimmte Anzahl von Versicherten zuletzt in einem bestimmten Be- 
ruf gearbeitet hat. Da nur die aktuelle bzw. letzte ausgeübte Tätigkeit 
erfasst wird, können zudem Berufswechsel vor Rentenzugang nicht 
erfasst werden. Insofern können auch keine Aussagen darüber ge- 
troffen werden, ob der Rentenzugang aus dem „ursprünglichen“ Be- 
ruf eines Versicherten oder aus einem anderen Beruf erfolgt. Da- 
rüber hinaus wird seit Dezember 2011 der Tätigkeitsschlüssel aus der 
Meldung der Arbeitgeber zur Sozialversicherung in einer neuen Sys- 
tematik erfasst. Damit sollen in Zukunft verbesserte und zeitgemäße 
Differenzierungen der Berufe ermöglicht werden. Derartige Verän- 
derungen sind mit Übergangsproblemen verbunden. Dadurch ist 
eine weitere Einschränkung in der Aussagekraft des Merkmals in der 
Umstellungsphase zu erwarten. Die Deutsche Rentenversicherung 
weist daher keine Differenzierung des Rentenzugangs 2012 nach 
Berufen in ihrer Statistik aus. Die Anzahl der Zugänge in Versicher- 
tenrenten nach Altersklassen im Jahr 2012 ist in der nachstehenden 
Tabelle aufgeführt. 
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Rentenzugang 2012 

- Zugänge in Versicherten renten nach Altersklassen - 


Altersklasse 

Versichertenrenten 

in Personen 

davon Erwerbs- 
minderungsrenten 

in Personen 

davon Altersrenten 

in Personen 

bis 24 Jahre 

1.329 

1.329 

- 

25 bis 29 Jahre 

3.360 

3.360 

- 

30 bis 34 Jahre 

5.311 

5.311 

- 

35 bis 39 Jahre 

9.605 

9.605 

- 

40 bis 44 Jahre 

17.725 

17.725 

- 

45 bis 49 Jahre 

27.081 

27.081 

- 

50 bis 54 Jahre 

42.066 

42.066 

- 

55 bis 59 Jahre 

52.042 

52.042 

- 

60 bis 64 Jahre 

313.443 

20.164 

293.279 

ab 65 Jahren 

357.488 

- 

357.488 

Summe 

829.450 

178.683 

650.767 


Nach Berufen differenzierte Angaben liegen in den Statistiken der 
Deutschen Rentenversicherung zum Rentenwegfall nicht vor. Eine 
getrennte Ermittlung der durchschnittlichen Rentenbezugsdauern 
für alle als Erwerbsminderungsrente bzw. als Altersrente zugegange- 
nen Renten ist nicht möglich, da Erwerbsminderungsrenten häufig 
auf Antrag in vorgezogene Altersrenten und spätestens mit Errei- 
chen der Regelaltersgrenze in Regelaltersrenten umgewandelt wer- 
den und dann unter der jeweiligen Altersrentenart ausgewiesen wer- 
den. Die durchschnittliche Bezugsdauer von Versichertenrenten ins- 
gesamt beträgt bei den Rentenwegfällen im Jahr 2012 im Durch- 
schnitt 19 Jahre. 


68. Abgeordnete 

Katja 

Dörner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie hat die Bundesregierung den Auftrag aus 
dem interfraktionellen Antrag „Opfern von 
Unrecht und Misshandlungen in der Heim- 
erziehung wirksam helfen“ (Bundestagsdruck- 
sache 17/6143) aus dem Jahr 2011 umgesetzt, 
in Abstimmung mit den Bundesländern auch 
für andere Opfergruppen - im Antrag genannt 
sind Kinder und Jugendliche, die in Einrich- 
tungen der Behindertenhilfe sowie Einrichtun- 
gen der Kinder- und Jugendpsychiatrie unter- 
gebracht waren - Regelungen zu finden, bzw. 
wie soll dieser Auftrag umgesetzt werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Jörg Asmussen 
vom 7. März 2014 

Die Bundesregierung arbeitet mit den Ländern intensiv an einer Lö- 
sung, um für Betroffene, die als Kinder und Jugendliche in Heimen 
der Behindertenhilfe und stationären psychiatrischen Einrichtungen 
Unrecht erfahren haben, eine Regelung zu linden. Der Vorschlag 
der Bundesregierung, diese Gruppen in die bereits bestehenden 
Fonds „Heimerziehung West“ und „Heimerziehung in der DDR“ 
einzubeziehen, ist mit den Ländern vertieft erörtert, im Ergebnis 
aber abgelehnt worden. Die 90. Konferenz der Ministerinnen und 
Minister, Senatorinnen und Senatoren für Arbeit und Soziales der 
Eänder am 26. /27. November 2013 hat zur Erarbeitung einer kon- 
kreten Eösung vorgeschlagen, eine Bund-Eänder-Arbeitsgruppe un- 
ter Vorsitz des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales einzu- 
richten. Diese Arbeitsgruppe hat am 15. Januar 2014 erstmals getagt 
und hält vor der Einleitung weiterer Schritte die Herstellung einer be- 
lastbaren Datenlage (Zahlen zu evtl. Betroffenen und Einrichtungen) 
für erforderlich. Die Eänder werden bis Mitte April 2014 Daten lie- 
fern, auf deren Basis das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
eine Bedarfsabschätzung vornehmen wird. Nach Vorliegen der Da- 
ten soll in der Arbeitsgruppe das weitere Vorgehen geklärt werden. 


69. Abgeordneter 

Klaus 

Ernst 

(DIE EINKE.) 


Welche Höhe dürfen nach Kenntnis der Bun- 
desregierung die tatsächlichen Kosten der Un- 
terkunft und Heizung maximal betragen, damit 
bei einer alleinstehenden Person mit einer 
Wochenarbeitszeit von 37,7 bzw. 38 Stunden 
ein Stundenentgelt von 8,50 Euro (brutto) 
ausreicht, um die Bruttoschwelle nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch zu erreichen 
(Regelbedarf + Kosten der Unterkunft und 
Heizung + Freibetrag)? 


Antwort des Staatssekretärs Thorben Albrecht 
vom 11. März 2014 

Die Bundesregierung hält die Berechnung hypothetischer Brutto- 
lohnschwellen für wenig aussagefähig, weil die Art der Berechnung 
von der jeweiligen Fragestellung abhängt, verschiedene Annahmen 
zu treffen sind und im Einzelfall die Existenz weiterer möglicher Ein- 
kommen sowie etwaige Sonder- und Mehrbedarfe zu berücksichtigen 
sind. 

Unter den in der Frage genannten Bedingungen (Vollzeitarbeit von 
wöchentlich 38 bzw. 37,7 Stunden) und unter Zugrundelegung der 
Steuerklasse I ergäbe sich rein rechnerisch für eine Einpersonen-Be- 
darfsgemeinschaft ein Maximalbetrag von rund 340 Euro (38 Stun- 
den) bzw. rund 335 Euro (37,7 Stunden) für Unterkunft und Hei- 
zung. Der Betrag ist höher als die durchschnittlichen Eeistungen für 
Unterkunft und Heizung für eine Single-Bedarfsgemeinschaft. Diese 
lagen im November 2013 bei rund 285 Euro. 
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70. Abgeordneter 

Dr. Egon 
Jüttner 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die in der Türkei lebenden 
Angehörigen eines in Deutschland tätigen 
türkischen Arbeitnehmers aufgrund eines 
deutsch-türkischen Abkommens aus dem Jahr 
1964 automatisch bei dessen deutscher Kran- 
kenversicherung mitversichert sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Gabriele Lösekrug-Möller 
vom 10. März 2014 

In der Türkei lebende Familienangehörige eines in Deutschland 
krankenversicherten Arbeitnehmers erhalten im Krankheitsfall Leis- 
tungen der Krankenversicherung ihres Wohnsitzstaates. Die der 
Krankenversicherung des Wohnsitzstaates hierdurch entstehenden 
Kosten sind von der deutschen Krankenversicherung zu erstatten. 
Rechtsgrundlage dieser Regelung und damit der Mitversicherung 
von Familienangehörigen ist im Verhältnis zur Türkei das deutsch- 
türkische Abkommen vom 30. April 1964 über Soziale Sicherheit. 

Bei dieser Regelung handelt es sich nicht um eine Besonderheit des 
von Deutschland mit der Türkei geschlossenen Sozialversicherungs- 
abkommens. Sie entspricht vielmehr internationalem Standard, wie 
er bereits seit vielen Jahrzehnten üblich ist. Solche Regelungen fin- 
den Anwendung in der allgemeinen Praxis sowohl des zwischenstaat- 
lichen Sozialversicherungsrechts (bilaterale Sozialversicherungsab- 
kommen) als auch des überstaatlichen Sozialversicherungsrechts 
(EU-Regelungen über soziale Sicherheit - Verordnung (EG) 
Nr. 883/2004^ Sie beinhalten u. a., dass sich der Versicherungs- 
schutz in aller Regel nicht nur auf den in Deutschland wohnenden 
Arbeitnehmer beschränkt, sondern zusätzlich auch die nicht erwerbs- 
tätigen Familienangehörigen, die im Herkunftsland des Versicherten 
wohnhaft geblieben sind, einbezieht. 

Das Sozialversicherungsabkommen steht im Einklang mit internatio- 
nalen und supranationalen Standards, wie sie innerhalb der Europä- 
ischen Union bestehen, und wird strikt eingehalten. 

Durch die Anwendung des deutsch-türkischen Sozialversicherungs- 
abkommens entstehen der deutschen gesetzlichen Krankenversiche- 
rung auch keine Mehrbelastungen, sondern bei Familienangehöri- 
gen, die in der Türkei verbleiben und somit nicht zu den deutlich hö- 
heren deutschen Sätzen medizinisch versorgt werden müssen, sogar 
Einsparungen. 


7 1 . Abgeordnete 

Katja 

Kipping 

(DIE LINKE.) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, dass 
Hausbesuche im Rahmen des Zweiten und des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch nur nach 
Ankündigung möglich sind, da ansonsten das 
grundsätzliche Recht auf Heranziehung eines 
Beistandes nach § 1 3 Absatz 4 Satz 1 des Zehn- 
ten Buches Sozialgesetzbuch auch bei Haus- 
besuchen (vgl. Antwort der Bundesregierung 
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auf meine Schriftliche Frage 62 auf Bundes- 
tagsdrucksache 18/412) nicht gewährleistet 
werden kann? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Gabriele Lösekrug-Möller 
vom 10. März 2014 

Gemäß § 1 3 Absatz 4 Satz 1 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
besteht das Recht auf einen Beistand nur bei „Verhandlungen und 
Besprechungen“. Da es sich bei einem Hausbesuch um eine Form 
der Inaugenscheinnahme nach § 21 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 
SGB X handelt, gilt § 13 Absatz 4 Satz 1 SGB X insoweit nicht. Wie 
bereits in der Antwort der Bundesregierung auf Ihre Schriftliche 
Frage 62 auf Bundestagsdrucksache 18/412 ausgeführt, kann die 
Anwesenheit eines Beistandes bei Hausbesuchen daher nur dann 
beansprucht werden, wenn es zugleich zu einer Verhandlung oder 
Besprechung kommt. Beschränkt sich der Hausbesuch auf eine In- 
augenscheinnahme, kann § 1 3 Absatz 4 Satz 1 SGB X auch nicht zur 
Notwendigkeit der Ankündigung eines Hausbesuchs führen. 

In den Fachlichen Hinweisen der Bundesagentur für Arbeit zu § 6 
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch ist geregelt, dass Hausbesuche 
grundsätzlich im Vorfeld anzukündigen sind, es sei denn, die Ankün- 
digung würde den Zweck des Hausbesuchs vereiteln. Im Übrigen 
kann ein Beistand gegebenenfalls auch noch im Rahmen eines unan- 
gekündigten Hausbesuchs hinzugezogen werden. 


72. Abgeordnete 

Katja 

Kipping 

(DIE LINKE.) 


Welche Möglichkeit zur Kompensation bzw. 
Vermeidung von Bedarfsunterdeckung für 
Leistungsberechtigte nach dem Zweiten Buch 
Sozialgesetzbuch sieht die Bundesregierung im 
Fall, dass die vom Jobcenter gewährten bzw. 
zu gewährenden Leistungen für Unterkunft 
und Heizung die tatsächlichen Kosten, die sich 
im Rahmen der Angemessenheitsgrenzen be- 
wegen, wesentlich unterschreiten bzw. gänzlich 
versagt werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Anette Kramme 
vom 11. März 2014 

Arbeitslosengeld II wird bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen 
nur erbracht, soweit Leistungsberechtigte hilfebedürftig sind. Des- 
halb wird Arbeitslosengeld II nur erbracht, soweit die anerkannten 
Bedarfe nicht durch zu berücksichtigendes Einkommen oder Vermö- 
gen gedeckt sind. 

Bedarfe für Unterkunft und Heizung werden im Rahmen des Ar- 
beitslosengeldes II in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen aner- 
kannt, soweit sie angemessen sind (§ 22 Absatz 1 Satz 1 SGB II). 

Der auszuzahlende Betrag an Arbeitslosengeld II kann dann niedri- 
ger sein als die anerkannten Bedarfe für Unterkunft und Heizung, 
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wenn Einkommen leistungsmindernd berücksichtigt worden ist. In 
diesem Fall ist das vorhandene Einkommen zur Bedarfsdeckung ein- 
zusetzen. 

Im Übrigen wird auf die Antwort der Bundesregierung auf Ihre 
Schriftliche Frage 40 auf Bundestagsdrucksache 18/528 verwiesen. 


73. Abgeordnete 

Jutta 

Krellmann 

(DIE FINKE.) 


Wie hoch sind die durch die Deutsche Renten- 
versicherung infolge der Tarifunfähigkeit der 
Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaf- 
ten für Zeitarbeit und Personal-Service-Agen- 
turen (CGZP) geltend gemachten Beitrags- 
nachforderungen, und in welcher Höhe wur- 
den die bisher gestellten Beitragsnachforderun- 
gen tatsächlich bezahlt bzw. wurde die Summe 
gestundet oder niedergeschlagen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Gabriele Lösekrug-Möller 
vom 12. März 2014 

Den Angaben der Deutschen Rentenversicherung zufolge betragen 
die gegenüber CGZP-Arbeitgebern geltend gemachten Beitragsnach- 
forderungen mit Stand 31. Januar 2014 rund 204,5 Mio. Euro. 

Für den Einzug der nacherhobenen Beitragsforderungen und die 
Stundung bzw. Niederschlagung der zu zahlenden Beiträge sind die 
Krankenkassen als so genannte Einzugsstellen zuständig. Nach An- 
gaben des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen (GKV-Spit- 
zenverband) beträgt die Summe der Zahlungen, die die Arbeitgeber 
aufgrund der Feststellungen im Rahmen der Betriebsprüfungen so- 
wie wegen selbst durchgeführter Ermittlungen zur Höhe der geschul- 
deten Beiträge vorgenommen haben, mit Stand 31. Januar 2014 rund 
61,6 Mio. Euro. Beitragsansprüche wurden nach Angaben des GKV- 
Spitzenverbandes zu diesem Datum in Höhe von rund 39,9 Mio. Eu- 
ro gestundet sowie in Höhe von rund 28,2 Mio. Euro niedergeschla- 
gen. 


74. Abgeordnete Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 

Azize ergreifen, um im Zusammenhang mit der Aus- 

Tank Zahlung von sog. deutschen Ghettorenten an 

(DIE FINKE.) ehemalige Opfer des deutschen Faschismus 

auch die in Polen lebenden Juden bei den Aus- 
zahlungen zu berücksichtigen, insbesondere 
die 130 von 260 heute noch lebenden Perso- 
nen, die nach Auskunft der Vereinigung der 
Jüdischen Kombattanten und im Zweiten 
Weltkrieg Geschädigten in Warschau, die be- 
reits im Jahr 2009 vom Bundesamt für zentrale 
Dienste und offene Vermögensfragen in Bonn 
verifiziert wurden, jedoch nach wie vor 
von er Bundesregierung unter Berufung auf 
ein deutsch-polnisches Rentenabkommen von 
1975 keine sog. deutsche Ghettorente erhalten. 
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da sie angeblich reguläre Rentenzahlungen 
der polnischen Sozialversicherung ZUS erhal- 
ten, die in Wirklichkeit lediglich die Zeit des 
Aufenthaltes in einem Ghetto als Arbeitszeit/ 
Anwartschaft anrechnet, nicht jedoch eine ge- 
sonderte Rente für den Aufenthalt im Ghetto 
vorsieht? 


Antwort des Staatssekretärs Jörg Asmussen 
vom 7. März 2014 

Nach dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Volksrepublik Polen über Renten- und Unfallversicherung 
vom 9. Oktober 1975 (SVA Polen 1975) werden Leistungen nach 
dem so genannten Eingliederungs- und Integrationsprinzip gezahlt. 
Die Versicherungszeiten aus einem Vertragsstaat werden dabei in 
das System des anderen Vertragsstaates übernommen. In Polen 
wohnhafte Personen mit deutschen Versicherungszeiten haben damit 
Anspruch auf eine Rente nach den polnischen Rechtsvorschriften, 
als hätten sie die deutschen Versicherungszeiten in Polen zurückge- 
legt. Dieser aus dem Abkommen resultierenden Verpflichtung der 
Republik Polen steht die Verpflichtung der Bundesrepublik Deutsch- 
land gegenüber, bei den in Deutschland lebenden Personen polni- 
sche Versicherungszeiten in der deutschen Rente wie in Deutschland 
zurückgelegte Versicherungszeiten zu berücksichtigen. 

Das SVA Polen 1975 betrifft unabhängig von der Staatsangehörig- 
keit alle Personen, die Versicherungszeiten in Polen und/oder 
Deutschland nachweisen können, sich am 31. Dezember 1990 in 
Deutschland oder Polen ständig aufgehalten haben und heute noch 
dort wohnen. Das Abkommen steht nach §110 Absatz 3 des Sechs- 
ten Buches Sozialgesetzbuch als zwischenstaatliche Vereinbarung 
über dem innerstaatlichen Recht. 

Für Personen, die am 31. Dezember 1990 in Polen ihren ständigen 
Aufenthalt hatten und heute noch dort haben, darf ein deutscher 
Rentenversicherungsträger aufgrund der nach § 1 1 0 Absatz 3 
SGB VI vorrangigen zwischenstaatlichen Vereinbarung im SVA Po- 
len 1975 eine Rente selbst dann nicht zuerkennen, wenn ein solcher 
Anspruch allein auf der Grundlage des innerstaatlichen Rechts an 
sich bestünde. Zudem sind beide Vertragsstaaten gehindert, die in 
den Artikeln 15 und 16 des SVA Polen 1975 vereinbarten Ausnah- 
men vom Eingliederungsprinzip einseitig im Wege innerstaatlicher 
Gesetzgebung zu erweitern oder einzuschränken. Für die Zahlung 
von Renten an in Polen lebende Personen sowohl aus polnischen als 
auch aus deutschen Versicherungszeiten ist daher ausschließlich der 
polnische Versicherungsträger zuständig. Zu den deutschen Versi- 
cherungszeiten zählen auch Beitragszeiten aufgrund einer Beschäfti- 
gung in einem Ghetto nach dem Gesetz zur Zahlbarmachung von 
Renten aus Beschäftigungen in einem Ghetto, sodass der Zahlungs- 
ausschluss auch Renten mit diesen Zeiten umfasst. Das Bundessozial- 
gericht hat dies in seinem Urteil vom 10. Juli 2012 (Az. B 13R 17/ 
1 1 R) bestätigt. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales prüft 
jedoch, ob von dieser Rechtslage abweichende Eösungen gefunden 
werden können. 
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75. Abgeordnete 

Birgit 

Wöllert 

(DIE LINKE.) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, aus Mitteln des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales für modellhafte Rehapro- 
jekte den Erhalt der Kindernachsorgeklinik 
Berlin-Brandenburg gGmbH in Bernau zu er- 
möglichen, die herz- und krebskranke Kinder 
und Jugendliche nach Herzoperationen, Herz- 
transplantationen oder chemotherapeutischen 
Behandlungen versorgt - einschließlich der in 
den neuen Bundesländern einzigen Möglich- 
keit zur Rehabilitation der gesamten Eamilie -, 
vor dem Hintergrund, dass für die Einrich- 
tung ein Klinikneubau notwendig wird, weil 
die Gebäude des derzeitigen Stammsitzes 
inzwischen ungeeignet sind und zudem 
unter Denkmalschutz gestellt worden sind 
(www.kinderkrebsnachsorge.de/index.php/ 
unsere-aufgaben/unsere-kliniken/ 
kindernachsorgeklinik-berlin-branden#)? 


Antwort des Staatssekretärs Jörg Asmussen 
vom 7. März 2014 

Der Bund hat sich in der Vergangenheit an einzelnen ausgewählten 
Modellvorhaben in der medizinischen Rehabilitation beteiligt. Dieses 
Programm ist jedoch seit dem Jahr 2005 abgeschlossen. Dem Bun- 
desministerium für Arbeit und Soziales stehen deshalb dafür keine 
Haushaltsmittel mehr zur Verfügung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung 
und Landwirtschaft 


76. Abgeordneter 

Harald 

Ebner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache, dass die Europäische 
Behörde für Lebensmittelsicherheit (ELSA) 
ihre Risikobewertung bezüglich der gentech- 
nisch veränderten Maissorte 59122 aufgrund 
von Datenlücken in den Unterlagen des An- 
tragstellers zurückgezogen hat, da nun Schä- 
den für Honigbienen und Marienkäfer durch 
diese transgene Maislinie nicht auszuschließen 
sind bzw. die Umweltverträglichkeitsprüfung 
nicht abgeschlossen werden kann (vgl. State- 
ment der ELSA unter www.efsa.europa.eu/en/ 
efsajournal/pub/3443.htm), und inwieweit hält 
die Bundesregierung vor diesem Hintergrund 
an der Aussage in der vom Bundesministerium 
für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) zu 
verantwortenden Broschüre „Bienen. Unver- 
zichtbar für Natur und Erzeugung“ fest, wo- 
nach eine toxische Wirkung von gentechnisch 
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verändertem Bt-Mais auf gesunde Honigbie- 
nenvölker nach „übereinstimmender wissen- 
schaftlicher Auffassung heute mit hinreichen- 
der Sicherheit ausgeschlossen werden“ kann 
(vgl. S. 14 unten)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Maria Flachsbarth 
vom 7. März 2014 

Die Zulassung von gentechnisch veränderten Organismen erfolgt in 
der Europäischen Union im Rahmen von Einzelfallprüfungen. Bei 
der Maislinie 59122 handelt es sich um einen gentechnisch veränder- 
ten Mais, der in der EU noch nicht zum Anbau zugelassen ist. Die 
EESA konnte ihre Risikobewertung auf Basis der aktuellen Daten- 
grundlage nicht abschließen und hat daher die Durchführung neuer 
experimenteller Studien gefordert, deren Ergebnisse noch vor der 
Abgabe einer Stellungnahme vorgelegt werden sollen. Eine Zulas- 
sung der Maislinie 59122 zu Zwecken des Anbaus kann erst nach 
Vorliegen einer abgeschlossenen Prüfung von möglichen Auswirkun- 
gen auf Umwelt und Gesundheit erfolgen und wäre nur dann mög- 
lich, wenn für den Anbau des gentechnisch veränderten Maises unter 
Einhaltung geeigneter Risikomanagementmaßnahmen keine relevan- 
ten nachteiligen Effekte auf die Umwelt zu erwarten sind. Vor die- 
sem Hintergrund ergibt sich derzeit kein Handlungsbedarf für die 
Bundesregierung. 

In der Broschüre „Bienen. Unverzichtbar für Natur und Erzeugung“ 
heißt es, dass die Auswirkungen von gentechnisch veränderten 
Organismen (GVO) auf Honigbienen im Rahmen der Sicherheits- 
forschung zum Anbau von GVO-Mais untersucht wurden. Ent- 
sprechend wurden einzelfallspezifisch Experimente durchgeführt, in 
denen gezeigt werden konnte, dass die untersuchten GVO keine Aus- 
wirkungen auf Honigbienen hatten. Die Aussage, dass eine toxische 
Wirkung von gentechnisch verändertem Bt-Mais auf gesunde Honig- 
bienen nach „übereinstimmender wissenschaftlicher Auffassung 
heute mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden“ kann, 
bezieht sich somit mangels bisher noch nicht abgeschlossener Um- 
weltverträglichkeitsprüfung nicht auf den nicht zugelassenen Mais 
der Sorte 59122. 


77. Abgeordneter 

Harald 

Ebner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie wird sich die Bundesregierung in der Sit- 
zung des Rates für Umwelt am 3. März 2014 
über den Vorschlag der griechischen EU-Rats- 
präsidentschaft für eine „opt out“-Klausel in 
der Ereisetzungsrichtlinie 200 1/1 8/EG verhal- 
ten, und inwieweit ist die Bundesregierung der 
Auffassung, dass der Vorschlag der Ratspräsi- 
dentschaft eine Erteilung von rechtssicheren 
Anbauverboten für gentechnisch veränderte 
Pflanzen ermöglicht? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Maria Flachsbarth 
vom 7. März 2014 

Die Haltung der Bundesregierung zu dem Vorschlag der griechi- 
schen Ratspräsidentschaft für eine „opt out“-Klausel in der Freiset- 
zungsrichtlinie 2001/18/EG ist noch nicht festgelegt. Daher hat 
Deutschland auf der Sitzung des Umweltrates am 3. März 2014 
einen Prüfvorbehalt eingelegt. 


78. Abgeordneter 

Harald 

Ebner 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwieweit beabsichtigt die Bundesregierung, 
das seit dem Jahr 2001 laufende EU-Zulas- 
sungsverfahren für die gentechnisch veränder- 
te Maislinie 1507 auf mögliche Verfahrensfeh- 
lerjuristisch zu überprüfen, und wie begründet 
die Bundesregierung ihre Entscheidung für 
oder gegen eine derartige Prüfung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Maria Flachsbarth 
vom 7. März 2014 

Die Bundesregierung beabsichtigt keine juristische Überprüfung des 
derzeit laufenden EU-Zulassungsverfahrens für die gentechnisch ver- 
änderte Maislinie 1507. Die Stellungnahmen des Juristischen Diens- 
tes des Rates und der Europäischen Kommission zum Zulassungs- 
verfahren lassen nicht erkennen, dass die Europäische Kommission 
Verfahrensfehler begangen hat und somit rechtswidrig gehandelt hat. 


79. Abgeordneter 

Friedrich 

Ostendorff 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Erkennt die Bundesregierung die Problematik 
an, wonach der Export deutscher Schlachtne- 
benprodukte (zum Beispiel Geflügelkarkasse, 
Geflügelfüße, Schweinekarkasse) massiv in 
lokale Märkte und Produktionsstrukturen in 
Entwicklungs- und Schwellenländern eingreift 
und diese schwächt (vgl. ZDFzoom-Dokumen- 
tation „Hähnchenreste auf Reisen - Das Ge- 
schäft mit unserem Abfall“ vom 5. März 
2014), und wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Bleser 
vom 12. März 2014 

Nein. In den erwähnten Ländern besteht insbesondere in den städti- 
schen Ballungsgebieten eine große Nachfrage nach Schlachtneben- 
produkten. Die Regierungen der betroffenen Entwicklungsländer ha- 
ben die Möglichkeit, Marktstörungen abzuwenden. Allerdings nut- 
zen sie oftmals - ganz bewusst aus Versorgungsgründen - nicht den 
Spielraum, der ihnen im Rahmen der WTO-Abkommen (WTO = 
Welthandelsorganisation) zur Verfügung steht. 
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80. Abgeordneter 

Frank 

Tempel 

(DIE LINKE.) 


Welche Position nimmt die Bundesregierung 
zur Ausweitung der Werbeverbote für Tabak- 
produkte ein, und plant sie entsprechende ge- 
setzgeberische Initiativen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Maria Flachsbarth 
vom 11. März 2014 

Die Verringerung des Tabakkonsums und ein möglichst umfassender 
Schutz vor den Gefahren des Passivrauchens sind vordringliche ge- 
sundheitspolitische Ziele, die von der Bundesregierung mit aufeinan- 
der abgestimmten präventiven, gesetzlichen und strukturellen Maß- 
nahmen verfolgt werden. Derzeit bestehen bereits zahlreiche medien- 
spezifische Verbote für Tabakerzeugnisse, die gesetzlich im Vorläufi- 
gen Tabakgesetz sowie im Jugendschutzgesetz geregelt sind. Hierzu 
zählen z. B. das Verbot der Werbung im Fernsehen, Hörfunk und 
grundsätzlich in den Diensten der Informationsgesellschaft ein- 
schließlich des Internets, das Verbot des Sponsorings von grenzüber- 
schreitenden Veranstaltungen und der Produktplatzierung in audio- 
visuellen Sendungen sowie das grundsätzliche Verbot der Werbung 
für Tabakerzeugnisse in der Presse oder anderen gedruckten Veröf- 
fentlichungen ebenso wie das Verbot der Kinowerbung vor 18 Uhr. 

Eine abgestimmte Haltung der Bundesregierung zur Ausweitung der 
Werbeverbote für Tabakprodukte (z. B. mit Blick auf die Außenwer- 
bung) gibt es derzeit nicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung 


8 1 . Abgeordnete 
Agnieszka 
Brugger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie sieht das Auftragsvolumen für die Neu- 
ordnung des Rüstungsbereiches im Bundesmi- 
nisterium der Verteidigung (BMVg) konkret 
aus (bitte detailliert darlegen), und wie viele 
Verträge mit Beratungsunternehmen sind da- 
für vorgesehen (bitte einzeln mit Angabe der 
infrage kommenden Beratungsunternehmen 
aufschlüsseln; vgl. Handelsblatt, „Scharfer 
Blick in die Truppe“, 28. Februar 2014)? 


82. Abgeordnete 
Agnieszka 
Brugger 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Anforderungen muss das mit der Neu- 
ordnung des Rüstungsbereiches im BMVg be- 
auftragte Beratungsunternehmen erfüllen, um 
diesen Auftrag durchzuführen (bitte Anforde- 
rungen einzeln aufschlüsseln und bei einer po- 
sitiven Entscheidung zugunsten des Beratungs- 
unternehmens McKinsey mit Bezug auf die 
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vorher genannten Anforderungen begründen), 
und in welchem Zeitrahmen soll dies gesche- 
hen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 11. März 2014 

Die Leistungsbeschreibung für die umfassende Bestandsaufnahme 
und Risikoanalyse der zentralen Rüstungsprojekte sowie die Anfor- 
derungen an eine externe Beratungsleistung werden derzeit erarbei- 
tet. Das erforderliche Auftragsvolumen kann erst nach Festlegung 
der zu erbringenden Leistung abgeschätzt werden. Es wird derzeit 
präferiert, den Auftrag an ein Unternehmen zu vergeben. 

Die Vertragslaufzeit ergibt sich aus Art und Umfang der zu erbrin- 
genden Leistung und ist von der o. a. Leistungsbeschreibung abhän- 
gig- 


83. Abgeordneter 

Omid 

Nouripour 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wo haben sich seit Januar 2011 ehemalige 
oder derzeitige Angehörige des Amtes für Mi- 
litärkunde im Nahen Osten dienstlich aufgehal- 
ten, und mit welchen Aufgaben waren sie be- 
traut (bitte einzeln nach Land, Zeitraum und 
Auftrag aufschlüsseln)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Ralf Brauksiepe 
vom 11. März 2014 

Ich verweise auf meine Antwort vom 12. Februar 2014 auf Ihre 
Schriftliche Frage 49 auf Bundestagsdrucksache 18/528. 

Zusätzlich teile ich Ihnen mit, dass Auslandsaufenthalte von Angehö- 
rigen des Amtes für Militärkunde der personellen Besetzung von 
Auslandsdienststellen, der Durchführung von Fachgesprächen mit 
ausländischen öffentlichen Stellen sowie der Ausführung zugewiese- 
ner Aufgaben auch im Hinblick auf die Einsatzbegleitung der Bun- 
deswehr dienten. 

Eine zentrale statistische Erfassung sämtlicher Auslandsaufenthalte 
unter Einbeziehung des jeweiligen Aufenthaltszwecks findet nicht 
statt. Eine weitergehende Auskunftserteilung ist daher nicht möglich. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


84. Abgeordnete 

Veronika 

Bellmann 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die im Posi- 
tionspapier der Bundeszentrale für gesundheit- 
lichen Aufklärung enthaltene Forderung, dass 
Sexualaufklärung bereits im Kindergarten ab 
dem vierten Lebensjahr beginnen soll im Hin- 
blick auf die Eingriffstiefe in das Erziehungs- 
recht der Eltern durch den Bildungsauftrag des 
Staates, und wie kann der Konflikt aus den 
Lehrplänen einiger Bundesländer bezüglich 
der Unterrichtsinhalte der Erziehung zur Ak- 
zeptanz sexueller Vielfalt unter besonderer Be- 
rücksichtigung der Minderheiten von Lesben, 
Schwulen, Bisexuellen, Transgendern, Transse- 
xuellen und Intersexuellen gelöst werden, wenn 
diese auf der Liste der Weltgesundheitsorgani- 
sation (WHO) noch immer als „psychische 
Krankheiten mit Geschlechtsidentitätsstörun- 
gen“ eingestuft sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Garen Marks 
vom 7. März 2014 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass es sich bei dem in der Fra- 
ge benannten Positionspapier der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung (BZgA) um die „Standards für die Sexualaufklärung in 
Europa“ handelt, die gemeinsam von der BZgA und dem Regional- 
büro Europa der WHO entwickelt wurden. 

Die publizierten Standards für die Sexualaufklärung stellen einen 
ganzheitlichen Ansatz der Sexualaufklärung dar. So wird neben der 
Vorstellung des Konzepts und der Erklärung, warum ganzheitliche 
Sexualaufklärung wichtig ist, eine Matrix von Themen dargestellt, 
die die Sexualaufklärung in den verschiedenen Altersgruppen behan- 
deln soll. Die Standards sind als Empfehlungen zu verstehen und 
können als Unterstützung bei der Entwicklung und Erweiterung von 
Curricula, auch in Vorschule und Kindergarten, genutzt werden. Der 
Erziehungsauftrag der Eltern ist hierbei rechtskonform einbezogen. 
Umfang und Art der Umsetzung liegen in der Verantwortung der 
jeweiligen Institution. 

Die Richtlinien und Lehrpläne zur Sexualerziehung in Schulen erar- 
beiten die Bundesländer in eigener Verantwortung. Die Bundesregie- 
rung greift in diese Landeszuständigkeit nicht ein. 

Die Bundesregierung weist darüber hinaus darauf hin, dass die 
WHO unter dem ICD-Code F66.- (ICD = Internationale statistische 
Klassifikation der Krankheiten und verwandter Gesundheitsproble- 
me) die folgende Information eingestellt hat: „Die Richtung der se- 
xuellen Orientierung selbst ist nicht als Störung anzusehen.“ 
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85. Abgeordnete 

Ulle 

Schauws 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welchen konkreten Zeitplan verfolgt die Bun- 
desregierung bei der Vorlage eines Gesetzes 
zur Einführung einer Erauenquote, nachdem 
sie angekündigt hat, in der elften Kalender- 
woche Eckpunkte für die Einführung einer ge- 
setzlichen Frauenquote vorzulegen (DIE ZEIT 
vom 6. März 2014, S. 28)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Elke Ferner 
vom 14. März 2014 

Die Bundesregierung wird Eeitlinien für ein Gesetz für die gleichbe- 
rechtigte Teilhabe von Frauen und Männern an Führungspositionen 
in der Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst zeitnah vorlegen. 
Anschließend wird der Referentenentwurf erarbeitet werden, damit 
das Gesetz im Jahr 2015 in Kraft treten kann. 


86. Abgeordnete 

Beate 

Walter- 

Rosenheimer 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Plant die Bundesregierung konkrete Maßnah- 
men, um die Beteiligungsrechte von Jugendli- 
chen zu stärken, und wenn ja, welche (bitte 
detailliert auflisten nach Maßnahmen und 
jeweiligem Zeitpunkt)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Garen Marks 
vom 7. März 2014 

Die Stärkung der Rechte von Kindern und Jugendlichen ist ein zen- 
trales Anliegen der Bundesregierung. Sie wird auch ein wichtiger 
Aspekt bei der Umsetzung der im Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD vereinbarten Weiterentwicklung der Kinder- und 
Jugendhilfe sein. In diesem Kontext wird die Bundesregierung auch 
die Partizipation von Kindern und Jugendlichen stärken und dabei 
insbesondere eine Erweiterung der Beschwerdemöglichkeiten für 
Kinder und Jugendliche sowie eine aktive Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen in den Jugendhilfeausschüssen und an der Jugend- 
hilfeplanung in den Blick nehmen. 


87. Abgeordnete 

Beate 

Walter- 

Rosenheimer 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann hat die Bundesregierung gemeinsam mit 
den Jugendverbänden mit der Entwicklung des 
Jugend-Checks begonnen, und wann beabsich- 
tigt sie, den Deutschen Bundestag darüber zu 
unterrichten, welche Maßnahmen wie auf ihre 
Vereinbarkeit mit den Interessen der jungen 
Generation überprüft werden sollen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Garen Marks 
vom 7. März 2014 

Partizipation und Chancengleichheit für junge Menschen sowie die 
sektorenübergreifende Beachtung der Interessen der jungen Genera- 



Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


- 61 - 


Drucksache 18/815 


tion gehören zu den politischen Schwerpunkten der Arbeit der Bun- 
desregierung. Entsprechend der Vereinbarung im Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD wird die Bundesregierung in der 
18. Legislaturperiode in enger Abstimmung mit den Jugendverbän- 
den einen Jugend-Check entwickeln. Dies wird ein wichtiger Bau- 
stein im Gesamtkonzept bei der weiteren Entwicklung der Eigenstän- 
digen Jugendpolitik sein. Die Bundesregierung wird den Deutschen 
Bundestag zeitnah über die Planung zur Umsetzung des Jugend- 
Checks unterrichten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


88. Abgeordneter 

Dr. Andre 
Hahn 

(DIE LINKE.) 


Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Nutzung und die Wirkungen von 
Anabolika im Breitensport, insbesondere in 
Eitnessstudios, und was unternimmt die Bun- 
desregierung, um den Missbrauch von Anabo- 
lika, insbesondere bei Kindern und Jugendli- 
chen, deutlich einzuschränken? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ingrid Fischbach 
vom 10. März 2014 

Das Ausmaß der Bereitschaft im Ereizeit- und Breitensport, zur Leis- 
tungssteigerung verbotene Substanzen und Methoden einzusetzen, 
hat die Studie zum Konsum leistungsbeeinflussender Mittel in Alltag 
und Ereizeit (KOLIBRI) des Robert Koch-Instituts untersucht. Zu 
den Ergebnissen zählt, dass die Prävalenz von Dopingmitteln in der 
Bevölkerung ab 18 Jahren zwar eher gering ist, die Einnahme von 
leistungsbeeinflussenden Mitteln allerdings stark zwischen Alter, Ge- 
schlecht, Sportarten bzw. -settings sowie Beschäftigungsumfang und 
Bildungsgrad variiert. Die bei Teilen der Bevölkerung zu beobach- 
tende Bereitschaft, durch eine unreflektierte Anwendung von leis- 
tungssteigernden Mitteln ihre physische und psychische Eitness zu 
verbessern, kann insbesondere bei jungen Menschen (18 bis 29 Jah- 
re) und bei Nutzerinnen und Nutzern von Eitnessstudios konstatiert 
werden. 

Die Bundesregierung verfolgt seit Jahren das Ziel einer wirksamen 
nationalen und internationalen Bekämpfung des Dopings im Sport. 
Sie fördert und unterstützt Antidopingmaßnahmen auf internatio- 
naler und nationaler Ebene. Es gibt vielfältige Regelungen in diesem 
Bereich, die regelmäßig den neuen Entwicklungen angepasst werden, 
um eine effektive Bekämpfung des Dopings zu ermöglichen. Eür den 
Bereich des Anabolikamissbrauchs - nicht nur im Ereizeit- und Brei- 
tensport - gilt: Anabolika unterfallen grundsätzlich den strengen arz- 
neimittelrechtlichen Vorschriften. Insbesondere ist der Erwerb und 
der Besitz einer nicht geringen Menge bestimmter dopingrelevanter 
Substanzen, zu denen auch anabol-androgene Steroide und andere 
anabole Steroide zählen, zu Dopingzwecken im Sport verboten. 
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Neben den gesetzlichen Regelungen fördert das Bundesministerium 
für Gesundheit als Teil der präventiven Maßnahmen im Bereich des 
Medikamentenmissbrauchs und als Bestandteil der Aktivitäten im 
Rahmen des Nationalen Dopingpräventionsplans seit Februar 2013 
das Projekt „No roids inside“. Das Projekt betrachtet Fitnessstudios 
als wichtige Lernorte für Trainings- und Ernährungswissen sowie 
den Umgang mit anabolen Steroiden. Ziel des Projektes ist es insbe- 
sondere, geeignete präventive Maßnahmen für Fitnessstudios und 
deren Umfeld zu entwickeln, die besonders gefährdeten Gruppen 
über die gesundheitlichen Risiken aufzuklären und somit einen Bei- 
trag zur Reduktion des Anabolikamissbrauchs zu leisten. 

Darüber hinaus hat die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä- 
rung im Rahmen der Präventionskampagne „GUT DRAUF“ Mate- 
rial entwickelt, das sich mit dem Thema „Körperbild“ beschäftigt 
und sich an 12- bis 16-jährige Jungen richtet (GUT DRAUF - 
Tipp 7 - Gefährliches Ziel: „Traumbody“). 


89. Abgeordneter 

Dr. Andre 
Hahn 

(DIE LINKE.) 


Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Nutzung des Edelgases Xenon sowie 
der Substanz Full Size MGF im Spitzensport 
in Deutschland, und seit wann hat die Bundes- 
regierung Kenntnisse über die Nutzung von 
Xenon und Full Size MGF im Spitzensport in 
Russland und anderen Staaten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ingrid Fischbach 
vom 10. März 2014 

Kenntnisse über die mögliche Verwendung von Xenon im Spitzen- 
sport liegen der Bundesregierung erst seit der Veröffentlichung von 
Presseberichten im Februar 2014 vor. Hierbei wurde auf Dokumente 
verwiesen, die die Verwendung von Xenon im Spitzensport in Russ- 
land belegen sollen. Über die Verwendung von Xenon im Spitzen- 
sport in Deutschland liegen bisher keine Erkenntnisse vor. Der 
Nachweis dieser Substanz in Athletenproben wird von den durch die 
Welt-Anti-Doping-Agentur (WADA) akkreditierten Laboren welt- 
weit nicht durchgeführt, da Xenon nicht als Substanz auf der Liste 
der verbotenen Substanzen der WADA aufgeführt ist. Zurzeit wer- 
den am Zentrum für präventive Dopingforschung der Deutschen 
Sporthochschule Köln analytische Methoden entwickelt, um Xenon, 
falls es von der WADA verboten wird, im Rahmen von Dopingkon- 
trollen nachweisen zu können. 

Über die Verwendung von Full Size MGF im deutschen und interna- 
tionalen Spitzensport liegen bisher ebenfalls keine gesicherten Er- 
kenntnisse vor. Die Anwendung der Substanz Full Size MGF, eine 
bisher nicht zugelassene pharmakologische Substanz, ist nach dem 
derzeitigen WADA-Reglement verboten. Eine Nachweismethode be- 
steht zurzeit noch nicht. Aber nach der Entwicklung einer solchen 
analytischen Methode können eingelagerte Proben zum Nachweis 
der Substanz bis zu acht (ab dem Jahr 2015 bis zu zehn) Jahre nach 
Probenahme reanalysiert werden. 
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90. Abgeordneter Sind die mir vorliegenden Informationen rich- 

Harald tig, dass die Hürden zur Gewährung einer 

Weinberg Selbsthüfegruppenförderung nach § 20c des 

(DIE LINKE.) Eünften Buches Sozialgesetzbuch verschärft 
wurden, und worin bestehen diese Verschär- 
fungen? 


91. Abgeordneter Was ist der Grund für die einzelnen Änderun- 

Harald gen, und zeichnet sich seit Inkrafttreten ein im 

Weinberg Vergleich zu den Vorjahren verändertes Inan- 

(DIE LINKE.) spruchnahmeverhalten ab? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ingrid Fischbach 
vom 13. März 2014 

Die Eragen 90 und 91 werden wegen des Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Rechtsgrundlage für die Selbsthilfeförderung durch die gesetzlichen 
Krankenkassen ist § 20c SGB V. Danach fördern die Krankenkassen 
und ihre Verbände Selbsthilfegruppen und -Organisationen, die die 
gesundheitliche Prävention und Rehabilitation von Versicherten bei 
einem festgelegten Verzeichnis von Krankheitsbildern zum Ziel ha- 
ben, sowie Selbsthilfekontaktstellen. Gemäß § 20c Absatz 2 SGB V 
beschließt der Spitzenverband Bund der Krankenkassen (GKV-Spit- 
zenverband) die Grundsätze zu den Inhalten der Eörderung der 
Selbsthilfe und zur Verteilung der Eördermittel auf die verschiede- 
nen Eörderebenen und Eörderbereiche, wobei die für die Wahr- 
nehmung der Interessen der Selbsthilfe maßgeblichen Spitzenorgani- 
sationen zu beteiligen sind. Die Eörderung kann durch pauschale 
Zuschüsse und als Projektförderung erfolgen. 

Der Gesetzgeber hat den Krankenkassen und deren Verbänden mit 
der Neuregelung der Selbsthilfeförderung im Rahmen des § 20c 
SGB V zum 1. Januar 2008 bewusst die Möglichkeit gegeben, das 
Eörderverfahren flexibel und eigenverantwortlich zu gestalten. Da- 
mit soll die Entwicklung eines Verfahrens unterstützt werden, das die 
unterschiedlichen Strukturen der Krankenkassen, aber auch die der 
Selbsthilfe auf den verschiedenen Ebenen berücksichtigt und durch 
das die Eördermittel zielgerichtet dorthin gelenkt werden, wo sie zu 
einer Versorgungsverbesserung chronisch Kranker und behinderter 
Menschen beitragen. Dazu gehört auch die kontinuierliche Anpas- 
sung und Regulierung des Eörderverfahrens aufgrund der in den vo- 
rangegangenen Eörderjahren gewonnenen Erfahrungen. 

Bereits Ende des Jahres 2011 hatte der GKV-Spitzenverband begon- 
nen, den Leitfaden zur Selbsthilfeförderung gemäß § 20c SGB V 
vom 10. März 2000 in der Eassung vom 6. Oktober 2009 zu überar- 
beiten, um Schwachstellen der bisherigen Eörderpraxis (z. B. Klar- 
heit bei Begriffen, Herstellung von mehr Eördertransparenz, Rege- 
lungen zur Aufbringung der Mittel bei Kassenfusionen, Einanzie- 
rungsarten, Ausschlusskriterien für die Eörderung) zu beseitigen. 



Drucksache 18/815 


-64- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


An der aktuellen Überarbeitung des Leitfadens zur Selbsthilfeförde- 
rung waren die Verbände der Krankenkassen sowie in beratender 
Funktion die maßgeblichen Spitzenorganisationen der Selbsthilfe 
- Bundesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe von Menschen mit Behinde- 
rung und chronischer Erkrankung und ihren Angehörigen (BAG 
SELBSTHILFE), Der PARITÄTISCHE Gesamtverband, Deutsche 
Arbeitsgemeinschaft Selbsthilfegruppen (DAG SHG) und die Deut- 
sche Hauptstelle für Suchtfragen (DHS) - beteiligt. Somit war sicher- 
gestellt, dass die Erfahrungen und Interessen der Selbsthilfegruppen, 
-Organisationen und -kontaktsteilen einfließen konnten und eine 
praxisnahe, sachgerechte Anpassung möglich wurde. 

Der Prozess der Neufassung des Leitfadens zur Selbsthilfeförderung 
wurde im Juni 2013 abgeschlossen. Der Leitfaden zur Selbsthilfeför- 
derung (Grundsätze des GKV-Spitzenverbandes zur Förderung der 
Selbsthilfe gemäß § 20c SGB V vom 10. März 2000 in der Fassung 
vom 17. Juni 2013) trat mit Wirkung vom 1. Januar 2014 in Kraft. 

Der neugefasste Leitfaden zur Selbsthilfeförderung entspricht dem 
gesetzlichen Ziel, die Förderung der Selbsthilfe weiter zu stärken 
und die Rechtsgrundlage im Interesse einer effizienten und antrag- 
stellerfreundlichen Durchführung der Förderung weiterzuentwi- 
ckeln. Verschlechterungen sind damit nicht verbunden. 

Da der Leitfaden erst zum 1. Januar 2014 in Kraft getreten ist, liegt 
eine Übersicht darüber, ob und inwieweit sich die Änderungen des 
Leitfadens auf das Inanspruchnahmeverhalten auswirken, dem Bun- 
desministerium für Gesundheit nicht vor. 


92. Abgeordnete 

Birgit 

Wöllert 

(DIE LINKE.) 


Welche Maßnahmen wird das Bundesministe- 
rium für Gesundheit vor dem Hintergrund der 
im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU 
und SPD festgelegten Absicht, „Menschen 
mit akuten Krankheiten [eine] schnelle, wir- 
kungsvolle Behandlung“ zu ermöglichen, um 
„chronische Beschwerden möglichst zu vermei- 
den“, ergreifen, um den Neubau der Kinder- 
nachsorgeklinik Berlin-Brandenburg gGmbH 
in Bernau zu unterstützen, die in den neuen 
Bundesländern die einzige Klinik mit einem 
Angebot zur Familienrehabilitation herz- und 
krebskranker Kinder und Jugendlicher nach 
ihrer Behandlung ist, wobei der Neubau not- 
wendig wird, weil der derzeitige Stammsitz 
inzwischen ungeeignet ist und zudem unter 
Denkmalschutz gestellt worden ist 
(www.kinderkrebsnachsorge.de/index.php/ 
unsere-aufgaben/unsere-kliniken/ 
kindernachsorgeklinik-berlin-branden#)? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Annette Widmann-Mauz 
vom 7. März 2014 

Die Finanzierung zugelassener Vorsorge- und Rehabilitationseinrich- 
tungen ist Gegenstand der Vergütungsvereinbarungen zwischen den 
Krankenkassen und den Trägern der zugelassenen Vorsorge- oder 
Rehabilitationseinrichtungen. Bei den Vergütungsverhandlungen 
können auch etwaig anfallende Investitionskosten als Anhaltspunkt 
für die Preisllndung dienen. Aspekte der Betriebskostenfinanzierung 
und der Investitionskostenfinanzierung fallen somit in den Verant- 
wortungsbereich der jeweiligen Vertragspartner. Dabei steht es den 
Vertragspartnern im Fall der Nichteinigung über die Vergütungshö- 
he offen, die Landesschiedsstelle anzurufen und bei dieser die Fest- 
setzung des Vertragsinhalts zu beantragen. Dieser Konfliktlösungs- 
mechanismus bietet den Trägern der Vorsorge- und Rehabilitations- 
einrichtungen ein sachgerechtes und wirksames Instrumentarium, 
um angemessene Vergütungen auch unter Berücksichtigung des je- 
weils bestehenden Investitionsbedarfs zu erreichen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr und 
digitaie Infrastruktur 


93. 


Abgeordnete 

Kerstin 

Andreae 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die PPP-Fi- 
nanzierung (PPP = Public-Private Partnership) 
von Autobahnbauarbeiten und -betrieb ange- 
sichts der verzögerten Fertigstellung durch das 
private Unternehmen Via Solutions Südwest 
an der Autobahn 5 im Abschnitt zwischen 
Offenburg und Appenweier (Badische Zeitung 
vom 4. März 2014, „Land will ab Ostern freie 
Fahrt auf der A 5“), und wie wird das Bundes- 
ministerium für Verkehr und digitale Infra- 
struktur als Eigentümer seiner Pflicht zur Un- 
fallrisikominimierung durch eine möglichst 
schnelle Beendigung der Bauarbeiten in die- 
sem Abschnitt gerecht werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär 
vom 12. März 2014 

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
(BMVI) verfolgt das mit dem Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD für die 18. Legislaturperiode unterstrichene Ziel, 
Öffentlich-Private Partnerschaften (ÖPP) im Bundesfernstraßen- 
bereich als zusätzliche Beschaffungsvariante zu nutzen, weiter. Bei 
einer ÖPP handelt es sich um eine - in Deutschland noch vergleichs- 
weise junge - alternative Beschaffungsvariante der öffentlichen 
Hand. Durch die langfristige Zusammenarbeit zwischen privatem 
und öffentlichem Partner werden Efllzienzgewinne erwartet. Im 
Rahmen des Lebenszyklusansatzes erfolgen Bau, Erhaltung, Betrieb 
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und (anteilige) Finanzierung über eine Vertragslaufzeit von i. d. R. 
30 Jahren aus einer Hand. Im Bundesfernstraßenbereich hat das 
BMVI bisher gute Erfahrungen mit ÖPP gemacht. Der Vergütungs- 
mechanismus der Pilotprojekte wurde weiterentwi ekelt und opti- 
miert, um projekt-spezifisch eine möglichst sachgerechte Vergütungs- 
struktur anzuwenden. 

Auch werden die Streckenlängen variiert. Künftig soll der Projekt- 
schwerpunkt teilweise im Bereich der Erhaltung liegen. Der vertrag- 
lich vorgesehene Gesamtfertigstellungstermin für das ÖPP-Projekt 
A 5 Malsch-Offenburg ist der 30. September 2014. 

Die vom Konzessionsnehmer (KN) einzuhaltende, kurz bemessene 
Frist für das rund 60 km lange Teüstück bzw. dessen sechsstreifigen 
Ausbau wird daher nicht verletzt. Es ist weiterhin davon auszugehen, 
dass der KN die Vertragsfrist wahren wird. Den ganz überwiegenden 
Teil der Ausbauleistungen hat der KN bereits vorfristig erbracht. 

Augrund der in einem Teilstück vorhandenen Unfallgefahr hat der 
Konzessionsgeber den KN aufgefordert, zumindest die Arbeiten für 
die Einrichtung einer 2+2-Verkehrsführung bis zu den Osterferien in 
Baden-Württemberg im Jahr 2014 abzuschließen. Ein weitergehen- 
des Eingreifen ist aus Sicht der Auftragsverwaltung in Abstimmung 
mit der Polizei und der höheren Verkehrsbehörde nicht zwingend er- 
forderlich. 


94. Abgeordnete 
Annalena 
Baerbock 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Gibt es angesichts der Äußerungen der Parla- 
mentarischen Staatssekretärin beim Bundesmi- 
nister für Verkehr und digitale Infrastruktur, 
Katherina Reiche, vom 5. März 2014 in den 
„Potsdamer Neueste Nachrichten“, dass es für 
eine Verlängerung der Berliner S-Bahn- 
Linie 25 von Teltow zum Stahnsdorfer Gewer- 
bepark GREENPARK von der Bundesregie- 
rung und der Deutschen Bahn AG „grünes 
Licht“ gebe, eine vollumfängliche Finanzie- 
rungszusage für den Ausbau der Strecke sei- 
tens der Deutschen Bahn AG, und inwieweit 
würde die Bundesregierung die Regionalisie- 
rungsmittel an das Land Brandenburg erhö- 
hen, um den S-Bahn-Betrieb ohne Kürzungen 
im landesweiten Nahverkehrsangebot realisier- 
bar zu machen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 12. März 2014 

Aufgrund der gesetzlichen Vorgaben liegt die Zuständigkeit für den 
öffentlichen Schienenpersonennahverkehr seit der Realisierung zum 
1. Januar 1996 bei den Ländern, im vorliegenden Fall also beim 
Land Brandenburg. 

Der Bund unterstützt die Länder im Rahmen des Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetzes durch eine anteilige Finanzierung von 
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Investitionen in die Infrastruktur zur Verbesserung der Verkehrsver- 
hältnisse der Gemeinden nach Maßgabe der verfügbaren finanziellen 
Mittel, wenn dies von den betreffenden Ländern an ihn herangetra- 
gen wird. 

Die Initiative für eine Verlängerung der Berliner S-Bahn-Linie 25 
von Teltow nach Stahnsdorf liegt daher zunächst beim Land Bran- 
denburg, welches in dieser Angelegenheit einen vom Land geprüften 
Finanzierungsantrag vorlegen muss. Diesen Antrag hat das Land 
Brandenburg bislang noch nicht gestellt. 


95. Abgeordnete 

Sabine 

Bätzing- 

Lichtenthäler 

(SPD) 


Welche Maßnahmen plant das Bundesministe- 
rium für Verkehr und digitale Infrastruktur für 
einen künftigen Ausbau des Breitbandnetzes 
im ländlichen Raum, und werden bei den ge- 
planten Maßnahmen auch kommunale Initiati- 
ven finanziell unterstützt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär 
vom 7. März 2014 

Flächendeckender Breitbandausbau mit Anschlussgeschwindigkeiten 
von mehr als 50 Mbit/s ist für die Bundesregierung eine Aufgabe 
von höchster gesellschaftspolitischer Bedeutung und entscheidende 
Voraussetzung für Wachstum und Wohlstand sowie die Zukunfts- 
chancen kommender Generationen. Die Bundesregierung wird da- 
her bestehende Maßnahmen ergreifen, die geeignet sind, die erfor- 
derlichen Impulse für den Breitbandausbau zu setzen. Dafür startet 
sie mit der Netzallianz aus Politik und TK-Wirtschaft (TK = Tele- 
kommunikation) das zentrale Projekt. Ziel des ersten Treffens ist es, 
die für die nächsten drei Jahre geplanten Maßnahmen und Investitio- 
nen aller Beteiligten zu benennen und Vorschläge für flankierende 
Maßnahmen zu diskutieren. Auf dieser Grundlage soll ein gemeinsa- 
mer Fahrplan „Meilensteine für die Netzallianz“ erstellt werden. 


96. Abgeordneter Wieso antwortet die Bundesregierung im 

Herbert Februar 2014 auf eine Frage zum Netz- 

Behrens zustandsbericht für die Bundeswasserstraßen, 

(DIE LINKE.) dass dieser noch nicht seit zwei Monaten vor- 
liege, sondern lediglich eine interne Entwurfs- 
fassung vorliege (zu Frage 2 der Kleinen An- 
frage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundes- 
tagsdrucksache 18/549), obwohl die Bundesre- 
gierung etwa vier Monate vorher am 11. No- 
vember 2013 auf die Schriftliche Frage 77 des 
Abgeordneten Gustav Herzog antwortete, dass 
sich „der Netzzustandsbericht 2013 der Bun- 
deswasserstraßen in der redaktionellen Endfas- 
sung“ befindet (auf Bundestagsdrucksache 
18/51), und wird die Bundesregierung den 
Mitgliedern des Ausschusses für Verkehr und 
digitale Infrastruktur des Deutschen Bundesta- 
ges nach Veröffentlichung der Endfassung die- 
ses Netzzustandsberichts auch die „interne 
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Entwurfsfassung“, auf die sich die Antwort 
vom Februar 2014 bezieht, zur Verfügung stel- 
len (bitte mit Begründung)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. März 2014 

In der Antwort auf die Schriftliche Frage 77 des Abgeordneten 
Gustav Herzog auf Bundestagsdrucksache 18/549 wurde daraufhin- 
gewiesen, dass eine Veröffentlichung des Netzzustandsberichts erst 
nach Abschluss des internen Abstimmungs- und Entscheidungspro- 
zesses erfolgen kann. Solange der interne Abstimmungs- und Ent- 
scheidungsprozess noch nicht abgeschlossen ist, handelt es sich somit 
bei dem Netzzustandsbericht um eine interne Entwurfsfassung. Ent- 
wurfsfassungen werden grundsätzlich nicht veröffentlicht. 

Es besteht daher kein Widerspruch zwischen den Aussagen der Ant- 
wort auf die Schriftliche Frage 77 des Abgeordneten Gustav Herzog 
auf Bundestagsdrucksache 18/549 und der Antwort auf Frage 2 der 
Kleinen Anfrage der Fraktion DIE FINKE, auf Bundestagsdruck- 
sache 18/549. 


97. Abgeordneter 

Kai 

Gehring 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Trifft die Berichterstattung der „WESTDEUT- 
SCHE AEEGEMEINE ZEITUNG“ der Eo- 
kalausgabe Bochum vom 14. Januar 2014 be- 
züglich des Ausbaus der Bundesstraße 224 zur 
Autobahn 52 zu, der Parlamentarische Staats- 
sekretär beim Bundesminister für Verkehr und 
digitale Infrastruktur „[Enak] Ferlemann sagte 
die Bundesgelder für den Bau des Bottroper 
Teilstücks erneut ausdrücklich zu“ (bitte im 
Gegensatz zur Antwort auf meine Schriftliche 
Frage 42 auf Bundestagsdrucksache 18/640 
eindeutig beantworten)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. März 2014 

Der Bundesregierung ist die zitierte Aussage der „WESTDEUT- 
SCHE AEEGEMEINE ZEITUNG“ im Eokalteil Bochum vom 
14. Januar 2014 nicht bekannt. 

Richtig ist, dass der Bund zu seiner Aussage steht, diese Maßnahme 
des Vordringlichen Bedarfs des Bedarfsplans für die Bundesfernstra- 
ßen nach Vorliegen des Baurechts und den haushaltsrechtlichen Vo- 
raussetzungen in den Straßenbauplan einzustellen. Insoweit wird auf 
die konkreten Darlegungen der Bundesregierung in ihrer Antwort 
auf die Schriftliche Frage 42 auf Bundestagsdrucksache 18/640 ver- 
wiesen. 


98. Abgeordneter 

Dr. Andre 
Hahn 

(DIE FINKE.) 


Warum weist der Bundesminister für Ver- 
kehr und digitale Infrastruktur, Alexander 
Dobrindt (CSU), in seiner Presseerklärung 
vom 26. Februar 2014 „Fernbusse öffnen neue 
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Dimension der Mobilität“ nicht - mit Blick auf 
Artikel 9 der UN-Behindertenrechtskonven- 
tion - die Zahl der Fernbusverbindungen mit 
barrierefreien Angeboten aus, und wie viele 
der derzeitigen 221 innerdeutschen Fernbus- 
verbindungen (Stand: 31. Dezember 2013) 
sind nach Kenntnis der Bundesregierung bar- 
rierefrei nutzbar? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 10. März 2014 

Die Länder, die für die Erteilung von Genehmigungen im Fernbusli- 
nienverkehr zuständig sind, unterrichten das Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur derzeit quartalsweise über die An- 
zahl der erteüten und beantragten Genehmigungen sowie den Be- 
stand an Genehmigungen am Ende eines Quartals. Das BMVI infor- 
miert über das Ergebnis der Auswertung der Ländermeldungen un- 
ter anderem in Pressemitteilungen. 

Ob und inwiefern Fernbusverbindungen barrierefrei nutzbar sind, ist 
dagegen eine Frage des eigenwirtschaftlichen Betriebs, die nur die 
Unternehmen selbst beantworten können. Eine Berichts- oder Aus- 
kunftspflicht gegenüber dem Bund oder den Ländern besteht nicht. 


99. Abgeordneter 
Stephan 
Kühn 
(Dresden) 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welcher Weise hat der Bund auf die Finan- 
zierungsvereinbarung über die Planungskos- 
ten der Elektrifizierung der Eisenbahnstrecke 
Dresden-Görlitz, die der Freistaat Sachsen 
mit der Deutschen Bahn AG (DB AG) ab- 
schließen will, Einfluss genommen, und warum 
wurde auf die DB AG eingewirkt, den Ab- 
schluss einer Finanzierungsvereinbarung vor- 
erst aufzuschieben (vgl. Sächsische Zeitung 
vom 27. Februar 2014)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 10. März 2014 

Der Bund hat zur Finanzierung von Planungskosten der Elektrifizie- 
rung der Eisenbahnstrecke Dresden-Görlitz nicht auf die DB AG 
eingewirkt, eine Planungsvereinbarung mit dem Land nicht abzu- 
schließen. 

Grundsätzlich ist eine zusätzliche Finanzierung der Planung durch 
Dritte für Vorhaben des Bedarfsplanes für die Bundesschienenwege 
in der Regel nicht erforderlich. Die Planung von Bedarfsplanvorha- 
ben wird im Rahmen einer Pauschale durch den Bund finanziert. 
Für die Vorentwurfsplanung bis Leistungsphase 2 der Honorar- 
ordnung für Architekten und Ingenieure ist seit dem Jahr 2012 
grundsätzlich eine Vorfinanzierung möglich. 
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Es gibt einzelne Ausnahmen von diesem Grundsatz, indem Dritte 
Planungen finanzieren. Über ein solches Vorgehen im Fall der Pla- 
nung des Ausbaus der Strecke Dresden-Görlitz-Grenze Deutsch- 
land/Polen hat kein Gespräch zwischen Freistaat Sachsen, DB AG 
und Bund stattgefunden. 


100. Abgeordnete 

Sabine 

Leidig 

(DIE FINKE.) 


Hält die Bundesregierung die bestehenden An- 
reize zur Umrüstung von Güterwagen auf 
lärmmindernde Bremsbeläge für ausreichend, 
damit entsprechend dem im Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und SPD formulierten 
Ziel bis zum Jahr 2016 die Hälfte der in 
Deutschland verkehrenden Güterwagen umge- 
rüstet wird (bitte mit Begründung), und welche 
im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU 
und SPD festgelegten Maßnahmen zur Halbie- 
rung des Schienenlärmes bis 2020 sollen - bitte 
unter Angabe des Zeitpunkts - umgesetzt wer- 
den? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 7. März 2014 

Die Bundesregierung hält die bestehenden Anreize zur Umrüstung 
von Güterwagen auf lärmmindernde Bremsbeläge für ausreichend. 

Sie beteiligt sich - ungeachtet des Verursacherprinzips - mit Blick 
auf die wirtschaftliche Situation des Eisenbahn-Güterverkehrssektors 
mit einem staatlichen Zuschuss an den Kosten der Umrüstung lauter 
Güterwagen. Diese Ausnahme vom Grundsatz, staatliche Finanzie- 
rung auf die Infrastruktur zu konzentrieren, schöpft zudem den nach 
EU-Beihilferecht für diesen Fall aktuell zulässigen Prozentsatz staat- 
licher Zuschüsse aus. Die Bezuschussung für die Umrüstung auf 
lärmmindernde Bremsen wird fortgesetzt. Gemeinsam mit den Re- 
gierungen der Niederlande und der Schweiz wirbt die Bundesregie- 
rung für eine EU-weite Unterstützung des lärmabhängigen Trassen- 
preissystems. Die Bewertung des Standes der Umrüstung ist entspre- 
chend dem Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD für das 
Jahr 2016 vorgesehen. Zur Halbierung des Schienenverkehrslärms 
werden die Umrüstung des Güterwagenbestandes und auch die Fort- 
führung des Eärmsanierungsprogramms an bestehenden Schienen- 
wegen ganz wesentlich beitragen. 

Im Entwurf zum Bundeshaushalt 2014 ist eine Erhöhung der Mittel 
für die Eärmsanierung von jährlich 100 Mio. Euro auf 120 Mio. Eu- 
ro vorgesehen. 


101. Abgeordnete 

Sabine 

Leidig 

(DIE FINKE.) 


Welche durch wen durchgeführten Forschungs- 
vorhaben des Bundes in welcher Ressortzu- 
ständigkeit befass(t)en sich seit dem Jahr 2005 
mit dem autonomen/automatisierten Fahren 
von Straßenfahrzeugen (bitte auch jeweilige 
Eaufzeit und Höhe der Förderung angeben)? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 7. März 2014 

Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 

Im Auftrag des BMVI wurden bzw. werden durch die Bundesanstalt 
für Straßenwesen (BASt) folgende Forschungsaufträge vergeben: 

• „Rechtsfolgen zunehmender Fahrzeugautomatisierung“ mit den 
Unterprojekten „Grundlagen, technische Ausgestaltung“, „Recht- 
liche Bewertung: Ordnungsrecht und Zulassungsrecht“, „Rechtli- 
che Bewertung: Produkt- und Straßenverkehrshaftungsrecht“ 

Laufzeit: 1. Februar 2010 bis 31. März 2011 

Kostenrahmen: 78 000 Euro; 

• Absicherungsstrategien für Fahrerassistenzsysteme mit Umfeld- 
wahrnehmung 

Laufzeit: 1. August 2012 bis 31. Juli 2013 
Kostenrahmen: 40 000 Euro; 

• „Risikobewertung unterschiedlicher Umsetzungsszenarien des 
Überführens eines automatischen Fahrzeuges in den sogenannten 
, sicheren Zustand‘ “ 

Status: in Vergabe 

Zeitrahmen: 18 Monate 

Kostenrahmen: 115 000 Euro; 

• „Einfluss zunehmender Fahrzeugautomatisierung auf Fahrkom- 
petenz und Fahrkompetenzerwerb“ 

Status: in Vergabe 

Zeitrahmen: 15 Monate 

Kostenrahmen: 100 000 Euro. 

Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 

• Teilprojekt: Verarbeitungsbausteine für autonomes Fahrverhalten 
im Verbundprojekt: Autonome Fahrzeuge für Erprobung und 
Forschung zur automobilen Sicherheit 

Fraunhofer-Institut für Optronik, Systemtechnik und Bildauswer- 
tung (lOSB) - Institutsteil für angewandte Systemtechnik (AST), 
BMBF (Referat 223) 


Laufzeit: 1. Juli 2011 bis 30. April 2013 
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BMBF-Förderung: 339 837 Euro (Hinweis: Projekt wurde mit 
BMBF-Mitteln und EU-Mitteln gefördert, da gemeinsames Pro- 
gramm nach Artikel 185 des Lissabon-Vertrags). 


102. Abgeordnete 

Sabine 

Leidig 

(DIE LINKE.) 


Welche Verbände wurden zum Runden Tisch 
beim BMVI, der sich mit dem autonomen/au- 
tomatisierten Fahren von Straßenfahrzeugen 
befasst, eingeladen bzw. sind Teilnehmer, und 
welches ist die genaue Zielrichtung dieses Run- 
den Tisches? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 7. März 2014 

Das BMVI hat einen Runden Tisch „Automatisiertes Fahren“ 
etabliert, um eine national abgestimmte Position mit allen Beteiligten 
zu erarbeiten, die allen Akteuren rechtssicheres Handeln im Hinblick 
auf etwaige Vorhaben ermöglicht. Damit wird gleichzeitig die 
Voraussetzung für eine einheitliche Positionierung in diesem zu- 
kunftsträchtigen Bereich auch auf internationaler Ebene - sowohl 
für die Bundesregierung als auch für die Industrie - geschaffen. 

Am Runden Tisch „Automatisiertes Fahren“ und entsprechend 
der jeweiligen Zuständigkeit in den eingerichteten Arbeitsgruppen 
„Recht“, „Fahrer/Fahrzeug“ und „Forschung“ wirken - neben zu- 
ständigen Bundesressorts (BMJ, BMWi) und einschlägigen For- 
schungseinrichtungen - Vertreter folgender Verbände mit: 

• Verband der Automobilindustrie e. V. (VDA) 

• Deutscher Verkehrssicherheitsrat e. V. (DVR) 

• Allgemeiner Deutscher Automobil-Club e. V. (ADAC) 

• Verband der Internationalen Kraftfahrzeughersteller e. V. 
(VDIK) 

• Verband der TÜV e. V. (VdTÜV) 

• DEKRA e.V. 

• Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e. V. 
(GDV) 

• Verbrau cherzentrale Bundesverband e. V. (vzbv). 


103. Abgeordnete 

Sabine 

Leidig 

(DIE LINKE.) 


Inwieweit war die Bundesregierung als Vertre- 
terin des Bundes als alleinigem Eigentümer 
der Deutschen Bahn AG in deren Entschei- 
dung einbezogen, dass die DB Energie exklu- 
siv mit dem US-amerikanischen Automobil- 
hersteller für Elektroautos, Tesla Motors 
Inc., kooperiert und eine Ladeinfrastruktur für 
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dessen Fahrzeuge aufbauen will („Deutsche 
Bahn setzt Tesla unter Strom“ vom 14. Januar 
20 1 4, www.manager-magazin.de/untemehmen/ 
autoindustrie/deutsche-bahn-baut-supercharger- 
fuer-elektroauto-model-s-von-tesla-a- 
943534.html), und welche Schlussfolgemngen 
bzw. Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
daraus, dass Tesla dabei voraussichtlich von 
der ermäßigten EEG-Umlage für die DB AG 
profitieren wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. März 2014 

Die von Ihnen angesprochene Zusammenarbeit der DB Energie 
GmbH (DB Energie), einem Tochtemnternehmen der Deutschen 
Bahn AG, mit der Firma Tesla gehört zum operativen Geschäft der 
DB Energie. Im Sinne von § 76 Absatz 1 des Aktiengesetzes leitet 
der Vorstand der DB AG in eigener Verantwortung die Gesellschaft. 
Die Einflussnahme durch den Bund als Alleinaktionär der DB AG 
und als mittelbarer Eigentümer der DB Energie auf operative Ent- 
scheidungen der Gesellschaften ist damit aktienrechtlich ausgeschlos- 
sen. 


104. Abgeordneter 

Harald 
Petzold 
(Havelland) 
(DIE LINKE.) 


Welche Kriterien und Handlungsleitlinien gel- 
ten für die Planung und Errichtung von Tank- 
und Rastanlagen an Autobahnen, und wie ver- 
bindlich sind dabei die Empfehlungen für 
Rastanlagen an Straßen (ERS)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 7. März 2014 

Nach dem Bundesfernstraßengesetz (FStrG) gehört es zu den Aufga- 
ben des Straßenbaulastträgers, nach seiner Leistungsfähigkeit die 
Bundesfernstraßen in einem dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis 
genügenden Zustand zu bauen, zu unterhalten, zu erweitern oder 
sonst zu verbessern (§ 3 Absatz 1 Satz 2 FStrG). Die Rastanlagen 
einschließlich der Nebenbetriebe (z. B. Tankstelle, Raststätte) sind 
straßenrechtlich Bestandteile der Bundesautobahn (§ 1 Absatz 4 
Nummer 1 und 5 FStrG). Zu einem dem regelmäßigen Verkehrsbe- 
dürfnis genügenden Zustand gehört nicht nur die ausreichende Leis- 
tungsfähigkeit des Autobahnnetzes selbst, sondern im Interesse der 
Schnelligkeit und Leichtigkeit des Verkehrs auch die Versorgung der 
Verkehrsteilnehmer mit Rastanlagen, die genügend Möglichkeiten 
zum Tanken und Rasten sowie zur hygienischen Versorgung ohne 
Verlassen der Bundesautobahn bieten. Der Bund als Straßenbaulast- 
träger der Bundesautobahnen (§ 5 Absatz 1 Satz 1 i. V. m. § 1 Ab- 
satz 2 FStrG) ist damit zur Erfüllung dieses Versorgungsauftrags 
gesetzlich gewährleistungsverpflichtet, Rastanlagen als Versorgungs- 
system auf den Bundesautobahnen bedarfsgerecht vorzusehen und 
zu erhalten. 
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Den Grundgedanken des Gesetzgebers aus § 1 Absatz 4 Nummer 5 
und § 15 FStrG entsprechend sollen Autobahnnutzer grundsätzlich 
nicht zum Tanken und Rasten auf die Abfahrt von der Autobahn 
angewiesen sein, sondern vor allem zugunsten eines schnellen und 
effektiven Verkehrsflusses auf die zu den Bundesautobahnen gehö- 
renden und mit einer unmittelbaren Zufahrt zur Autobahn verse- 
henen Nebenbetriebe zurückgreifen können. Die Erhaltung eines 
flächendeckenden Nebenbetriebssystems liegt daher im Interesse der 
Allgemeinheit und stellt eine öffentliche Aufgabe der Daseins- und 
Gewährleistungsverantwortung des Staates dar. 

Grundlage für Planung und Bau von Straßen einschließlich der Rast- 
anlagen bilden technische Regelwerke, die z. B. von der Forschungs- 
gesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e. V. (FGSV) erarbeitet 
und herausgegeben werden. Die Anwendung dieser Regelwerke liegt 
in der Verantwortung der zuständigen Straßenbaulastträger. Die 
Empfehlungen für Rastanlagen an Straßen (ERS) wurden von der 
FGSV im Einvernehmen mit dem damaligen Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) sowie den Straßen- 
bauverwaltungen der Länder erarbeitet und abgestimmt. Sie berück- 
sichtigen die praktischen Erfahrungen der Länder sowie die geltende 
Gesetzeslage und gelten damit als anerkannte Regeln der Technik. 
Das damalige BMVBS bat die Länder mit Allgemeinen Rundschrei- 
ben Nr. 2/2011 vom 2. März 2011, die ERS im Bereich der Bundes- 
fernstraßen einzuführen. Allgemeine Rundschreiben stellen Empfeh- 
lungen an die Straßenbauverwaltungen der Länder dar, die erst dann 
verbindlich werden, wenn die Straßenbauverwaltungen der Länder 
diese durch landeseigene (und damit deren Verwaltung bindende) 
Einführungserlasse oder Vorschriften im Sinne einer einheitlichen 
Regelung einführen. Dies ist für die ERS geschehen. 


105. Abgeordneter 

Markus 

Tressel 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welchen Zeitplan verfolgen die Bundesregie- 
rung bzw. das zuständige Bundesministerium 
und seine nachgeordneten Behörden hinsicht- 
lich der Sanierung der Saar-Schleuse bei Saar- 
brücken-Güdingen, und auf welche Summe 
wird sich der Finanzierungsaufwand für die 
Sanierung der Saar-Schleuse voraussichtlich 
belaufen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 12. März 2014 

Nach derzeitigem Kenntnisstand ist mit Sanierungskosten in Höhe 
von 2 Mio. Euro zu rechnen. 

Mit Blick auf das Verkehrsaufkommen wurde das Wasser- und 
Schifffahrtsamt Saarbrücken beauftragt, die Wirtschaftlichkeit dieser 
Maßnahme zu überprüfen und etwaige Alternativen aufzuzeigen. 
Mit der Vorlage einer entsprechenden Konzeption ist im Frühjahr 
2014 zu rechnen. Erst auf dieser Basis kann das weitere Vorgehen be- 
urteüt und ein Zeitplan festgelegt werden. 
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106. Abgeordneter 

Jürgen 

Trittin 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Mit welchen finanziellen Defiziten muss nach 
Kenntnis der Bundesregierung bei dem sub- 
ventionierten Elughafen Kassel-Calden in je- 
nen zehn Jahren gerechnet werden, in denen 
nach den von der Europäischen Kommission 
veränderten Eeitlinien staatliche Beihilfen für 
Elughäfen und Euftverkehrsgesellschaften ab- 
geschmolzen werden, und wie viele Betriebs- 
kostenzuschüsse könnten in diesen zehn Jah- 
ren eingespart werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katherina Reiche 
vom 12. März 2014 

Die Bundesregierung hat keine Kenntnis über die erfragten Sach- 
verhalte, da sie nicht Anteilseigner am Elughafen ist. Es liegen keine 
Informationen zum operativen Geschäft des Elughafens vor. 


107. Abgeordnete 

Dr. Valerie 
Wilms 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Inwiefern haben die Verfasser des neuen We- 
gekostengutachtens zur Eestsetzung der Ekw- 
Maut die vom Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur in Auftrag gegebene 
Arbeit abgeschlossen, und welche Arbeiten 
müssen noch vollständig abgeschlossen wer- 
den, um belastbare Aussagen zur Höhe der 
künftigen Wegekosten und auch zur möglichen 
Berücksichtigung von externen Kosten treffen 
zu können? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Dorothee Bär 
vom 12. März 2014 

Die Verfasser des neuen Wegekostengutachtens haben dem Bundes- 
ministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur einen Entwurf 
ihres Gutachtens vorgelegt, der derzeit im Bundesministerium intern 
geprüft wird. Nach Abnahme des Gutachtens durch das BMVI 
können belastbare Aussagen zur Höhe der Wegekosten und zur mög- 
lichen Berücksichtigung von externen Kosten gemacht werden. 


108. Abgeordnete 

Sabine 

Zimmermann 
(Zwickau) 
(DIE EINKE.) 


Wie ist der Stand bei der geplanten und teil- 
weise umgesetzten Umstrukturierung und 
Zentralisierung in der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung des Bundes (WSV), mit der 
ein Stellenabbau von 25 Prozent einhergehen 
soll (www.tagesschau.de/wirtschaft/ 
tarifkonfiiktwsvl00.html) und für die im Koali- 
tionsvertrag eine Überprüfung der bisherigen 
Reformschritte und eine Beteiligung der Be- 
schäftigten in Aussicht gestellt wurde, und ist 
die Bundesregierung bereit, hier einen Tarif- 
vertrag zur Absicherung der Beschäftigten vor 
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Nachteilen aus den Umstrukturierungsmaß- 
nahmen mit den Gewerkschaften abzuschlie- 
ßen (bitte begründen)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Enak Ferlemann 
vom 7. März 2014 

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat in seinem 
Beschluss zur WSV-Reform vom 26. September 2012 das damalige 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zur Um- 
setzung der Reformvorschläge aufgefordert. 

Mit der Errichtung der Generaldirektion Wasserstraßen und Schiff- 
fahrt (GDWS) zum 1. Mai 2013 ist der Grundstein der WSV-Reform 
gelegt worden. Nunmehr erfolgt die zentrale WSV-weite Ressourcen- 
steuerung durch die GDWS anstelle von sieben Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen. Die bisherigen Direktionen wurden zu Außenstel- 
len der GDWS. Zur Umsetzung der Reform gehört die Überprüfung 
der im 5. Bericht bekannt gemachten Ämterstruktur, insbesondere 
die Frage der vorgesehenen Trennung von Verkehr und Infrastruk- 
tur. 

Diese Überprüfung erfolgt gemeinsam mit den Beschäftigten der 
WSV, einschließlich der Leiterinnen und Leiter der Ämter, der Son- 
der- und der Fachstellen. Ziel der Überprüfung ist eine Struktur, die 
sowohl den Revierbezug (Verkehrsrelationen), die Änlagenstruktur 
der Wasserstraßeninfrastruktur und die regionalen Änforderungen 
berücksichtigt als auch dabei die regionalen Kompetenzen sichert. 

Die Einbindung der WSV-Beschäftigten und damit Sicherung der re- 
gionalen Kompetenzen entspricht den Änforderungen des Koali- 
tionsvertrages zwischen CDU, CSU und SPD. 

Die im 5. Bericht genannten Ängaben von Stellen und Planstellen in 
der WSV im Jahr 2023 bezogen sich auf die dort genannte Zielstruk- 
tur der gesamten WSV. Diese Ängaben können sich mit der Über- 
prüfung der Zielstruktur auf Ämterebene bei einem anderen Ergeb- 
nis zur Ämterstruktur als die im 5. Bericht aufgezeigte Struktur ver- 
ändern. Insbesondere ist eine Personalbedarfsermittlung für die dann 
festgelegte Zielstruktur der WSV bis Ende des Jahres 2016 durchzu- 
führen. Die Umsetzung der WSV-Reform ist für die Beschäftigten 
sozialverträglich abgesichert. 

Die Leitung des BMVI hat allen Beschäftigten der WSV umfassende 
Zusicherung zur Besitzstandswahrung bei der Umsetzung der WSV- 
Reform gemacht. Die Reform wird gemeinsam mit den Beschäftig- 
ten umgesetzt und nicht gegen sie. Kernpunkte der Zusicherungen 
sind: 

• keine betriebsbedingten Kündigungen, 

• keine Ver- oder Umsetzungen gegen den Willen der Beschäftig- 
ten, 

• umfassende Gehaltssicherung für alle Beschäftigten der WSV, 
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• Anreize für wechselwillige Beschäftigte. 

Zwischenzeitlich hat die Bundesregierung übertarifliche Regelungen 
für die Beschäftigten erlassen und bekannt gemacht. Damit sind alle 
Zusagen des BMVI zugunsten der Beschäftigten rechtlich verbind- 
lich und unwiderruflich wirksam geworden. 

Ein eigenständiger Tarifvertrag ist nicht erforderlich, da die Interes- 
sen der Beschäftigten durch die umfangreichen - beispielhaft ge- 
nannten - Zusagen sozialverträglich abgesichert sind. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 


109. Abgeordnete 
Sylvia 

Kotting-Uhl 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann waren in dieser und in der letzten Wahl- 
periode bei externen oder internen Sitzungen 
der Reaktor-Sicherheitskommission (RSK) 
und ihrer Ausschüsse, abgesehen von Anhö- 
rungen, Vertreter von Herstellern, Betreibern 
oder dem VGB PowerTech e. V., die nicht 
Mitglieder der RSK bzw. des jeweiligen RSK- 
Ausschusses waren, anwesend, und wie viele 
Vertreter waren dies jeweils bei der betreffen- 
den Sitzung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 10. März 2014 

Abgesehen von Anhörungen können Vertreter von Herstellern, Be- 
treibern oder dem VGB PowerTech e. V. nach § 7 der Satzung der 
RSK als Sachverständige hinzugezogen werden. Nach Auskunft der 
RSK-Geschäftsstelle waren im bezeichneten Zeitraum bei externen 
und internen Sitzungen der RSK und ihrer Ausschüsse als zugezo- 
gene Sachverständige anwesend: 
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Ausschuss 

Sitzungsnummer 

Datum 

Anzahl 

Hersteller 

Anzahl 

Betreiber 

Anzahl 

VGB 

AST 

92 

19.09.2013 

1 



AST 

93 

24.10.2013 

1 



AST 

94 

28.11.2013 

1 



AST 

95 

19.12.2013 

1 



EE 

210 

16.03.2011 

1 



EE 

222 

17.10.2012 


1 


EE 

223 

21.11.2012 


1 


EE 

224 

19.12.2012 


1 


EE 

231 

18.09.2013 


1 



Hierbei wird folgende Bezeichnung verwendet: 

• AST: RSK- Ausschuss Anlagen- und Systemtechnik 

• EE: RSK-Ausschuss Elektrische Einrichtungen 


110. Abgeordnete 
Sylvia 

Kotting-Uhl 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche aktuellen Erkenntnisse hat die Bundes- 
regierung über die Situation in Eukushima 
(insbesondere zum Zustand der Wassertanks 
und zum austretenden Wasser sowie zur Ra- 
dioaktivität im Pazifik), und wurde deutsches 
Expertenwissen aus Japan angefragt, bzw. ist 
es bereits vor Ort zum Einsatz gekommen 
(bitte mit Angabe der Behörde o. Ä. und des 
Aufgabengebiets)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 10. März 2014 

Die Bundesregierung wird von der Deutschen Botschaft Tokyo über 
die Situation in Eukushima unterrichtet und im Rahmen des Über- 
einkommens zum Informationsaustausch über die Internationale 
Atomenergie-Organisation (lAEO) von der japanischen Atomauf- 
sichtsbehörde (NRA) regelmäßig über die Ergebnisse des Radioakti- 
vitätsmonitorings des Meerwassers informiert. 

Auf dieser Basis und in Anlehnung an die mit letzter Meldung vom 
4. März 2014 übermittelten Daten über die Radioaktivität des Meer- 
wassers ergibt sich, dass die Konzentrationen aller Radionuklide im 
gemessenen Zeitraum (23. Eebruar bis 1. März 2014) stabil waren. 
Auf der Internetseite der NRA sind die Monitoringergebnisse auch 
öffentlich zugänglich, die folgende URE führt zu den Details der Er- 
gebnisse (http://radioactivity.nsr.go.jp/en/contents/9000/8081/24/ 
Sea_Area_Monitoring_20140304.pdf). 
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Die Gesellschaft für Anlagen- und Reaktorsicherheit (GRS) verfolgt 
mit ihren Experten kontinuierlich die aktuellen Entwicklungen am 
Standort Eukushima. Die Erkenntnisse hieraus fließen unter ande- 
rem in den fortlaufend aktualisierten „Wochenüberblick zur radiolo- 
gischen Situation am Standort Eukushima Daiichi“ ein. Der Wo- 
chenüberblick und weitere Informationen zum Zustand am Standort 
Eukushima können auf der Website der GRS abgerufen werden 
(www.grs.de). 

Die Bundesregierung steht zudem mit dem japanischen International 
Research Institute for Nuclear Decommissioning (IRID) in Kontakt. 
Das IRID soll zentral die Eorschung und Entwicklung (EuE) im Be- 
reich der Stilllegung kerntechnischer Anlagen interdisziplinär sowie 
international steuern und koordinieren. Derzeit werden über das 
IRID Eösungsansätze für die Behandlung und Eagerung von konta- 
minierten Wässern, für interne Untersuchungen an Reaktorsicher- 
heitsbehältern sowie für die Bergung der beschädigten Brennelemen- 
te des havarierten Kernkraftwerks Eukushima Daiichi gesucht. Zur 
Unterstützung des IRID richtete das Bundesumweltministerium am 
16. Dezember 2013 einen Workshop aus, der als Schwerpunktthema 
die Bergung der beschädigten Brennelemente aus den Reaktoren am 
Standort Eukushima behandelte. Die Teilnehmer aus deutschen Eor- 
schungseinrichtungen, Behörden, technischen Sachverständigenorga- 
nisationen und der Industrie konnten mit Vertretern des IRID den 
Zustand der Anlagen in Eukushima, den Eorschungs- und Entwick- 
lungsbedarf sowie das japanische EuE-Verfahren erörtern. Die Teil- 
nehmer des Workshops stehen zum Teil auch weiterhin mit dem 
IRID in Kontakt. Der Bundesregierung ist bekannt, dass deutsche 
Eirmen grundsätzliches Interesse haben, Requests for Information 
des IRID zukünftig zu bearbeiten. 

Die in Japan eingegangenen deutschen sowie internationalen Vor- 
schläge zur Eösung der genannten Probleme werden derzeit durch 
das IRID und weitere Experten analysiert. Unabhängig von diesem 
Analyseprozess wird die Bundesregierung auch weiterhin Hilfestel- 
lungen leisten, um den bereits eingeleiteten Austausch zwischen japa- 
nischen und deutschen Experten zu stärken. 

Zudem beteiligt sich die Bundesregierung an der von der Nuklear- 
energieagentur der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung koordinierten Erforschung der Hintergründe der 
Abläufe in Eukushima. 


111. Abgeordnete 
Sylvia 

Kotting-Uhl 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche schriftlichen und (fern)mündlichen 
Kommunikationsvorgänge gab es im Zeitraum 
vom 14. November bis 10. Dezember 2013 
zwischen dem Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit und dem 
Bayerischen Staatsministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz im Zusammenhang 
mit dem damals noch anhängigen Eeistungser- 
höhungsantrag für das Atomkraftwerk Gund- 
remmingen und der diesen Antrag betreffen- 
den Stellungnahme der Gesellschaft für Anla- 
gen- und Reaktorsicherheit vom 14. November 
2013 (bitte um vollständige Angabe)? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Rita Schwarzelühr-Sutter 
vom 11. März 2014 

Im Zeitraum vom 14. November bis 10. Dezember 2013 gab es zu 
dem Verfahren zum damaligen Antrag auf Leistungserhöhung für 
das Kernkraftwerk Gundremmingen Kommunikationsvorgänge zwi- 
schen dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit und dem Bayerischen Staatsministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz sowohl auf Leitungsebene (am 18. Novem- 
ber 2013) als auch auf Ebene der Fachabteilungen. 


112. Abgeordneter 

Ralph 
Lenkert 
(DIE EINKE.) 


Weshalb nimmt die Bundesregierung die für 
Nutzer oftmals von Kompaktleuchtstofflam- 
pen nicht zu unterscheidenden EED-Eampen 
im Referentenentwurf des Bundesministeriums 
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsi- 
cherheit (BMUB) zum Gesetz zur Neuord- 
nung des Gesetzes über das Inverkehrbringen, 
die Rücknahme und die umweltverträgliche 
Entsorgung von Elektro- und Elektronikgerä- 
ten (Elektro- und Elektronikgerätegesetz - 
ElektroG) nicht unter Artikel 1 § 14 Absatz 1 
Nummer 3 (Gasentladungslampen) und § 48 
Nummer 4 (Gruppe 4 - Gasentladungslam- 
pen) auf? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Florian Pronold 
vom 7. März 2014 

Bei dem veröffentlichten Entwurf für ein Gesetz zur Neuordnung 
des Gesetzes über das Inverkehrbringen, die Rücknahme und die 
umweltverträgliche Entsorgung von Elektro- und Elektronikgeräten 
(Elektro- und Elektronikgerätegesetz - ElektroG) handelt es sich um 
einen noch nicht ressortabgestimmten Entwurf des BMUB. Die 
Frage der Zusammenstellung der Sammelgruppen mit Blick auf die 
Sammlung von Gasentladungslampen und EEDs ist derzeit Gegen- 
stand fachlicher Diskussionen mit allen relevanten Akteuren. Der 
Gesetzentwurf führt insofern in dieser Frage die bisherige Rechtsla- 
ge zunächst fort. Die Ergebnisse der aktuellen Diskussionen werden 
bei der Fortentwicklung des Gesetzentwurfs im Rahmen des Gesetz- 
gebungsverfahrens berücksichtigt. 


113. Abgeordneter 

Ralph 
Lenkert 
(DIE EINKE.) 


Wie soll sichergestellt werden (vgl. dazu Arti- 
kel 1 § 17 Absatz 2 des in Frage 112 genannten 
Gesetzentwurfs), dass Käufer erkennen kön- 
nen, dass sie Atgeräte im betreffenden Ge- 
schäft unentgeltlich abgeben können? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Florian Pronold 
vom 7. März 2014 

§ 18 Absatz 2 des Gesetzentwurfs sieht vor, dass u. a. Vertreiber die 
privaten Haushalte über die von ihnen geschaffenen Möglichkeiten 
der Rückgabe von Altgeräten informieren. 

Daneben sollen Vertreiber, die Elektroaltgeräte gemäß § 17 Absatz 2 
des Gesetzentwurfs zurücknehmen müssen, nach § 25 Absatz 3 des 
Gesetzentwurfs verpflichtet werden, die eingerichteten Rücknahme- 
stellen anzuzeigen. Auf der Grundlage dieser Anzeigen soll die 
Gemeinsame Stelle ein Verzeichnis unter anderem aller Rücknahme- 
stellen im Handel veröffentlichen. Dieses würde es Verbraucherin- 
nen und Verbrauchern ermöglichen, sich im Vorfeld der Rückgabe 
über bestehende Sammelstellen zu informieren. 


114. Abgeordneter 

Ralph 
Lenkert 
(DIE EINKE.) 


Wie ist die Eormulierung im in Erage 113 ge- 
nannten Gesetzentwurf in Artikel 1 § 17 Ab- 
satz 2 „Die Rücknahme im Ealle eines solchen 
Vertriebs ist durch geeignete Rückgabemög- 
lichkeiten in zumutbarer Entfernung zum je- 
weiligen Endverbraucher zu gewährleisten.“ 
(Internethandel) für die Praxis zu verstehen 
bzw. umzusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Florian Pronold 
vom 7. März 2014 

Die Begründung zu Artikel 1 § 1 7 Absatz 2 Satz 5 des Gesetz- 
entwurfs sieht vor, dass Vertreiber, die mithilfe der Fernkommuni- 
kationstechnik Elektro- und Elektronikgeräte unmittelbar an Nutzer 
abgeben, ein grundsätzliches Wahlrecht im Hinblick auf die Realisie- 
rung ihrer Rücknahmeverpflichtung haben. Die Vertreiber könnten 
demnach unter anderem sowohl mit dem stationären Handel koope- 
rieren als auch Rücksendemöglichkeiten schaffen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


115. Abgeordnete 

Annalena 

Baerhock 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wann wird die Bundesregierung die Vorran- 
gigkeit von Bildung im gemeinsamen Unter- 
richt an einer (wohnortnahen) Regelschule 
bundesweit gesetzlich verankern, um den Defi- 
nitionsspielraum über „Angemessenheit“ von 
Bildung in Bezug auf die von Kommunen z. T. 
nach meiner Kenntnis als „unangemessen“ an- 
geführten Kosten der Eingliederungshilfe nach 
dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch aus dem 
Weg zu räumen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stefan Müller 
vom 7. März 2014 

Die Gesetzgebungskompetenz im Bereich des Schulwesens liegt aus- 
schließlich bei den Ländern. Die Bundesregierung plant insofern kei- 
ne gesetzliche Regelung zur Verankerung der Vorrangigkeit von Bil- 
dung im gemeinsamen Unterricht an einer (wohnortnahen) Regel- 
schule. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


116. Abgeordneter 
Uwe 
Kekeritz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Projekte in Kooperation mit Unter- 
nehmen unterstützt die Bundesregierung der- 
zeit oder zukünftig im Bereich der ländlichen 
Entwicklung und Ernährungssicherung in Ent- 
wicklungs- und Schwellenländern (bitte Unter- 
nehmen und Projekte auflisten), und in wel- 
chem flnanziellen Umfang werden diese unter- 
stützt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Hans-Joachim Fuchtel 
vom 10. März 2014 

Die Bundesregierung führt derzeit im Rahmen der Technischen Zu- 
sammenarbeit 93 Kooperationsprojekte mit Unternehmen durch. 

Davon fördert das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung (BMZ) derzeit 82 Entwicklungspartner- 
schaften mit der Wirtschaft über die Programme develoPPP.de und 
Afrika-Eazilität. Darüber hinaus kooperiert das BMZ (über seine 
Durchführungsorganisationen) in Vorhaben der regionalen und bila- 
teralen Entwicklungszusammenarbeit mit der Privatwirtschaft. 

Im Rahmen der bilateralen technischen Zusammenarbeit mit dem 
Ausland auf dem Gebiet der Ernährung und der Eandwirtschaft 
führt das Bundesministerium für Ernährung und Eandwirtschaft 
(BMEE) derzeit elf Wirtschaftskooperationsprojekte in Entwick- 
lungs- und Schwellenländern durch. Eür das Jahr 2014 sind zwei wei- 
tere Wirtschaftskooperationsprojekte in Vorbereitung. Die Beiträge 
der Unternehmen erfolgen überwiegend in Eorm von Sachleistungen 
(v. a. Technik und Betriebsmittel), verbunden mit fachspeziflschen 
Beratungsleistungen. Die Beiträge der Partnerländer erfolgen in der 
Regel durch Sachleistungen und Beteüigungen an Schulungsmaßnah- 
men. 


Details entnehmen Sie bitte den beigefügten Eisten von BMEE und 
BMZ. 



Wirtschaftskooperationsprojekte in Schwellen- und Entwicklungsländern, die im Rahmen des Bilateralen Kooperationspro- 
gramms (BKP) des BMEL derzeit durchgeführt werden oder geplant sind: 

Stand; 04.03.2014 

(Hinweis; Beitrag des Privatsektors i.d.R. ca. 50 % (von 25-55 %) 
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117. Abgeordneter 
Uwe 
Kekeritz 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Probleme sieht die Bundesregierung 
beim Abschluss der Economic Partnership 
Agreements (EPAs), und welche Eolgen hätte 
es für die Eänder Botsuana, Cote d’Ivoire, 
Eidschi, Ghana, Kenia, Kamerun, Namibia 
und Swasiland, wenn bis zum 1. Oktober 2014 
keine EPAs abgeschlossen würden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Thomas Silherhorn 
vom 10. März 2014 

Zum 1. Oktober 2014 soll die Änderung der Marktzugangsverord- 
nung (EG) Nr. 1528/2007 wirksam werden, die dazu dient, die 
Übereinstimmung mit den Regeln der Welthandelsorganisation 
wiederherzustellen. Die Gruppe der am wenigsten entwickelten Eän- 
der würde nach dem 1. Oktober 2014 im Rahmen der Everything- 
but-Arms-Initiative weiterhin zoll- und quotenfreien Zugang zum 
EU-Markt erhalten. Ghana, Cote d’Ivoire, Eidschi, Kenia, Kamerun 
und Swasiland könnten ab dem 1. Oktober 2014 die Vergünstigun- 
gen im Rahmen des Allgemeinen Präferenzsystems der EU nutzen. 
Als Länder mit einem hohen mittleren Einkommen wurden Namibia 
und Botsuana nicht unter das Allgemeine Präferenzsystem der EU 
fallen. 

Am 24. Januar 2014 konnte die Europäische Kommission eine Eini- 
gung über ein Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit Westafrika 
erzielen, die am 17. Eebruar 2014 von den Handels- und Einanz- 
ministern Westafrikas bestätigt wurde. Die Bundesregierung setzt 
sich weiterhin mit Nachdruck dafür ein, dass bis zum 1. Oktober 
2014 auch die übrigen von der Europäischen Kommission geführten 
Verhandlungen erfolgreich abgeschlossen werden. 


Berlin, den 14. März 2014 


Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon {02 21) 97 66 83 40, Fax {02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 

ISSN 0722-8333 



